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Editorial
Der Vorgänger des Plakats war das Flugblatt. Als rein verbales 
Medium wurde es anfangs vergrößert und hatte die Funk-
tion der klassischen »Affi che« als Schriftplakat ohne »visu-
elles Lasso«. Spätestens seit der Weimarer Republik, mit der 
durchgreifenden Demokratisierung in Deutschland, wurde das 
Flugblatt durch den Schnelldialog der Plakatpropaganda mit 
ihren Regeln ersetzt: Emotionalisierung durch Illustration, 
Vereinfachung, Wiederholung, werbende Überhöhung und 
denunzierende Unterstellung. Einzug hielten nun politische 
Symbolik und Antisymbolik, das Gegeneinander von Gut und 
Böse, die Personalisierung und das Arbeiten mit Stereotypen. 
Das politische Plakat folgte damit den formalen Ansprüchen 
der kommerziellen Produktwerbung: Häufung, Blickfang und 
Eindruck durch Größe. Die bestmögliche Platzierung sollte die 
Wirkung am Zielobjekt, dem Passanten, garantieren: lücken-
lose Erfassung, große Reichweite, Allgegenwart und Unent-
rinnbarkeit. Bei allen Veränderungen unserer Mediengesell-
schaft – an diesen zentralen Punkten der Plakatwerbung hat 
sich nur wenig geändert. Gerade im »Superwahljahr« 2009 
ist es von besonderem Interesse, auch auf die historischen 
Kontinuitäten hinzuweisen.

Das politische Plakat ist eine historische Quelle ersten Ranges, 
an der nicht zuletzt Medienkompetenz eingeübt werden kann. 
Bei der Analyse eines Plakats sind die unterschiedlichsten As-
pekte zu beachten: Inhalt und Gestaltung, Themen, Akteure, 
Symbolik, Farbgebung, Stilmittel, Zielgruppe und Auftrag-
geber, Intention, Kommunikationsstrategien, aber auch die 
Fragen nach der Wirkung, Überzeugungskraft und nach dem 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Kontext, in dem 
das Plakat »affi chiert« wurde. 

Mit dem vorliegenden Themenheft von »Politik & Unterricht« 
ist es gelungen, über den langen Zeitraum von der ersten 
Demokratie auf deutschem Boden, der sogenannten Weima-

rer Republik, über die Zeit der NS-Diktatur bis hin zum Ende 
der Adenauer-Ära politische und teilweise auch kommerzielle 
bzw. künstlerische Plakate für den praktischen Unterricht auf-
zubereiten. Wir sind damit in der Lage, den Lehrerinnen und 
Lehrern des Landes einen besonderen Fundus an visualisierter 
Geschichte zu liefern. Besonders wichtig ist uns dabei auch 
die Möglichkeit, nicht nur deutschlandweite Bezüge zu the-
matisieren, sondern bei der Behandlung aller Epochen auch 
den landesgeschichtlichen Bezug zu garantieren.

Dieses Projekt wurde nur möglich, weil uns die Stadtarchive 
Karlsruhe und Mannheim das zur Verfügung gestellt haben, 
was sie auszeichnet: ihr »Erinnerungsvermögen der Stadt«. 
Der weitaus größte Teil der hier abgedruckten Plakate stammt 
aus den Archiven der beiden baden-württembergischen Groß-
städte. Den Leitern beider Archive, Dr. Ernst Otto Bräunche 
und Dr. Ulrich Nieß, gilt unser herzlicher Dank für die Zu-
sammenarbeit und für die Möglichkeit, den Lehrerinnen und 
Lehrern des Landes diese besondere Sammlung historischer 
Quellen zur Verfügung stellen zu können.

Lothar Frick
Direktor der LpB

Dr. Reinhold Weber
Chefredakteur

Die Landeszentrale trauert um Professor Ernst Jung 
Die Landeszentrale für politische Bildung trauert um Profes-
sor Ernst Jung, der am 11. März 2009 im Alter von 86 Jahren 
verstorben ist. Er hat über Jahrzehnte als Fachleiter am 
Staatlichen Seminar für Didaktik und Lehrerbildung (Gymna-
sien) in Esslingen und bei der Landeszentrale für politische 
Bildung Baden-Württemberg Didaktik und Methodik seines 
Faches im Land belebt und weit darüber hinaus prägend 
beeinfl usst. Er gehörte zu den Initiatoren und Gestaltern 
der Zeitschriften »Politik & Unterricht« sowie »Die deutsche 
Frage im Unterricht«, die nach der Wiedervereinigung in 
»Deutschland und Europa« umbenannt wurde. In beson-
derem Maße widmete sich Ernst Jung – auch nach seiner 
Pensionierung – den Themen der deutschen Einheit und der 
europäischen Integration. Die fächerverbindende Koopera-
tion war ihm immer ein Anliegen. 

Die herausragenden Verdienste von Prof. Ernst Jung um 
die politische Bildung wurden 1991 mit der Verleihung 
des Bundesverdienstkreuzes gewürdigt. Sein geradezu un-
erschöpfl icher Ideenreichtum, seine Begeisterung für die 
Sache und sein umfassendes Wissen machten ihn zu einem 
faszinierenden Lehrer. Sein hoher Anspruch und sein enor-
mes Arbeitspensum waren für andere stets Verpfl ichtung 
und Herausforderung zugleich. Seine Inspiration wirkte an-
steckend und bleibt unvergessen. Die politische Bildung 
und insbesondere der Gemeinschaftskundeunterricht an den 
Schulen des Landes haben Prof. Ernst Jung viel zu verdan-
ken. Wir werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren. 

Direktor Lothar Frick, auch im Namen der Redaktionsmit-
glieder von »Politik & Unterricht«

Politik & Unterricht • 2/3-2009
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Geleitwort des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport
Wahlplakate begegnen uns am Straßenrand, an Litfaßsäulen 
oder an Häuserfassaden. Wenngleich sich die Werbemedien 
und die Kommunikationskanäle der politischen Parteien stark 
verändert haben, so spielt das politische Plakat weiterhin 
eine wichtige Rolle in den Werbekampagnen der Parteien. 

Wahlplakate aus früheren Zeiten sind hingegen eine wert-
volle Geschichtsquelle. Sie geben Auskunft über den po-
litischen Standpunkt einer Partei und über die Art und 
Weise, wie politische Auseinandersetzungen geführt und 
gesellschaftliche Konfl ikte gelöst wurden. In ihren Plakaten 
haben die politischen Parteien oft soziale oder wirtschaft-
liche Probleme der Zeit aufgegriffen. So lässt sich an einem 
Plakat gut erarbeiten, was die Menschen damals bewegte, 
welche Hoffnungen und Ängste sie hatten.

Mehr noch: Plakate eignen sich bestens dazu, im Unterricht 
Medienkompetenz zu vermitteln und Quellenkritik zu üben. 
Dabei geht es darum, politische Werbestrategien zu analy-
sieren und zu dechiffrieren, Wirkung und Einfl uss einer visu-
ellen Botschaft kritisch einzuschätzen, Urheber und Adres-
saten einer Botschaft sowie deren Interessen zu benennen 
und sich einen eigenen Standpunkt zu bilden. Aber auch 
vermeintlich simple Fragen lassen sich mit einem Plakat 
formulieren, etwa welche Emotionen mit welchen Mitteln 
geweckt werden. Hier geht es um die Kraft der Bilder an sich, 
aber auch um das Zusammenspiel von Text bzw. Slogan und 

Bild. Anhand von Plakaten – vor allem solchen von extremis-
tischen Parteien und aus der Zeit der NS-Diktatur – lassen 
sich darüber hinaus auch manipulative Strategien und die 
Wirkung suggestiver Bilder und Stereotype erarbeiten.

Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport dankt der 
Landeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg, 
dass sie sich mit dem vorliegenden Themenheft der Zeit-
schrift »Politik & Unterricht« erneut einer wichtigen einzel-
nen Quellengattung widmet. Sie hat dies bereits in früheren 
Heften getan, etwa mit Ausgaben zu politischen Karikaturen 
oder historischen Liedern. Mit diesem Heft bietet sie nun 
den Lehrerinnen und Lehrern des Landes einen einzigartigen 
Fundus an politischen Plakaten mit teilweise landes- und 
lokalgeschichtlichem Bezug aus drei Epochen der deutschen 
Geschichte. Die mit ausführlichen und abwechslungsreichen 
Arbeitsvorschlägen präsentierten Plakate sind eine ganz be-
sondere Ergänzung zum Schulbuch. Nicht zuletzt regen sie 
zum fächerverbindenden Unterricht und zum Unterricht mit 
hohem Aktualitätsbezug an – zumal in »Superwahljahren« 
wie diesem.

Gernot Tauchmann 
Ministerium für Kultus, Jugend und Sport 
Baden-Württemberg

DIE AUTOREN DIESES HEFTES

Die beiden Karlsruher Autoren in der Erinnerungsstätte Stän-
dehaus vor der Informationstafel »Straße der Demokratie«: 
Dr. Ernst Otto Bräunche (links) ist Leiter von Stadtarchiv 
& Historische Museen Karlsruhe. Rainer Gutjahr ist Ober-
studienrat i. R. (Geschichte, Politik und Französisch). Er 
ist Mitglied im Arbeitskreis Landeskunde/Landesgeschichte 
am Regierungspräsidium Karlsruhe und arbeitet im Bereich 
Archiv- und Museumspädagogik.

Die beiden Mannheimer Autoren im Stadtarchiv Mannheim –
Institut für Stadtgeschichte bei der Sichtung von Plakaten: 
Dr. Hanspeter Rings (links) ist Stadthistoriker und stellver-
tretender Abteilungsleiter Historisches Archiv, Dr. Andreas 
Schenk ist Leiter der Bild- und Filmsammlung, beide Stadt-
archiv Mannheim – ISG.

Politik & Unterricht • 2/3-2009
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●●●  E INLEITUNG

Plakatives mit Hintergrund: Zur Geschichte des Plakats 
in Politik und Gesellschaft

Das Medium Plakat vermittelt Geschichte augenscheinlich 
plakativ, doch bei kritischer Analyse erschließt sich bis-
weilen eine Bedeutungsvarianz, die weit übers Plakative 
hinausgeht. Der »Anschlag« beginnt einerseits durch die 
Einbettung in historische Bezüge zu sprechen und vermag 
andererseits das geschichtliche Wissen zu vertiefen. Jedoch 
ist zu beachten, dass das Plakat zumeist nicht objektive 
Information, sondern die subjektive Meinung seines Auf-
traggebers zu verbreiten sucht, um damit beim Rezipienten 
bewusste oder unbewusste Attitüden und Handlungen zu 
bewirken. So haben sich im politischen Plakat nicht nur die 
häufi g zugespitzten politischen und sozialphilosophischen 
Ideen und Visionen konkretisiert und erhalten. Ferner verrät 
es durch seine inhaltliche Verzerrung gegebenenfalls sogar 
etwas darüber, was sein Absender zu verschweigen suchte. 
Freilich lässt sich nicht eindeutig bestimmen, was als po-
litisches Plakat zu gelten hat. Konsens dürfte aber darüber 
bestehen, dass es in erster Linie Plakate der politischen 
Parteien, gesellschaftlichen Organisationen und des Staats 
sind. Innerhalb dieses Spektrums machen die parteipoli-
tischen Wahlanschläge in der Weimarer Republik und der 
Bundesrepublik gewiss den Löwenanteil aus. 

Auch wenn die Litfaßsäule bis heute vielfach im öffent-
lichen Raum präsent ist, gleichsam als zeitloser Werbe- und 
Informationsträger zwischen Zeitung, Radio, Fernsehen und 
PC für insbesondere kommerzielle, kulturelle oder politische 
Zwecke, so wird das Plakat doch kaum mehr in solch hohem 
Maße wahrgenommen wie noch ehemals. War kommerzi-
elle, kulturelle oder politische Werbung bis in die 1920er 
Jahre – neben dem Zeitungsforum – fast ausschließlich 
Plakatwerbung, so ist der Anschlag in der Gegenwart einzig 
noch Teil eines gigantischen Media-Mixes. Damit aber muss 
das historische Plakat aufgrund seines in vergangenen 
Tagen hohen medialen Stellenwerts auch als erstrangige 
historische Quelle angesehen werden. Durch sein beträcht-
liches semantisches und ikonographisches Bedeutungs-
potenzial und -spektrum in der Text- bzw. Bildaussage lie-

Politische Plakate
Von der Weimarer Republik bis zur jungen Bundesrepublik

fert es nicht nur Sachinformation – und sei es indirekt 
durch Fehlinformation –, sondern erlaubt geradezu einen 
Blick in die kollektive emotionale Situation vergangener 
Tage. So verrät der Anschlag, dessen ureigenstes Terrain die 
bevölkerte Straße ist, insbesondere etwas über die aus den 
je gegebenen allgemeinen Lebensverhältnissen erwachsene, 
historisch nur schwer greifbare Mentalität der sogenannten 
breiten Masse. Plakate sprechen in ihrem je eigenen zeit-
typischen Appellationsstil, der die kollektive Stimmungslage 
aufscheinen lässt. So machen beispielsweise Anschläge mit 
Verhaltensbestimmungen bei Fliegergefahr das Bedrohungs-
potenzial der Luftangriffe im Ersten Weltkrieg deutlich, die 
im kollektiven Bewusstsein durch die verheerenden Angriffe 
des Zweiten Weltkriegs weitgehend überdeckt sind. 

Die Entwicklung des Plakats und die Litfaßsäule
Abgesehen von den in der Regel nur moderat graphisch 
gestalteten Theaterspielplänen und den Kinoprogrammen 
als detaillierten Informationsträgern oder dem schlichten 
(politischen) Veranstaltungsplakat, ist das reine Schriftpla-
kat heute eher die Ausnahme. Damit repräsentieren solche 
Stücke gleichsam die »Dinosaurier« unter den Plakaten. Denn 
in seiner frühesten Ausprägung war der Anschlag noch reines 
Informationsmedium. Eine über die bloße Information hi-
nausgehende Form und Gestaltung galt als nicht angesagt. 
Es zählte nur die Sachinformation: Wer neuerdings für vogel-
frei erklärt worden ist, wann der Zirkus in die Stadt kommt, 
was Martin Luther in seinen Thesen an der Wittenberger 
Schlosskirche zu verkünden hat. Seine Blüte fand der einfach 
gehaltene Schriftanschlag hierzulande in der Revolutions-
zeit 1848/49, als aufgrund des politischen Drucks von unten 
die Zensur zunächst gelockert wurde. Die Folge war eine Flut 
revolutionärer und antirevolutionärer Parolen, Bekanntma-
chungen, Befehle usw. an den Hauswänden. Daraufhin durf-
ten wegen der Unruhen ohne ortspolizeiliche Erlaubnis keine 
Anschläge mehr angebracht werden, was Friedrich Engels in 
der »Neuen Rheinischen Zeitung« vom 27. April 1849 heftig 
kritisierte: »Und was hilft mehr, die revolutionäre Leiden-
schaft unter den Arbeitern lebendig zu erhalten, als gerade 
die Plakate, die jede Straßenecke in eine große Zeitung 
verwandeln, in der die vorbeikommenden Arbeiter die Ta-
gesereignisse verzeichnet und glossiert (…) fi nden (…).« 
Die deutsche Obrigkeit aber suchte den Proletarier in den 
sich industrialisierenden Städten klein zu halten, ihm keine 
Stimme, auch kein politisches (Plakat-)Forum zu geben. 
Dementsprechend wurde – auch in Südwestdeutschland – 

Politik & Unterricht • 2/3-2009
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Einleitung

das freie Plakatieren unterbunden. Anschläge waren nun 
wieder von der Zensur zu genehmigen; ebenso hatten die 
Zeitungsausgaben vorab den Zensor zu passieren.

Der zwischen Sender (Plakat) und Empfänger (Betrachter) 
bestehende Code ging beim Schriftanschlag noch kaum über 
den direkten Informationsgehalt des Textes hinaus. Erst mit 
dem Aufkommen des oft aufwändig gestalteten graphischen 
Bildplakats kam – über das Bild, das Symbol oder die Alle-
gorie – eine weitere Mitteilungsebene hinzu. Dafür trat die 
zuvor allein dominierende semantische Ebene in den Hinter-
grund. Damit einhergehend verdrängte der Begriff »Plakat«, 
der erst um 1900 in die Lexika Eingang fand, den Begriff 
»Anschlag« mehr und mehr. Allerdings ist »Plakat« etymolo-
gisch nicht eindeutig herzuleiten. Vermutlich hat der Begriff 
aber mit »plaga« (lat.: Schlag, fl ach Hingebreitetes) zu tun. 
Auch nimmt man an, dass er erstmals im 16. Jahrhundert 
in den Niederlanden während des niederländischen Befrei-
ungskriegs gegen Spanien auftauchte. Zu dieser Zeit seien 
antispanische Flugblätter u. Ä. von den Holländern an die 
Hauswände mit Klebstoff »geplackt« (nd.: angeschlagen, 
angeklebt) worden, daher »Plakatten«.

Auf die öffentliche Bekanntmachung, einen reinen Schrift-
anschlag, folgte im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts 
zunächst das Kulturplakat, insbesondere für das Theater oder 
Kabarett, ferner im Zuge des steigenden Massenkonsums das 
Wirtschaftsplakat für die Produktwerbung. Abgesehen von 
den kriegsbedingten Plakatierungen im Ersten Weltkrieg, 
war erst mit der Demokratisierung des politischen Lebens 
nach dem Ende des bewaffneten Konfl ikts das politische 
(Wahl-)Plakat – mit einer Entwicklungslinie bis in die Ge-
genwart – an den Litfaßsäulen anzutreffen. Auf seine Art 
ist es freilich auch ein Werbeplakat, nun indes für politische 
Richtungen bzw. Parteien. Mit Max Bense kann man sagen, 
dass »Werbung als Information verstanden (…) die Über-
tragung einer Ware in einen Wert [bedeutet]. Als Sender 
der Ware ist der Produzent und als Empfänger ihres Wertes 
der Konsument aufzufassen«.  Sowohl in der kommerziellen, 
kulturellen als auch politischen Werbung wird in diesem Sinn 
die Werthaltigkeit einer »Ware« hervorgehoben, die zum 
Kauf bzw. zur Wahrnehmung eines kulturellen Angebots oder 
zur Wahl bzw. Anhängerschaft einer politischen Richtung 
oder Anschauung führen soll. Im Falle politischer Plakate, 
die abstrakte Werte oder Einstellungen – z. B. Gerechtigkeit 
oder Familiensinn – einer politischen Partei oder eines ihrer 
Repräsentanten zum Ausdruck bringen wollen, wird dieser 
Wert gleichsam als Ware behandelt, um sodann mittels ent-
sprechender Parole und graphisch-bildlicher Darstellung als 
emotionalisierter Waren-Wert leichter transportiert werden 
zu können. Dabei können Wertvorstellungen wie beispiels-
weise Zuverlässigkeit oder Ehrlichkeit geradezu als trans-
nationale parteipolitische Archetypen angesehen werden, 
die sich im Plakat gleichsam materialisiert erhalten haben. 

In graphischer oder künstlerischer Hinsicht ging die Ent-
wicklung des Kultur- und Produktwerbeplakats, später des 
politischen Plakats, mit dem Aufkommen des Bildplakats 
einher, das in der Gegenwart der am häufi gsten vorkom-
mende Plakattypus ist. Überdies wird man den Beginn der 
Entwicklung hin zum modernen Plakat erst mit der druckgra-
fi sch-seriellen Produktion festlegen dürfen. Die technische 
Grundlage hierfür war der von Aloys Senefelder – ursprüng-
lich zum Zwecke der Duplizierung von Bühnentexten – Ende 
des 18. Jahrhunderts erfundene Steindruck, der unter dem 
Namen Lithographie im 19. Jahrhunderts nachhaltig weiter-
entwickelte wurde. Als zu Beginn des 20. Jahrhunderts der 
Offsetdruck erfunden war, vereinfachte sich die massenhafte 
und kostengünstige Herstellung des Plakats dann nochmals 
enorm.

Eine andere für die Entwicklung des Plakatwesens insgesamt 
und des politischen Plakats im Besonderen wichtige Zäsur 
war die Aufstellung der noch heute das Stadtbild vielerorts 
prägenden Litfaßsäulen ab Mitte des 19. Jahrhunderts. Seit 
die Politik bzw. die politische Auseinandersetzung ab etwa 
den 1870er Jahren zunehmend die Hinterzimmer der Gast-
häuser verlassen hatte, in größere Säle und immer mehr 
ins Freie drängte, gewann auch der politische Anschlag 
sukzessive an Bedeutung. Dass ferner durch die Trennung 
von Wohnung und Arbeitsplatz ab der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts sich der »kleine Mann« immer mehr auf dem 

Abb. 1: »Campari«, 1921. Entwurf: Leonetto Cappiello. 
Das Plakat entstammt einer Serie von Spirituosenplaka-
ten des Künstlers, den auch die Museen für sich entdeckt 
haben. Cappiello wird auch als Vater der modernen Pla-
katwerbung bezeichnet.
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Weg zur oder von der Arbeit befand, machte die schnelle 
Botschaft am Wegesrand zur Vermittlung einer politischen, 
kulturellen oder kommerziellen Botschaft für den Auftrag-
geber noch attraktiver. Damit nimmt es nicht Wunder, dass 
die städtischen Entscheidungen über die Verortung der 
Anschlagsäulen, aufgrund der mit ihnen verbundenen tat-
sächlichen oder befürchteten Störungen durch Menschen-
ansammlungen, bisweilen auf scharfe Kritik der Anlieger 
stießen. Für Mannheim sind beispielsweise entsprechende 
Beschwerdebriefe aus dem Jahr 1908 dokumentiert. 

Eine Person muss im Zusammenhang mit der Litfaßsäule 
besonders erwähnt werden: Ernst Litfaß. Der Buchdrucker, 
Buchhändler und Namengeber für die Litfaßsäule stellte 
seine neuen Plakatsäulen erstmals 1855 in Berlin auf. Vor-
läufer gab es allerdings schon in London und Paris. Für sein 
Vorhaben hatte er zunächst die Obrigkeit zu gewinnen, bei 
der er vor allem mit dem Argument Gehör fand, mit Hilfe 
seiner Säulen lasse sich das »wilde«, also unerlaubte Plaka-
tieren besser beherrschen. Worin ihm der Berliner Polizeiprä-
sident allerdings nicht folgen wollte, war sein zusätzliches 
Vorhaben, das Innere der Säulen als Pissoirs auszugestalten. 
Der Mannheimer Verwaltungsbericht für die Jahre 1892 bis 
1894 führt aus, dass ab Mitte der 1880er Jahre in den mittel-
großen Städten – in Mannheim beispielsweise ab 1891 – die 
ersten Litfaßsäulen aufgestellt wurden. Damit einhergehend 
nahm das Plakat bzw. die Plakatkunst gegen Ende des 19. 
Jahrhunderts in Deutschland insbesondere von den großen 
Metropolen Berlin und München ihren Ausgang. 

Um 1900 leuchtete ein bunter Strauß künstlerisch anspruchs-
voller Kultur- und Produktwerbeplakate von den Litfaßsäu-
len. Hierzu formuliert Louis Sponsel 1897 in seiner Schrift 
»Das moderne Plakat«, der Anschlag könne zum mächtigsten 
Agenten in der Erziehung des Volks zum Kunstempfi nden 
werden. Ebenso sah Leonetto di Cappiello, der als Vater der 
modernen Plakatwerbung angesehen wird und dessen Arbeiten 
bis in die Zeit um 1900 zurückreichen, im Plakat die Möglich-
keit, dem »kleinen Mann« Kunst nahezubringen (Abb. 1). 

Diesen Gedanken griff Fritz Wichert auf, der zwischen 1909 
und 1923 die Mannheimer Kunsthalle leitete und 1911/12 
eine attraktive Plakatausstellung präsentierte. Zu sehen gab 
es Werke u. a. von Lucien Bernhard, Julius Klinger, Thomas 
Theodor Heine und Ludwig Hohlwein. Wichert vertrat die 
Auffassung, dass jedes Reklameplakat neben seinem kom-
merziellen zugleich künstlerischen Anspruch haben und auf 
diese Weise die Kunst an der Litfaßsäule zu den Menschen 
kommen solle. Die plakatierte Anschlagsäule galt ihm im 
»Führer durch die Ausstellung« als »Ausstellung im Freien«, 
als eine Art »Freiluftmuseum«. Indes war dies ein Anspruch, 
der in der Realität kaum eins zu eins zu erfüllen war und der 
auch nicht von jedem Plakatkünstler geteilt wurde. So hielt 
etwa Julius Klinger die Idee vom Plakat als Transportmedium 
von Kunst ins Volk einzig für eine »öde Phrase«. 

Dennoch ließen sich auch in der Folgezeit, nicht zuletzt auch 
aus pekuniären Gründen, immer wieder bedeutende Künstler 
auf anspruchsvolle Auftragsplakate ein. Im Unterschied zur 

Herstellung eines schriftfreien Gemäldes oder einer Graphik 
galt es dabei, die Schrift als wesentlichen Bestandteil in 
die künstlerische Plakatgestaltung zu integrieren. Es ent-
standen künstlerisch anspruchsvolle Stücke, die bisweilen 
aber auch massenpsychologische »Meisterwerke« darstell-
ten, indem sie sich in einem Spektrum bewegten zwischen 
sachlicher Information und heimtückischer politischer und 
sozialer Demagogie. Als ein solches ins kollektive histo-
rische und politische Bewusstsein eingegangenes »Meister-
werk« kann, allein schon durch seine eingängige Parole, der 
Anschlag »pst! Feind hört mit« von 1943 gelten. Während 
des Zweiten Weltkriegs beschwor das Stück das Feindbild des 
Saboteurs an der Heimatfront, was zur inneren Stabilität des 
bröckelnden NS-Staats beitragen sollte, letztlich jedoch nur 
Misstrauen und Missgunst säte (vgl. Abb. 6, Seite 8).

Erster Weltkrieg und Weimarer Republik
Schon während des Ersten Weltkriegs waren die Litfaßsäu-
len – im Dienst des »Vaterlands« – von Plakaten bevölkert, 
die den Kriegsverlauf bzw. dessen propagandistische Darstel-
lung zeigten. Ferner war die Einwerbung von Kriegsanleihen 
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Abb. 2: »Nie wieder Krieg«, 1924. Entwurf: Käthe Koll-
witz. Das Stück entstand anlässlich des Mitteldeutschen 
Jugendtags in Leipzig. Noch minderjährig, war der jün-
gere Sohn Peter der Künstlerin im Ersten Weltkrieg schon 
im Oktober 1914 gefallen.
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per Plakat zur Finanzierung des Kriegs verbreitet: Mit von 
ausgewiesenen Plakatkünstlern anspruchsvoll gestalteten 
Stücken sollte die Bevölkerung dazu bewegt werden, in den 
vaterländischen Kriegsapparat zu investieren. Es fl ossen auf 
diese Weise tatsächlich fast 100 Milliarden Reichsmark in 
die deutsche Kriegskasse. Bei erfolgreichem Kriegsverlauf 
sollten die Geldgeber ihren Betrag günstig verzinst zurück-
erhalten, fi nanziert aus den dann fl ießenden Reparations-
zahlungen. Allerdings wurden auch auf der gegnerischen 
Seite solche Kriegsanleihen per Plakat beworben und ge-
zeichnet. Gewinnen konnte indes nur eine der Parteien – die 
Gelder des Kriegsverlierers waren in der Regel vertan. 

In den 1920er Jahren entwickelte sich die – bis heute im 
Wesentlichen gültige – Werbepsychologie. Nach ihrer Maß-
gabe war zunächst einmal ein guter Blickfang, der das Auge 
des Betrachters unwillkürlich auf sich zog, notwendig für ein 
gutes Plakat. Als weitere wirkmächtige Eigenschaften galten 
rasche Lesbarkeit, dynamisch-diagonale Komposition sowie 
expressive Linienführung. All dies waren Eigenschaften, 
die – insbesondere seit den Arbeiten von Käthe Kollwitz 

(Abb. 2) – die Nöte des kleinen Manns expressiv ins Blick-
feld rückten. Weitere Kategorien waren Schrift, Bildteil und 
Hintergrund, die farblich korrespondieren, sowie die Anwen-
dung von Stereotypen, das heißt positiven oder negativen 
Vorurteilen, mit denen ein hoher Wirkappell erreicht werden 
kann. Ein mustergültiges positives Stereotyp ist das artige 
Kinderpaar mit den roten Pausbacken auf dem Palmin-Plakat 
(Abb. 3). 

Dabei geht vor allem das negative Stereotyp Hand in Hand 
mit dem künstlerischen Gestaltungsinstrument der Karika-
tur. Ihre Wurzeln fi ndet die politische Karikatur bereits in 
der Französischen und dann in der Deutschen Revolution 
1848/49. Indes begrenzten zu dieser Zeit noch technische 
Vervielfältigungsprobleme einen plakattypischen und auf-
lageintensiven Verbreitungsgrad. Eine weitere Politkarikatur 
präsentiert das Plakat der SPD zur Reichstagswahl von 1932, 
das die unheilvolle Allianz von Nationalsozialismus, Kommu-
nismus und Kapitalismus behauptet (vgl. A 16), während 
ein Plakat der Nationalsozialisten zur Reichstagswahl 1932 
den vom Endkabinett des Reichskanzlers Franz von Papen 
angeblich indirekt beförderten Kommunismus nicht nur zur 
roten Gefahr, sondern sogar zum roten Tod hochstilisiert 
(vgl. kleine Abbildung auf Seite 59). Dieses bolschewis-
tische Klischee diffundiert dann über die Katastrophe des 
Zweiten Weltkriegs bis in die Plakatkunst der jungen Bun-
desrepublik (vgl. C 8). Damit sind politische Plakate nicht 
selten auch eine Fundgrube für die Verwendung zeitgenös-
sischer Symbole sowie deren Verankerung im öffentlichen 
Bewusstsein und ihrer Tradierung: sei es die zum Fanal em-
porgereckte Hand, seien es Hammer und Sichel, oder sei es 
die von den Nationalsozialisten als Hakenkreuz missbrauchte 
indische Swastika. Ferner demonstrieren Plakate farbliche 
Symbolgehalte, etwa die proletarische und kommunistische 
Signalfarbe Rot, das christlich-konservative Schwarz – aus-
gerichtet nach dem schwarzen Pfarrkleid – oder das geradezu 
zwingend vorgegebene Grün der politischen Grünen.

In gestalterischer Hinsicht kommen in der Plakatkunst ab 
Mitte der 1920er Jahre mit Verbreitung der Fotografi e auch 
die ersten Fotoplakate auf. Plakatkünstler wie John Heart-
fi eld, der heute als Begründer der politischen Fotomontage 
gilt, entdeckten mit Hilfe des Fotos ihre eigene poetische 
Bildsprache. Ursprünglich hieß er Helmut Herzfeld, angli-
sierte jedoch seinen Namen aus Protest gegen die »Gott-
strafe-England«-Haltung im Ersten Weltkrieg. Während der 
Jahre des demokratischen Aufbruchs sollte er eines der 
eindringlichsten Stücke in der Plakatgeschichte gestalten, 
nämlich das Plakat »5 Finger hat die Hand« der KPD zur 
Reichstagswahl 1928 (Abb. 4). Der Blickfang liegt symbol-
trächtig in dem vor Arbeitsschmutz starrenden schwieligen 
Handteller. Der Künstler hatte für diesen Entwurf zahlreiche 
Arbeiterhände fotografi ert, bis die ausdrucksstärkste Hand 
gefunden war. Mit dem Motiv wendet er gleichsam das Motto 
der dadaistisch ausgerichteten Künstlerschule an: »Benutze 
das Foto als Waffe«, denn »ein Bild sagt mehr als 1.000 
Worte«. Seit 1933 im Prager Exil, trat er dort mit beeindru-
ckenden Anti-NS-Fotomontagen in der »Arbeiter Illustrierte 
Zeitung« (AIZ) hervor, die ebenfalls ins Exil nach Prag ver-

Abb. 3: »Palmin, Palmona«, 1911. Entwurf: Ivo Puhonny. 
Das Plakat wirbt für die auf Kokosnussbasis hergestell-
ten Speisefette Palmin und Palmona der in Mannheim ge-
gründeten Firma H. Schlinck & Cie. AG. Das ursprüngliche 
Produkt nannte sich Mannheimer Cocosnussbutter.
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lagert worden war und bis 1938 Bestand hatte. Kurz vor 
seiner drohenden Auslieferung an das nationalsozialistische 
Deutschland, das mit scharfen diplomatischen Protestnoten 
bei der tschechoslowakischen Regierung vorstellig geworden 
war, konnte er 1938 nach Großbritannien ausreisen.

Insgesamt erfuhr das politische Plakat in der Weimarer Re-
publik im Zuge der großen politischen Wahlauseinanderset-
zungen – in einer Zeit noch vor der Verbreitung des Radios –
eine geradezu explosionsartige Entfaltung und eine Brisanz, 
wie es sie vorher nicht gehabt hatte und danach nicht 
mehr haben sollte. Diese Plakate waren bestimmt von ein-
gängigen Parolen, oft witzigen bis drastischen Bilddarstel-
lungen, greller Farbgebung, der Verwendung aussagestarker 
Symbole und der Einbindung der immer mehr auf den Plan 
tretenden Fotografi e. 

Das Plakat unter der NS-Diktatur
Ein Wahlplakat der NSDAP von 1932, kurz vor der »Machter-
greifung«, wurde von einem Plakatkünstler namens Mjölnir 
gestaltet, der seinen Künstlernamen dem Mjölnir-Hammer des 
germanischen Gewittergotts Thor entlehnt hatte (Abb. 5). 

Hinter dem Künstlernamen verbarg sich Hans Schweitzer, 
der u. a. einer der führenden Ausrichter der Münchner NS-
Ausstellung »Entartete Kunst« war und im Entnazifi zierungs-
verfahren 1948 mit »minder schwerer Schuld« eine ver-
gleichsweise milde Einstufung erhielt. Schon 1955 konnte er 
wieder als Mitarbeiter des Bundespresseamts der Adenauer-
Regierung auftauchen (vgl. B 9). Der Entwurf knüpft an die 
Bildtradition der Arbeiterbewegung an und scheint damit 
das proletarische Image der NSDAP unterstreichen und den 
Stimmenfang in der unteren Schicht befördern zu wollen. 
Die Arbeit erinnert dementsprechend an den expressiven Stil 
einer Käthe Kollwitz, die Schweitzer als Künstlerin durchaus 
geschätzt haben soll. 

Unterdessen nahm mit der nationalsozialistischen Katastro-
phe auch die Plakatgestaltung eine neue Wendung. Wahlpla-
kate verschwanden im 1933 »gleichgeschalteten« NS-Staat. 
Damit war auch die demokratische Kultur der wechselsei-
tigen thematischen Zuspitzung und Karikatur der gegne-
rischen Meinung Makulatur. Dem Plakat kam nicht mehr 
die Funktion zu, konkurrierende Politikansätze vorzustel-
len. Nunmehr repräsentierte es einzig noch das totalitäre 
Regime. Die Plakate aus der NS-Zeit machen den Ungeist 
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Abb. 4: »5 Finger hat die Hand«, 1928. Entwurf: John 
Heartfi eld. Plakat der Kommunistischen Partei zur 
Reichstagswahl am 20. Mai 1928. Heartfi eld gilt als 
Begründer der politischen Fotomontage. Für das Blatt 
hat er zahlreiche Arbeiterhände fotografi ert, bis die aus-
drucksstärkste gefunden war.

Abb. 5: »Gegen Hunger und Verzweifl ung!«, 1932. 
Entwurf: Mjölnir. Das anlässlich der Reichstagswahl am 
6. November 1932 entstandene Plakat zielt ab auf die 
Nöte des »kleinen Mannes«.
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künstlerischen Mannigfaltigkeit an der Litfaßsäule. In An-
sätzen zeichnete sich sogar schon die Kriegskatastrophe ab, 
beispielsweise auf einem Plakat, das wie im Vexierspiel rau-
chende Schlote oder qualmende Kanonenrohre präsentiert –
und damit ungewollt den industriellen und kommerziellen 
Hintergrund der Kriegsmaschinerie verrät. Nach Kriegsbe-
ginn 1939 kam das Plakatwesen vollends zum Erliegen. 
Allenfalls suchte man nun den Alltag durch Anweisungen 
auf Schriftplakaten zu organisieren, z. B. das luftkriegsbe-
dingte nächtliche Verdunkeln oder winterliches Energiespa-
ren anzuzeigen. Obwohl nun unter der Diktatur durch die 
verhinderte Meinungspluralität und eingeschränkte künstle-
rische Freiheit insgesamt die gestalterische Kreativität stark 
leidet, so können im Einzelfall dennoch originelle Stücke 
entstehen: im NS-Staat z. B. die schon erwähnte Warnung 
»pst! Feind hört mit« (Abb. 6).

Nachkriegszeit und Bundesrepublik
Bei Kriegsende 1945 lagen in den zerstörten Städten Zei-
tungswesen und Rundfunk danieder. Daher nahm zunächst 
der Schriftanschlag aufgrund seiner vergleichsweise ein-
fachen technischen Handhabung eine besondere Stellung 
im öffentlichen Leben ein. Mit ihm vermittelte die Militär-
regierung der Bevölkerung eine Flut amtlicher Bekanntma-
chungen und Bestimmungen, von der Aufhebung der Ver-
dunkelungsvorschrift bis hin zur Ausgabe von Lebensmit-
telkarten. Indes fehlte es in diesen Jahren noch an allem, 
auch an Papier und Druckerfarbe, sodass die Nachkriegs-
anschläge bei möglichst kleingehaltener Aufl age durchweg 
geringformatig und von schlechter Papierqualität waren. 
Dann tauchten mit Wiederzulassung der politischen Parteien 
die ersten politischen Nachkriegsplakate auf als Ausdruck 
des sich neu belebenden Parteienwettbewerbs. Die äußere 
Form der Plakate normalisierte sich allmählich, bis sie den 
aus der Vorkriegszeit bekannten Stücken wieder angeglichen 
war – nun freilich unter den Vorzeichen der künstlerischen 
Ausdrucksweise der Nachkriegsära bzw. der einsetzenden 
1950er Jahre. Zunächst mussten die Plakatentwürfe – denen 
das Lokalkolorit der von der kommunalen Ebene aus stufen-
weise zugelassenen politischen Parteien anhing – noch von 
der Militärregierung genehmigt werden. Kommerzielle und 
kulturelle Plakate sollten erst in den 1950er Jahren wieder 
spürbar aufkommen. Ebenfalls setzte sich die bis heute 
typische Personalisierung des Wahlkampfs per »Kopfplakat« 
durch. An den Litfaßsäulen spiegelte sich diese Tendenz in 
großformatigen Wahlplakaten mit Politikerporträts. In den 
1960er Jahren war das »Kopf- oder Persönlichkeitsplakat« 
dann vollends zur Regel geworden. Dabei stehen die ersten 
Plakate dieser Art in der jungen Bundesrepublik in der Tra-
ditionslinie der noch vergleichsweise wenigen gezeichneten 
»Kopfplakate« der Weimarer Republik. 

Ein bekanntes Beispiel ist das Adenauerplakat »Keine Ex-
perimente!« zur Bundestagswahl 1957, das auch insofern 
interessant ist, als es den immerhin schon 81-Jährigen um 
einiges jünger wirken lässt und damit bereits einen Zeit-
geist des Primats der Jugendlichkeit indiziert (vgl. C 17). 
Ansons ten spielten in diesen Jahren auf den Plakaten die 

antidemokratischer, totalitärer Politik besonders anschau-
lich; nicht zuletzt gemäß der Auffassung des »Führers« in 
»Mein Kampf«, dass sich Propaganda an der Aufnahmefähig-
keit des Beschränktesten auszurichten habe. 

Hierbei fallen nicht nur die Plakate um den Personenkult 
Adolf Hitlers ins Auge (vgl. B 1 und B 8). Andere Stücke 
spiegeln auf bedrückende Weise das rassenideologisch mo-
tivierte Leid, welches das NS-Regime über die Menschen 
jüdischer Abstammung brachte: Populistische und kriminelle 
Juden-Denunzierung per Bild- und Schriftanschlag war an 
der Tagesordnung (vgl. B 2). Antijüdische Ressentiments 
und Sanktionen waren also keinesfalls anonym, sondern 
eine greifbare – sogar offen plakatierte – Tatsache in der 
unmittelbaren Nachbarschaft. Außerdem stand nun eine 
von der NS-Propaganda geforderte systemkonforme Ästhe-
tisierung des politischen und gesellschaftlichen Raums im 
Vordergrund. An den Plakatsäulen tauchten nun Motive wie 
der »dynamische SA-Mann«, die »gediegene Mutti«, das 
»blondgezopfte Jungmädel« auf. Mit der »Machtergreifung« 
hatte also nicht nur die politisch-demokratische Vielfalt ein 
Ende gefunden. Vorbei war es auch mit der politischen und 

Abb. 6: »pst! Feind hört mit«, 1943. Entwurf: Richard 
Blank (1901 – 1972). Die Kampagne wurde 1943 gestar-
tet und kann als Ausdruck des Übergangs von der Sieges- 
zur Durchhaltepropaganda der NS-Machthaber gesehen 
werden.
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großen politischen Themen wie die Teilung Deutschlands 
bzw. seine Wiedervereinigung, Wiederaufrüstung, aber auch 
Wiederaufbau und Wirtschaftswunder eine besondere Rolle. 
Ebenfalls spiegelte sich das wieder erstarkende kulturelle 
Leben an der Litfaßsäule, sei es in Form von Spendenauf-
rufen zum Wiederaufbau der Theater, von Aufführungspla-
katen oder Platzmietenwerbung (Abb. 7 und 8). Ferner 
tauchte zusammen mit dem Wirtschaftsaufschwung auch das 
kommerzielle Plakat wieder auf.

Mit der großformatigen Abbildung von Personen nimmt der 
künstlerische Freiraum der politischen Plakatgestaltung fast 
zwangsläufi g ab. Auf den Wahlplakaten seit den 1950er 
Jahren rückt er daher immer mehr in den Hintergrund, bis 
bewusst auf ihn verzichtet wird und einzig noch die – 
sich in der Regel zur Wahl stellende – politische Person 
im Vordergrund steht. Dementsprechend zeichnen für diese 
Plakate zumeist nicht mehr individuelle Plakatkünstler, son-
dern immer häufi ger anonyme Graphikteams verantwortlich. 
Konnten auf den vereinzelten »Kopfplakaten« der Weimarer 
Republik auch Führungsqualitäten wie Kraft und Dynamik 

der Abgebildeten zum Ausdruck kommen, so setzen die Par-
teien nun immer mehr auf ein diffuses Vertrauen, das die 
Politiker mit oft nur wenig sagendem Lächeln beim Wähler 
zu erwecken suchen – ein Phänomen, das bis in die Gegen-
wart zu beobachten ist und als von den amerikanischen 
Wahlkampfpraktiken beeinfl usst gelten kann. Dabei ist der 
Textanteil auf solchen Plakaten oft sehr gering, beschränkt 
sich in der Regel auf die Angabe der zu wählenden Partei und 
Person, auf eine knappe Parole oder eine Veranstaltungs-
ankündigung. Graphische Darstellung und durch sie vermit-
telte Aussage sind in den Hintergrund gerückt. 

Doch müssen die vergleichsweise aussagearmen »Porträt-
plakate« im Kontext der gesamten Medienlandschaft gese-
hen werden: Printmedien, Hörfunk, Fernsehen und Internet. 
Über diese Medien werden dem politischen Konsumenten 
die tiefergehenden Informationen, wird ihm aber auch die 
politische Auseinandersetzung – etwa in der Talkshow – 
nahegebracht. Das politische Plakat ist bei dieser medialen 
Arbeitsteilung eher zum optisch begleitenden Sekundanten 
herabgesunken. Mit dem Plakat sucht die politische Partei 

Abb. 7: »Theaterfreunde!« Spendenaufruf zum Wieder-
aufbau des alten Nationaltheaters auf dem Mannheimer 
Quadrat B 3, ca. 1947. Friedrich Schillers »Räuber« waren 
hier 1782 uraufgeführt worden. Statt eines wiederauf-
gebauten Theaters sollte 1957 auf dem Goetheplatz ein 
neuer Theaterbau eröffnet werden.
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Abb. 8: »Platzmiete« für das Mannheimer National-
theater, ca. 1958. Das Wirtschaftswunder der Nach-
kriegszeit äußerte sich nicht nur durch gefüllte Schau-
fenster, sondern auch im kulturellen Angebot, das sich 
die Menschen mittlerweile wieder leisten konnten und 
das sie auch rege in Anspruch nahmen.
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einzig noch Präsenz im öffentlichen Raum zu zeigen, sucht 
dem vorbeieilenden Passanten ein – häufi g nur unterschwel-
liger – Erinnerungsanker zu sein. Im Übrigen bedienen über-
dimensional große Plakate in Stadt und Land den Blickfang 
von Autofahrern, Straßenbahn- und Zugreisenden und sind 
damit auch ein Plakat gewordenes Zeichen der modernen 
mobilen Welt. Im Großen und Ganzen aber wird man die 
Mehrzahl der politischen Plakate der letzten Jahrzehnte eher 
als blasse Nachkommen einer in der Weimarer Republik einst 
blühenden Propagandakultur per Plakat ansehen müssen. 

Es wird zu berücksichtigen sein, dass solche Plakatgestal-
tung weniger im prinzipiellen Niedergang der Plakatkunst, 
sondern vielmehr in der Nivellierung der programmatischen 
und ideellen Gegensätze der Parteien zu suchen sein dürfte. 
Hierfür sprechen die mit dem Aufkommen der stärker polari-
sierenden Parteien – insbesondere den Grünen und der PDS – 
einhergehenden farbigen und aggressiven Plakatkampagnen 
(Abb. 9), die auf der politischen Gegenseite ihr aggressives 
Pendant fi nden, etwa in der »Rote-Socken-Kampagne« der 
CDU (Abb. 10). So hat das Ende des Dreiparteiensystems 
und aktuell das Ende des Vierparteiensystems nicht nur 
zur Belebung der politischen Diskussion, sondern auch zum 
Aufschwung der künstlerischen und phantasievollen Pla-
katgestaltung in der Wahlauseinandersetzung geführt. Dies 
könnte ein Indiz dafür sein, dass sich erneut instabilere und 
unruhigere demokratische Zeitläufe ankündigen, die – trotz 
erweiterter Medienlandschaft – mit einer polarisierenden 
und wie schon in der Vergangenheit graphisch und künstle-
risch nicht unattraktiven Plakatgestaltung einhergehen.

Hanspeter Rings

Einleitung

Abb. 10: Im Bundestagswahlkampf 
1994 sei die »Rote-Socken-
Kampagne« wahlentscheidend 
gewesen, so der damalige CDU-
Generalsekretär Peter Hintze, der 
Erfi nder der Kampagne, in seiner 
Erinnerung. Die CDU protestierte 
damit gegen eine von ihr unter-
stellte mögliche Koalition aus SPD 
und PDS bzw. Tolerierung der SPD 
durch die PDS.
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Abb. 9: »Die Grünen in den Bundestag!«, 1987. Bei der 
letzten Bundestagswahl vor der Wiedervereinigung am 
25. Januar 1987 kam es zur Fortsetzung der schwarz-
gelben Koalition unter Bundeskanzler Helmut Kohl. Die 
Grünen erhielten 8,3 Prozent.
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DAS POLITISCHE PLAKAT IM UNTERRICHT: 
ZUR VERORTUNG DES THEMAS IN DEN BILDUNGS-
PLÄNEN DES LANDES BADEN-WÜRTTEMBERG

In den Leitgedanken zum Kompetenzerwerb für den Fächer-
verbund Welt – Zeit – Gesellschaft, Hauptschule und Werk-
realschule – Klassen 6, 9 und 10 heißt es: »Sie [die Schüler] 
werten Quellen, Bilder und Karikaturen aus.« Die Nutzung 
des Plakats als Unterrichtsmaterial ist damit legitimiert. 
Ähnliche Formulierungen fi nden sich im Bildungsplan 
der Realschule. Die Leitgedanken zum Kompetenzerwerb 
sehen für das Fach Geschichte zudem die Vermittlung 
fachspezifi scher methodischer Kompetenzen vor. Dazu ist 
weiter ausgeführt: »Die Schülerinnen und Schüler können 
einfache und komplexe Quellen bearbeiten, interpretie-
ren und in angemessener sprachlicher Form bearbeiten.« 
Der Bildungsplan für das allgemein bildende Gymnasium, 
Kompetenzerwerb für Geschichte, fordert die Vermittlung 
von Kenntnissen und Fertigkeiten fachspezifi scher metho-
discher Kompetenzen, zu deren Spektrum auch die Auswer-
tung von Bildmaterial gerechnet wird. Das Plakat gewinnt 
in diesem Zusammenhang einen besonderen Stellenwert, 
da, wiederum laut Bildungsplan, der Geschichtsunterricht 
auch emotionale Zugänge ermöglichen soll.

Wenn es um fächerverbindenden Unterricht geht, bietet 
sich die Kooperation mit dem Fach Deutsch an. Die Bil-
dungspläne dieses Fachs aller Schularten und von der 
Grundschule an enthalten die Forderung nach Entwick-
lung der Medienkompetenz. Dies gilt in besonderem Maße 
für den Bildungsplan des Gymnasiums. So wird unter den 
»Kompetenzen und Inhalten für Deutsch« des allgemein 
bildenden Gymnasiums, Klasse 10, als »Medienkompetenz« 
der sinnvolle Umgang »mit den verschiedenen Medien als 
Mittel der Information, (…) Meinungsbildung, Werbung, 
Manipulation« benannt. Ähnliches gilt für die Kursstufe 
des Gymnasiums. Hier geht es unter der Rubrik Medienkom-
petenz um die Ausbildung der Fähigkeit zur gezielten Nut-
zung der verschiedenen Medien unter anderem »als Mittel 
der Information, Meinungsbildung, Manipulation«. Auch 
der gymnasiale Fächerverbund GWG (Geographie – Wirt-
schaft – Gemeinschaftskunde) sieht die Interpretation 
von Bildmaterial vor. In den Leitgedanken Gemeinschafts-
kunde schließlich erscheint das didaktische Prinzip »Bezug 
zur politischen Aktualität«. In beiden Fällen ließen sich 
Plakate von politischen Parteien aus aktuellen Wahlkam-
pagnen in den Unterricht einbinden.

Die »Bildmedien« fi nden schließlich ihre Würdigung in den 
Leitgedanken zum Kompetenzerwerb für Bildende Kunst, 
wo sie als »Teil von kulturellen Lebensäußerungen« ihre 
Wertung fi nden. Das angestrebte Gewinnen von Einblicken 
in formale Gestaltungsmerkmale, Wirkungen, Beweggründe, 
bestimmte Absichten oder Zielsetzungen lässt sich gerade 
am Beispiel des Plakats erreichen. Nicht zuletzt als »Aspekt 
der Kunstgeschichte« (Gymnasium – Kursstufe) besitzt 
das Plakat seinen Stellenwert auch für den Unterricht. 

Das Kapitel »Plakatkunst« im verbreiteten »Kammerlohr: 
Epochen der Kunst« trägt dieser Feststellung Rechnung 
(Bd. 4, S. 241–246). Hier fi nden sich auch die grundle-
genden Äußerungen von Jules Chéret (1836–1932) über 
die Anforderungen, denen der Plakatkünstler gewachsen 
sein sollte. Chéret schreibt dazu: »Der Plakatkünstler muss 
ein Psychologe sein, eine tüchtige Schule durchgemacht 
und sich mit den logischen und optischen Gesetzen seiner 
Kunst wohl vertraut gemacht haben. Er muss etwas erfi n-
den, das selbst den Durchschnittsmenschen anhält und 
anregt, wenn er vom Pfl aster oder vom Wagen aus das Bild 
der Straße an seinen Augen vorbeieilen lässt.« Damit gibt 
der Ahnherr der modernen Plakatkunst all denen grund-
legende Kriterien an die Hand, die sich zum Beispiel im 
schulischen Unterricht mit dem Thema Plakat im weitesten 
Sinne beschäftigen. 

Zum Umgang mit den Plakaten in Lehrbüchern
»Plakate werden bisher im Geschichtsunterricht nur sehr 
selten eingesetzt«, so der Didaktiker Michael Jung noch 
1985. Tatsächlich untermauert die Durchsicht von Schulge-
schichtswerken der zurückliegenden Jahrzehnte diese Aus-
sage und macht zugleich deutlich, welche Veränderungen 
die Präsentation und die didaktische Aufbereitung von 
Plakaten – sofern überhaupt vorhanden – in einschlägigen 
Lehrbüchern erfahren haben. Abbildungen vornehmlich in 
Schwarz-Weiß entsprachen dem drucktechnischen Stan-
dard, die Darbietung in annähernder Briefmarkengröße 
wurde dem Wert des Mediums Plakat nicht gerecht. Zu 
diesem Befund passt die weitere Feststellung, dass die 
Abbildung von Plakaten eher illustrativen Charakter trug. 
Sie waren nicht in den jeweiligen Arbeits- oder Quellenteil 
der Lehrwerke eingebunden und damit auch nicht mit Ar-
beitsaufträgen versehen. Inwiefern dieses Plakatmaterial 
oder sonstige Plakatvorlagen in den Unterricht mit einbe-
zogen wurden, blieb damit vor allem in das Belieben der 
Lehrerinnen und Lehrer gestellt. 

Eine gewisse Ausnahme machte hier der in Erstaufl age 1978 
erschienene Band 4 der »Fragen an die Geschichte«. Dieses 
Werk, das Unterrichtswerk und didaktische Handreichung 
vereint, ermöglichte, so Eberhard Sieber, »Generationen 
von Lehrern, Referendaren und Schülern einen Unterricht 
(…), in dem nicht rezeptiv gelernt und Stoff vermittelt, 
sondern in dem gelernt wird, selbständig zu arbeiten und 
eigene Einsichten zu gewinnen«. Als Material, das zur 
Umsetzung dieser didaktischen Grundlinie zur Verfügung 
gestellt wird, dienen einige Plakate aus den Themenfeldern 
Weimarer Republik, Nationalsozialismus und Sowjetunion, 
die mit Arbeitsaufträgen versehen und in ein thematisches 
Umfeld eingeordnet sind.

Seit 1963 stand den Unterrichtenden ein mehrfach in Neu-
aufl agen erweiterter, gern genutzter Fundus von Reproduk-
tionen in ansprechender Qualität zur Verfügung, nämlich 
die von Friedrich Arnold herausgegebene und kommentierte 
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Sammlung »Anschläge. Politische Plakate in Deutschland«. 
Regionale bzw. lokale Bezüge ließen sich herstellen durch 
die 1979 erschienene Publikation »Mannheim in Plakaten: 
1900–1933«. Hingewiesen sei hier ferner auf eine von 
den Stadtarchiven Karlsruhe und Mannheim veranstaltete 
Ausstellungsreihe »Geschichte im Plakat«. Die bislang drei 
(von vier geplanten) Ausstellungen zeigten in den Themen-
blöcken 1914–1933, 1933–1945 und 1945–1963 Beispiele 
aus den reichen Plakatbeständen der beiden Stadtarchive. 
Pädagogisch-didaktische Handreichungen erschlossen die 
Ausstellungen für die Nutzung durch Schülerinnen und 
Schüler. Dem Katalog der dritten Ausstellung unter dem Titel 
»Keine Experimente? – Nachkriegszeit und Ära Adenauer im 
Plakat« ist eine CD-ROM beigelegt, die eine Nutzung der 
Plakate unter Einsatz der Neuen Medien erlaubt und damit 
Unterrichtszwecken bzw. dem erstrebten Kompetenzerwerb 
in besonderem Maße entgegenkommt.

Neue Perspektiven 
Neue Perspektiven in der Nutzung von Plakaten im Unter-
richt eröffnete nicht zuletzt das Internet. Inzwischen ist 
eine Reihe von Angeboten verfügbar, aus der die nachfol-
gend genannten Beispiele lediglich eine Auswahl darstel-
len. Das Deutsche Historische Museum bietet online eine 
knappe Bestandsauswahl aus seiner Plakatsammlung zu 
den Themenkreisen Erster Weltkrieg, Weimarer Republik, 
»Drittes Reich«, DDR, Bundesrepublik (www.dhm.de/samm-
lungen/plakate/bestand.html). Auch LeMO – Lebendiges, 
virtuelles Museum Online – erlaubt den Zugriff auf Plakate 
aus der Zeit vom Kaiserreich bis zur Gegenwart (www.hdg.
de/lemo). Über »Suche in den Sammlungen« fi nden sich 
Plakate aus der Sammlung des Hauses der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland in Bonn (www.hdg.de). Die 
Friedrich-Ebert-Stiftung präsentiert online eine Sammlung 
politischer Plakate der Weimarer Republik (www.fes.de;

unter »Download-Angebote«). Stefan Schuch hat in »leh-
rer-online« unter dem Titel »Parteipropaganda: Wahlpla-
kate aus der Weimarer Republik« ein entsprechendes Un-
terrichtsmodell vorgestellt, das weiteres im Internet vor-
handenes einschlägiges Material erschließt (www.lehrer-
online.de/wahlplakate-weimar.php).

Das Plakat in Lehrwerken und Materialsammlungen
Auf der Basis der genannten Publikationen und Internet-
angebote hat das Plakat in Schulbüchern und Material-
sammlungen seinen Platz gefunden. Eine ansehnliche Reihe 
von Lehrwerken würdigt das Plakat als wichtiges Medium 
insofern, als sowohl mehr oder weniger umfangreiche »Ge-
brauchsanleitungen« zum Umgang mit Plakaten gegeben 
werden, als auch das Plakat als typisches Mittel politischer 
Werbung seit der Weimarer Republik seine Kennzeichnung 
fi ndet. Besonders ausführlich geschieht dies z. B. in »Ge-
schichte und Geschehen 4«, Sekundarstufe I, Klett, Leipzig 
2006. Hier fi ndet sich einmal eine Seite »Politische Wer-
bung durch Plakate« mit einem Best-Practice-Beispiel, das 
ein Plakat der DNVP zur Reichstagswahl vom 6. Juni 1920 
behandelt. Methodische Arbeitsschritte zur Plakatanalyse 
samt Fragen und Anregungen zur konkreten Analyse von 
sechs ausgewählten Plakaten aus der Zeit der Weimarer Re-
publik bietet die anschließende Rubrik »Gewusst wie«. Dem 
Einsatz des Plakats in der Sekundarstufe II widmet sich ver-
hältnismäßig ausführlich das Kapitel »Methode«, »Wahlpla-
kate interpretieren« des Lehrwerks »Zeiten und Menschen 
1, Oberstufe«, Schöningh, Braunschweig u. a. 2004. Hier 
erfährt zunächst das politische Plakat seine Wertung als 
historische Quelle, bevor sich »Schritte der Interpretation 
von Wahlplakaten« anschließen. Dem mit diesem Rüstzeug 
versehenen Nutzer werden schließlich sieben Wahlplakate 
aus der Zeit der Weimarer Republik vorgelegt, aus denen die 
politischen Grundhaltungen der Parteien der Weimarer Re-

Bundestagswahlkampf 1957 in 
Mannheim: Das Foto zeigt ein 
zum »Hitler« verunstaltetes 
Adenauer-Plakat vor der Mozart-
schule. Auf dem nachträglich 
angebrachten kleinen Anschlag 
der CDU steht: »Das ist der faire 
Wahlkampf. Nun erst recht: 
Adenauer CDU«

Hans-Friedrich Gutjahr
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publik herausgearbeitet werden sollen. Einen breiten Raum 
nimmt das Plakat endlich im Band »Europa und die Welt 
vom Wiener Kongress bis 1945« des deutsch-französischen 
Geschichtsbuchs für die gymnasiale Oberstufe »Histoire/
Geschichte«, Klett, Stuttgart/Leipzig 2008, ein. Eine Dop-
pelseite »Methode: Eine Karikatur oder ein Plakat kom-
mentieren« erleichtert den Benutzern den sachgerechten 
Zugang zu den zahlreich vorhandenen Plakatabbildungen. 
Dazu dient ein Best-Practice-Beispiel, das drei Plakate zum 
»Bild des Kommunismus im Frankreich der Zwischenkriegs-
zeit (1919–1936)« vorstellt sowie »Allgemeine Hinweise« 
zum Umgang mit Karikaturen und Plakaten gibt.

Ähnlich verfahren andere Lehrwerke in unterschiedlicher 
Intensität: »Methode: Politik und Plakate« (»Geschichte 
und Geschehen« Sekundarstufe II, Klasse 12, Klett, Leip-
zig 2002), »Politische Plakate untersuchen« (»Forum Ge-
schichte« Bd. 4, Cornelsen, Berlin 2007), »Methode: Pla-
kate analysieren« (»Mosaik. Der Geschichte auf der Spur« 
A 4, Oldenbourg, München u. a.), »Methodenbox: Umgang 
mit Plakaten« (»Zeiten und Menschen« 4, Schöningh, 
Braunschweig u. a. 2006), »HOT: Wahlplakate untersuchen« 
(»Entdecken und Verstehen«, Berufsfachschule Baden-
Württemberg, Cornelsen, Berlin 2008 [Prüfaufl age]). Die 
Aufzählung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, 
zeigt aber, dass das Plakat in den Lehrwerken »angekom-
men« ist. Qualität der Wiedergabe und Format der Abbil-
dung erlauben durchweg ein vernünftiges Arbeiten mit dem 
angebotenen Plakatmaterial. Das schließt freilich die alte 
Unsitte nicht ganz aus, Plakate in Briefmarkenformat nicht 
nur zur reinen Illustration, sondern als Arbeitsmaterial in 
das Schulbuch zu geben, was ggf. die Benutzung einer Lupe 
unumgänglich macht oder den Verzicht auf Einbeziehung 
der betreffenden Vorlage in den Unterricht nahelegt.

Das Plakat in der aktuellen didaktischen Literatur
Der beschriebene Einzug des Plakats in die Lehrbücher 
fi ndet eine Entsprechung in der didaktischen Literatur. 
Zu verweisen ist hier zunächst auf den bereits zitierten 
Beitrag von Michael Jung aus dem Jahre 1985. In seinem 
Standardwerk »Geschichte und ihre Didaktik« widmete 
Joachim Rohlfes 1986 dem Thema Plakat immerhin zwei 
Abschnitte. Die »Betrachtung politischer Plakate im 
Unterricht« habe vor allem auf die »Selbstdarstellung 
und Werbestrategie« abzustellen. Er empfi ehlt, Plakate 
»möglichst in ganzen Serien« vorzustellen, da sich eine 
»minutiöse Bild-Textinterpretation« eines einzelnen Pla-
kates nur selten lohne, sei doch ihr »gedanklich-künst-
lerischer Anspruch zu bescheiden«. Zur Konkretisierung 
verweist Rohlfes auf die Möglichkeit, das Profi l der po-
litischen Parteien der Weimarer Republik »außerordent-
lich sinnfällig« anhand ihrer Wahlplakate herauszuarbei-
ten. Ferner verweist er darauf, dass sich der Unterschied 
zwischen »demokratischen Werbe- und totalitären Pro-
pagandapraktiken« an den Plakaten in besonderer Weise 
ablesen lasse. 

Ausführlicher wird Michael Sauer 2006: Auch er beklagt 
freilich die noch ungenügende Beschäftigung der Ge-
schichtsdidaktik mit dem Thema Plakat. Ebenfalls 2006 hat 
Sauer eine stärker pointierte Version seiner Ausführungen 
publiziert im Basisartikel zu »Auffällig, verbreitet und mei-
nungsmachend. Plakate als Quellen im Geschichtsunter-
richt«. Hingewiesen sei hier nicht zuletzt auf die in Sauers 
Beitrag zu fi ndenden Hilfen: »Schema zur Plakatanalyse«, 
auf den Kasten »Kleine Grammatik der Plakatsprache«, 
das Literaturverzeichnis und das Verzeichnis von Samm-
lungen (CD-ROM, FWU-Dia-Serien und Internetangebote). 
Birte Wolfrum legt im gleichen Heft einen kommentierten 
Unterrichtsvorschlag zum Thema »Plakat als Mittel der NS-
Wahlwerbung« vor. 2008 schließlich erschien im neu auf-
gelegten »Handbuch Medien im Geschichtsunterricht« der 
mit etwa 60 Seiten verhältnismäßig umfangreiche Beitrag 
von Gerhard Schneider »Das Plakat«.

Die wichtigsten Thesen der aktuellen Fachdidaktik
Eine Zusammenstellung der wichtigsten Thesen aus der 
aktuellen Fachdidaktik ergibt folgendes Bild: Das Plakat 
wird bezeichnet als ein besonders attraktives Medium, das 
mehr als andere Medien das Interesse der Schülerinnen und 
Schüler auf sich zieht. Außerdem ist es weniger als Unter-
richtsmittel »stigmatisiert« als die Schriftquelle. Plakate 
sind Teil der Lebenswelt der Lernenden; die Anleitung zum 
eigenständigen Umgang mit dem Plakat ist ein Beitrag zur 
Medienerziehung. Das Plakat refl ektiert die politischen und 
gesellschaftlichen Aussagen seiner Entstehungszeit und 
damit Ereignisse und Probleme der Vergangenheit. Es ver-
dichtet und pointiert politische Aussagen, Ideologien, zeit-
genössische Werturteile, Perspektiven und Bedürfnisse, die 
sich hier einfacher und eindrücklicher untersuchen lassen 
als anhand programmatischer Schriften. Dazu gehört, dass 
sich die jeweiligen Wirkungsabsichten anhand des Plakats 
als einer »intentionalen Quellengattung« gut herausarbei-
ten lassen, was wiederum durch die verhältnismäßig ein-
fachen »gestalterischen Mittel« erleichtert wird. Dies setzt 
die gemeinsame Untersuchung von Form und Inhalt voraus. 
Hierbei bleibt das grundsätzliche Problem zu berücksich-
tigen, dass sich die Sehweisen des heutigen Betrachters 
eines historischen Plakats von denen der Zeitgenossen un-
terscheiden. Seine spezifi schen Erfahrungen, seine Art des 
Umgangs mit der ihn umgebenden Medienvielfalt, seine 
Sicht auf die aktuelle politische und gesellschaftliche Situ-
ation lassen ihn ein historisches Plakat mit völlig anderen 
Augen betrachten als dies der ursprünglich angesprochene 
Zeitgenosse mit seiner eigenen Vorprägung tat. Somit un-
terscheidet sich auch die mögliche Wirkung des Plakats 
auf seinen jeweiligen Betrachter je nach dessen zeitlicher 
Nähe oder Ferne zum Entstehungsdatum des betreffenden 
Plakats. Es gilt deshalb im Unterricht, die als Quellen-
material eingesetzten Plakate möglichst differenziert in 
ihr historisches Umfeld einzuordnen. Das Plakat leistet 
dem Prinzip der Empathie Vorschub, indem es zum Bei-
spiel die Möglichkeit zum Nacherleben aufregender Wahl-

Das politische Plakat im Unterricht

Politik & Unterricht • 2/3-2009



14

Das politische Plakat im Unterricht

kämpfe und zur Auseinandersetzung mit kontrastierenden 
Aussagen gibt. Der Vergleich unterschiedlicher Plakate zu 
einer bestimmten Kontroverse eignet sich besonders zum 
Herausarbeiten der jeweiligen dahinter stehenden Denk-
weisen. Plakate zur kommerziellen Werbung oder aus den 
Bereichen Kultur und Unterhaltung erlauben Einblicke in 
die Alltags- und Mentalitätsgeschichte. 

Zum Einsatz im Unterricht
Im Vordergrund stehen hier die Anleitung zum und die 
Übung im selbstständigen Arbeiten und Gewinnen eigener 
Einsichten. Als Arbeitsmethoden empfehlen sich: Einzel- 
oder Partnerarbeit, häusliche Vorbereitung, Präsentation 
(gestützt auf die Möglichkeiten, welche die Neuen Medien 
dem Unterricht bieten). Als Arbeitsschritte werden vorge-
schlagen: Formulierung einer Leitfrage sowie Festhalten 
erster Eindrücke. Die anschließende Analyse widmet sich 
den Bild- und Gestaltungselementen sowie den Gestal-

tungstechniken, der verwendeten Symbolik, gegebenen-
falls der Textaussage und der Textgestaltung, ferner der 
Ermittlung des Auftraggebers, des Entstehungsdatums und 
der Einordnung in den historischen Zusammenhang. 

Die Interpretation gilt dem Adressaten, der beabsichtig-
ten Wirkung oder Zielsetzung. Es folgt die abschließende 
Beantwortung der Leitfrage oder der Gesamtaussage des 
Plakats. Dabei versteht sich von selbst, dass sich das me-
thodische Raster den spezifi schen Vorgaben des einzelnen 
konkreten Plakats anpassen sollte. Ein detaillierter me-
thodischer Leitfaden zur Arbeit mit Plakaten im Unterricht 
fi ndet sich auf Seite 16.

Rainer Gutjahr

»GROSSES RENNEN«: WAHLPLAKAT DER SPD 
ZUR LANDTAGSWAHL IN BADEN AM 27. OKTO-
BER 1929 – EINE ERLÄUTERUNG

Das Plakat stellt in seinem bildlichen Teil den Wahlkampf 
als Wettrennen zwischen der SPD und einem Teil ihrer Kon-
kurrenten um den möglichst erfolgreichen Einzug in den 

badischen Landtag dar. Streng genommen, handelt es sich 
bei der bildlichen Darstellung um eine auf Plakatformat 
gebrachte Karikatur. Das Plakat ist geprägt durch eine be-
wusst verzerrende Charakterisierung der die gegnerischen 
Parteien repräsentierenden Figuren. Ironie, Komik und ein 
pointierter Sarkasmus, dem eine gewisse Aggressivität 
nicht abzusprechen ist, fallen ins Auge und waren dazu 
bestimmt, dem politischen Gegner zu schaden.

Angeführt wird das Rennen durch einen athletischen Spit-
zenreiter, der die rote Fahne der SPD schwenkt und das 
passende rote Trikot mit der Nummer 2 (»Liste 2«) trägt. 
Er hebt sich von den »traurigen Gestalten« seiner Gegner 
äußerlich dadurch ab, dass er als einziger Teilnehmer des 
Wettrennens nicht verzerrt dargestellt ist. Er allein ver-
fügt zudem über ein funktionierendes Gefährt und kann 
so – beruhigt lächelnd – auf die von ihm abgehängten, 
abgeschlagenen Konkurrenten zurückblicken. Das Fahrrad 
war ein Sportgerät, das sich vor allem bei den im Umfeld 
der SPD beheimateten Arbeitersportvereinen einer großen 
Beliebtheit erfreute. Möglich also, dass dies den Autor des 
Plakats dazu veranlasste, den Wahlkampf, hier den Kampf 
um die Sitze im badischen Parlament, als Radrennen darzu-
stellen. Die Rennbahn ist zwar als Kreis abgebildet, das Ziel 
aber ist unübersehbar: In der oberen rechten Hälfte ist das 
Karlsruher Ständehaus, der Sitz des badischen Landtages, 
deutlich zu erkennen. 

Zunächst drohen »Volkspartei und Deutschnationale«, also 
DVP und DNVP, den Einzug in den Landtag zu verfehlen. Das 
Schwarz-Weiß-Rot des vergangenen Kaiserreiches auf Hose 
bzw. Trikot kennzeichnet die rückwärtsgewandte Politik 
der beiden Parteien. Agrarierhut, Lederhose und »Kapi-
talistenzigarre« des mittleren Radlers verweisen auf die Stadtachiv Mannheim – Institut für Stadtgeschichte, Plakatsamlung 2764
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durch diese Parteien repräsentierten Klassen. Unsportlich, 
glatzköpfi g, stiernackig und dickbäuchig überlasten sie ihr 
Fahrrad, dessen Räder sich unter dem Gewicht verbiegen 
und das Gefährt fahruntüchtig machen. Der hintere, dritte 
Mann ist gar vom Rad hinabgerutscht und ist dabei, das 
für eine Teilnahme an einem Sportwettkampf ungeeignete 
Schuhwerk – Hausschuhe! – zu verlieren. Der ebenfalls 
wohlbeleibte »Nazi-Sozi«, kenntlich an seiner braunen SA-
Uniform, der Armbinde mit dem Hakenkreuz, dem Schul-
terriemen und seinen schwarzen Stiefeln, vermittelt einen 
ähnlich spießigen Eindruck wie die Vertreter von DVP und 
DNVP. Den rechten Arm zum Hitlergruß erhoben, sitzt er 
als älterer Mann auf einem typischen Kindergefährt, einem 
»Holländer«. Damit hat er natürlich keine Chance, den in 
Führung liegenden Sozialdemokraten zu überrunden. 

Auf einem völlig fehlkonstruiertem Tandem blockieren sich 
schließlich die Kommunisten selbst. In der Uniform der 
Rotfrontkämpfer – fl ache Schirmmütze, (Leder-)Jacke mit 
Gürtel und Schulterriemen, roter Stern an der Mütze und auf 
dem Ärmelband – strampeln mit grimmiger Mine und aus 
vergeblicher Anstrengung hochrotem Gesicht, den Sturm-
riemen der Mütze unter dem Kinn, Ernst Thälmann und 
Heinrich Brandler in die jeweils entgegengesetzte Rich-
tung. Die Erklärung dieser vordergründig absurden Szene 
ergibt sich aus der Tatsache, dass Heinrich Brandler, Grün-
dungsmitglied der KPD und zeitweiliger Mitvorsitzender, 
1928 als Kritiker des Vorsitzenden Ernst Thälmann aus der 
Partei ausgeschlossen worden war und daraufhin die »KPD-
Opposition« (KPD-O) gegründet hatte. All diese in der Ka-
rikatur vorgetragenen Argumente sprechen dafür, dass nur 
die Stimmabgabe für die »Liste 2«, die Sozialdemokraten, 
zum Ziel führen kann. Bildliche Darstellung und der im Rot 
der Sozialdemokraten gehaltene Text sind insofern aufei-
nander bezogen und bilden damit eine logische Einheit.

Aufschlussreich ist schließlich das Fehlen von zwei Par-
teien, die zwar am realen Wahlkampf teilnahmen, in der 
Karikatur aber nicht erscheinen. Es sind dies die links-
liberale Deutsche Demokratische Partei (DDP) und das 
katholische Zentrum. Beide Parteien befanden sich seit 
1919 in Baden mit den Sozialdemokraten in einem Regie-
rungsbündnis, einer »Weimarer Koalition« auf badischer 
Ebene. Es hätte also aus sozialdemokratischer Sicht wenig 
Sinn gemacht, diese Partner im Bündnis zur Verteidigung 
der republikanisch-demokratischen Ordnung gegen ihre 
Angreifer von rechts und links durch eine scharfe Polemik 
zu beschädigen.

In der Summe lässt sich einmal festhalten, dass didak-
tischer Reiz und Wert des Plakats zunächst in den Ele-
menten der Karikatur begründet sind und dass die Einheit 
von bildlicher Darstellung und Text der Verwendung des 
Plakats im Unterricht ein zusätzliches Plus verschafft. Zum 
anderen müssen den Schülerinnen und Schülern zusätz-
liche Informationen an die Hand gegeben werden, wie 
etwa die Erläuterung zum Karlsruher Ständehaus und der 
Hinweis auf die Abwesenheit von DDP und Zentrum im 
Plakat samt Begründung. Das auf den ersten Blick absurde 
Verhalten von Thälmann und Brandler könnte durch eine 
Aufforderung zu entsprechender Internetrecherche geklärt 
werden. Bei den Materialien werden unter A 11 noch kon-
krete Arbeitsvorschläge zu dem Plakat gemacht. 

Rainer Gutjahr

1820 bis 1821 als Sitz für die beiden 
Kammern der badischen Landstände 
errichtet, war das Ständehaus in Karls-
ruhe das erste für ein modernes Parla-
ment errichtete Parlamentsgebäude in 
Deutschland. 1944 stark beschädigt, 
wurde seine Ruine im Jahre 1961 be-
seitigt – und damit ein wichtiges Denk-
mal des deutschen Parlamentarismus. 
An seiner Stelle entstand das »Neue 
Ständehaus«, das mit seiner Eckrotunde 
die Formensprache der ursprünglichen 
Architektur des Ständehauses wieder 
aufnahm. Neben der Stadtbibliothek 
beherbergt es heute die »Erinnerungs-
stätte«, die dem Gedenken an das 
badische Parlament gewidmet ist. 
Hier sind u. a. Reproduktionen von 
politischen Plakaten ausgestellt.
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Baustein A

●●●  BAUSTEIN A

WEIMARER REPUBLIK

In Baustein A wird eine Reihe von Themen angesprochen, 
die für die Geschichte und das Verständnis der Weimarer 
Republik von zentraler Bedeutung sind. Thematisiert werden 
die Periode des Umbruchs Ende 1918, die Stellungnahme 
der Deutschen zur Novemberrevolution und den von ihr 
ermöglichten Errungenschaften, der Vertrag von Versailles 
mit seinen Auswirkungen und die auf ihn bezogenen Reakti-
onen, die Krisenjahre der Republik mit politischem Mord und 
Infl ation, das Parteiensystem der Weimarer Republik, die 
Position des Reichspräsidenten, die Jahre der Stabilisierung 
und schließlich die Weltwirtschaftskrise mit ihren verhee-
renden Auswirkungen auf den Bestand der Republik.

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

A 1 kann als Dokument einer schwierigen Übergangsperiode 
gelten. Darauf verweist die »vorläufi ge Volksregierung«, die 
eine Art Allparteienkoalition, freilich ohne Vertretung der 
äußersten Rechten, darstellte. In ihrem Kern nahm diese 
Konstellation die »Weimarer Koalition« aus SPD, Zentrum 
und DDP vorweg, die auch für die politischen Verhältnisse in 
Baden bedeutungsvoll wurde. Die Mitglieder der vorläufi gen 
Regierung Ludwig Marum (SPD) und Gustav Trunk (Zentrum) 
erscheinen wieder im Quellentext zu A 11. Joseph Wirth 
(Zentrum), der spätere Reichsfi nanzminister und Reichs-
kanzler, könnte mit seinem im Zusammenhang mit dem Mord 
an Walther Rathenau geäußerten Diktum (»Der Feind steht 
rechts«) bei der Behandlung von A 6 herangezogen werden, 
wo die Ermordung von Matthias Erzberger thematisiert wird. 
Auf die Rolle der Arbeiter- und Soldatenräte in der Um-
bruchzeit verweist die Mitgliedschaft des Vorsitzenden des 
Karlsruher Soldatenrats, des Landsturmmanns Brümmer. 

Zu den schwierigen Feldern, mit denen sich die vorläufi ge Re-
gierung zu beschäftigen hatte, gehörte die Demobilisierung 
der heimkehrenden Truppen. Es galt, diese Aufgabe ohne 
größere Störungen der ohnehin prekären Lage zu bewältigen 
und die Soldaten wieder in das zivile Leben zu integrieren. 
Aus der Situation verständlich, aber im Nachhinein proble-
matisch erscheint der Versuch, die militärische Niederlage in 
eine Art Sieg umzuwandeln, den Entbehrungen und Leiden 
einen Sinn zu verleihen: »Nicht besiegt und geschlagen 
kommt Ihr zurück; gegen eine Welt von Feinden habt Ihr 
die Heimat verteidigt.« Dieses »Im Felde unbesiegt« ist 
untrennbar verbunden mit der »Dolchstoßlegende«, die das 
politische Klima der Weimarer Republik nachhaltig zu vergif-
ten half. Ohne dies zu beabsichtigen, leistete die vorläufi ge 
badische Regierung durch ihren Aufruf der gefährlichen Le-
gendenbildung Vorschub.

Die Würdigung der Novemberrevolution stellt ein bis in die 
Gegenwart kontrovers diskutiertes Thema dar. A 2 führt in 
diese Kontroverse ein, so wie sie sich ein Jahr nach dem 

Ereignis darstellte. So ruft das Plakat zur Revolutionsfeier 
offensichtlich zu einer Fortführung oder Vollendung der 
Revolution im sozialistischen Sinne durch eine Vergesell-
schaftung der Produktionsmittel auf. Während die SPD die 
erreichten Erfolge feierte, sah die bürgerliche, den National-
liberalen nahestehende »Badische Landeszeitung« keinen 
Anlass zu einer festlichen Feier. Damit kann das Plakat A 2 
den Anstoß geben, die Grundlagen der Weimarer Republik, 
darunter die Verfassung vom 11. August 1919, unter den 
Aspekten der Sozialstaatlichkeit, des Rechtsstaates und der 
republikanisch-parlamentarischen Demokratie zu beleuch-
ten.

Die zunächst durch den Krieg verursachte schwierige Ver-
sorgungssituation unter anderem mit Lebensmitteln dauerte 
in die Jahre nach dem Kriegsende hinein, traf vor allem die 
sozial Schwachen und stellte nicht zuletzt die Gemeinden 
vor nur schwer lösbare Aufgaben. Dies ist das Thema von 
Plakat A 5. Der begleitende Text macht deutlich, wie unter 
dem Eindruck der Notsituation der gesellschaftliche Zusam-
menhalt schwand und antisemitische Tendenzen zum Tragen 
kamen. 

Diese Notsituation ist auch Thema des Plakats A 3, das als 
einen weiteren Grund für die »steigende Not« den Versailler 
Vertrag, das »Friedensdiktat von Versailles« ins Visier nimmt. 
Zusammen mit Plakat A 4, das auf die militärische Besetzung 
des linken Rheinufers Bezug nimmt, und den beigegebenen 
Texten lassen sich wesentliche Bestimmungen des Versailler 
Vertrags, einschließlich der »Schuldlüge« erarbeiten. Zu-
gleich zeugen beide Plakate und die Texte vom ungeheueren 
Ausmaß der Vergiftung des deutsch-französischen Verhält-
nisses zu Anfang der 1920er Jahre und der Ablehnung des 
Vertrages quer durch die deutsche Gesellschaft. Zugleich 
gibt A 4 einen Hinweis auf den Eintritt der Frauen in die 
Politik, wie er nicht zuletzt mit der Durchsetzung des aktiven 
und passiven Frauenwahlrechts in der Reichsverfassung und 
den Landesverfassungen möglich geworden war.

Die Zerrissenheit der deutschen Gesellschaft und die An-
feindung der neuen Ordnung durch die extreme Rechte 
werden durch A 6 bezeugt. Das Fahndungsplakat und der 
Quellentext, die vor dem Hintergrund der Ermordung von 
Matthias Erzberger entstanden sind, können ein Einstieg 
sein zur Beschäftigung mit den politischen Morden aus den 
Anfangsjahren der Weimarer Republik, zu denen auch der 
Mord an Walther Rathenau zählt, sowie zur Frage der Aufar-
beitung dieser Morde durch die Gesellschaft, die politischen 
Parteien und die Justiz.

Zur akuten Destabilisierung der Weimarer Republik und zu 
einer fortdauernden Ablehnung der neuen Ordnung durch 
Teile des wirtschaftlich geschädigten Bürgertums trug die 
Infl ation von 1923 bei, die, gespenstisch inszeniert, in A 7 
in den Blick gerät. 

Mit A 7 lässt sich zugleich in die Behandlung der in der Wei-
marer Republik maßgeblich agierenden Parteien eintreten. 
Die hier ins Blickfeld geratende Deutsche Demokratische 
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●●●  BAUSTEIN B

DIKTATUR: DAS »DRITTE REICH«

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

B 1 ist Zeuge des durch die Propagandamittel des »Dritten 
Reiches« aufgebauten Führerkultes, der Hitler zum natio-
nalen Heilsbringer und Erlöser erhob. Er selbst stilisierte 
sich zum Werkzeug der »Vorsehung«. Das »Führer wir folgen 
Dir« von B 8 weist in diese Richtung. »Ein Volk, ein Reich, 
ein Führer« (B 1) wiederum postuliert die Einheit des »Füh-
rers« mit dem Volk und bringt die »Volksgemeinschaft« in 
den Blick. 

»Gemeinnutz geht vor Eigennutz« stand als Randschrift 
auf den Zwei- und Fünfmarkstücken des »Dritten Reiches«. 
Damit dienten auch die Geldstücke der Hervorhebung der 
»Volksgemeinschaft«, die an den zahlreichen Gedenk- und 
Feiertagen propagandistisch inszeniert wurde. Der NS-Ge-
meinschaft Kraft durch Freude (KdF) ging es darum, vor-
rangig die Arbeiterschaft in die »Volksgemeinschaft« zu 
integrieren (B 3). War das Reisen bisher ein Privileg des Bür-
gertums, so leistete das Reiseangebot der KdF-Organisation 
der Vorstellung einer klassenlosen Gesellschaft Vorschub – 
als einer Gesellschaft im Sinne der nationalsozialistischen 
Volksgemeinschaft.

Zu den regelmäßig wiederkehrenden Terminen, an denen die 
»Volksgemeinschaft« in Szene gesetzt und zelebriert wurde, 
gehörte der »Eintopfsonntag« (B 5), der unter dem Eindruck 
des Krieges ab 1942 zum »Opfersonntag« umbenannt wurde. 
Die solidarische Volksgemeinschaft sollte im Sinne eines 
»Sozialismus der Tat« gestärkt werden, indem die an den 
Eintopfsonntagen – jeweils der erste Sonntag der Monate 
Oktober bis März – durch ein einfaches Essen eingesparten 
Beträge von den Privathaushalten dem Winterhilfswerk zur 
Verfügung gestellt werden sollten. Durch ihre demonstra-
tive Teilnahme am öffentlichen Essen stellten die NSDAP-
Parteigrößen, einschließlich Adolf Hitler, ihre Zugehörigkeit 
zur Volksgemeinschaft bzw. die Gleichsetzung von »Volk und 
Führer« zur Schau.

Auch das »Auch Du gehörst dem Führer« (B 4) gehört 
in diesen Zusammenhang. Wohin schließlich das »Du bist 
nichts, dein Volk ist alles« hinführte, zeigt B 9. Die In-
szenierung der »Volksgemeinschaft« war die eine Seite der 
Medaille; ihre andere Seite hieß Ausgrenzung, Diffamierung, 
Entrechtung, Verdrängung und schließlich Vernichtung derer, 
die vor den Augen der NS-Ideologen nicht der »Volksgemein-
schaft« würdig waren. Dies waren in erster Linie die Juden, 
angesichts der Tatsache, dass der Antisemitismus als das 
konstituierende Element von Hitlers Ideologie schlechthin 
anzusprechen ist. B 2 führt mitten in diese Thematik hinein. 
Der zentral gesteuerte reichsweite »Abwehrboykott« vom 
1. April 1933 steht am Beginn des Prozesses, der in den Ver-
nichtungslagern endete. Der entlarvende Tenor des Plakats 
nimmt diese Entwicklung vorweg. Zugleich hatte der Boykott 

Partei (DDP) stellte mit ihrer Zugehörigkeit zur »Weimarer 
Koalition« eine der tragenden Säulen der ersten Demokratie 
auf deutschem Boden dar. Nach ihrem Zerfall im Jahre 1930 
ging aus ihr unter anderem die Deutsche Staatspartei hervor 
(A 13). Zur »Weimarer Koalition« gehörten ferner die Zen-
trumspartei (A 12) und die Sozialdemokratische Partei (SPD) 
(A 11 und A 16). Die Deutsche Volkspartei (DVP), die Partei 
Gustav Stresemanns (»Vernunftrepublikaner«), tat sich mit 
der neuen Ordnung schwer. Ihre Unterstützung für die Wei-
marer Republik war nicht uneingeschränkt. Die Plakate A 17 
und A 18 sowie der Quellentext zu A 11 zeigen die NSDAP 
in ihrer grundsätzlichen Feindschaft zur parlamentarischen 
Demokratie der Weimarer Republik, die herabwürdigend als 
das »System« bezeichnet wurde. Positionen und Politik der 
Kommunistischen Partei (KPD) als der linken Fundamental-
opposition werden in A 14 sichtbar. Generell gilt, dass die 
Programmatik der vorgestellten Parteien aus den Plakaten 
selbst sowie aus den beigefügten Texten hervorgeht.

Das für die Weimarer Republik hoch bedeutsame Amt des 
Reichspräsidenten wird in A 8 zum Thema. Zum einen gerät 
das Wahlrecht ins Blickfeld, zum anderen dreht es sich um 
die problematische Personalie Hindenburg. Davon ausge-
hend, kann die verfassungsrechtliche Stellung und Macht-
fülle des Präsidenten erarbeitet werden. Als ein weiteres, 
damit zusammenhängendes Arbeitsfeld bieten sich die Um-
stände der Reichspräsidentenwahl von 1932 zur Behandlung 
an. Deren Hintergrund, das Krisenjahr 1932, wird aus A 14, 
A 15 und A 16 greifbar. 

Von 1924 bis 1929 währte die kurze Stabilisierungsphase der 
Weimarer Republik. Hierzu gehört die erfolgreiche Bekämp-
fung der Infl ation, angesprochen in A 7. Der technische 
Fortschritt erlaubte unter anderem eine erhöhte Mobilität, 
hier repräsentiert durch die Luftfahrt (A 9). Für die neuen 
Entwicklungen in der bildenden Kunst, in der Literatur, im 
Theater und auf dem Gebiet der Architektur und des Städte-
baus steht stellvertretend die »Neue Sachlichkeit« (A 10). 

Für eine Erhellung des Beitrags, den die Weltwirtschafts-
krise zum Untergang der Weimarer Republik leistete, lässt 
sich A 14 heranziehen. Hier ist die Massenarbeitslosigkeit 
des Jahres 1932 angesprochen. Die Weltwirtschaftskrise lie-
ferte auch den Boden für die krisenhafte Zuspitzung des 
Jahres 1932 mit einer bürgerkriegsähnlichen Situation im 
Deutschen Reich: Verbot und Wiederaufhebung des Verbotes 
von SA und SS, der »Altonaer Blutsonntag«, der »Preußen-
schlag«, der Mord von Potempa oder der Streik bei den Berli-
ner Verkehrsbetrieben sind einige der Stichworte. Die beiden 
Reichstagswahlen, die Entlassung der Reichskanzler Brüning 
und Papen, die Unterstützung der erneuten Kandidatur Hin-
denburgs zum Reichspräsidenten durch SPD und Zentrum als 
letztes Mittel, um Hitler zu verhindern, ergänzen das Bild. 
Dieser Hintergrund spiegelt sich in den beiden Plakaten 
A 15 und A 16 auf eindringliche Weise.

Baustein B
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Zahl von Privathaushalten. Mittels Gemeinschaftsempfang 
in Gaststätten, Betrieben und Schulen setzte das Regime 
zudem die Bevölkerung gezielt der Rundfunkpropaganda aus 
und erreichte so auch Adressaten, die sich die Anschaffung 
eines Empfängers nicht leisten konnten.

B 8 ist ein Beleg für die aggressive Außenpolitik des »Dritten 
Reiches«. Mit der Angliederung Österreichs an das Deutsche 
Reich vollzog Hitler einen weiteren Schritt auf dem Weg der 
Zerschlagung des verhassten »Systems von Versailles«, das 
durch die Verträge von Versailles (für Deutschland) und St. 
Germain-en-Laye (für Österreich) die angestrebte Vereini-
gung Österreichs mit dem Deutschen Reich untersagt hatte. 
Zugleich verweist B 8 auf den Stellenwert der Anwendung 
demagogischer Mittel zur Sicherung von Herrschaft in einem 
diktatorischen System. 

Die Errichtung des »Deutschen Volkssturms« durch den Füh-
rererlass vom 25. September 1944 war ein letzter Schritt in 
einer längst militärisch wie politisch aussichtslosen Lage 
(B 9). Der Chef der Parteikanzlei der NSDAP, Martin Bor-
mann, sollte geplante sechs Millionen Männer rekrutieren. 
Militärischer Befehlshaber war der »Reichsführer« der SS, 
seit dem Attentat auf Hitler vom 20. Juli 1944 zugleich 
»Oberbefehlshaber des Ersatzheeres«, Heinrich Himmler. Auf 
der regionalen Ebene lag die Organisation bei den Gauleitern 
der NSDAP. Die Wehrmacht wurde nicht mit einbezogen. Der 
sinnlose Einsatz von noch halben Kindern und älteren Män-
nern, die mit unzureichender Bewaffnung und mangelhafter 
Ausbildung in den sicheren Tod geschickt wurden – auf bis zu 
200.000 Tote beläuft sich die Schätzung –, ist ein weiterer 
Beleg für die Menschenverachtung des NS-Regimes.

●●●  BAUSTEIN C

NACHKRIEGSZEIT UND JUNGE BUNDESREPUBLIK

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

Die materiellen und moralischen Verwüstungen, die das NS-
System hinterlassen und die als Last weiter getragen werden 
mussten, kommen in C 1, C 2, C 4, C 5 und C 6 zur Sprache. 
Die Schrecken der Konzentrationslager und des Krieges, die 
in Trümmern liegenden Städte, die Engpässe in der Ver-
sorgung mit Wohnraum und Gütern des täglichen Bedarfs, 
die Notwendigkeit eines Lastenausgleichs, die ansatzweise 
Aufarbeitung der Diktatur in Form der Entnazifi zierung und 
des Spruchkammerverfahrens, Kriegsgefangenschaft und 
schwieriger Neustart der Heimkehrer, Flucht, Vertreibung 
und das Problem der Integration der »Neubürger« werden 
hier thematisiert. 

Das 1933 zerstörte und nun neu bzw. wieder entstehende 
Parteiensystem scheint auf in C 1 mit einem Plakat der 
SPD, die sich als republikanisch-demokratische Kraft emp-

die Aufgabe, dem Aktionismus von SA und sonstigen Anhän-
gern der »Bewegung« ein Ventil zu öffnen und dem Regime 
neue Sympathien im Mittelstand zu verschaffen, der auf eine 
Verdrängung von Konkurrenten hoffen konnte. Gleichwohl 
stieß der Boykott nicht bei allen Teilen der Bevölkerung 
auf Zustimmung, was auch aus dem Quellentext hervorgeht. 
Auffällig ist, dass der »Badische Beobachter«, die Parteizei-
tung des badischen Zentrums, sich das NS-Vokabular von der 
»jüdischen Greuelhetze« und der »Abwehraktion« zu eigen 
machte (vgl. dazu auch B 6).

B 4 mit seiner Darstellung eines strahlend in die Zukunft bli-
ckenden, blond bezopften »deutschen Mädels« thematisiert 
den Bereich Jugend und NS-Diktatur. Der noch im Geist des 
Nationalsozialismus formbare junge Mensch genoss die be-
sondere Aufmerksamkeit des Regimes. Mit der Hitler-Jugend 
(HJ) und ihren Untergliederungen wie dem Bund deutscher 
Mädel (BdM) als Staatsjugendorganisation schuf sich das 
NS-Regime einen Apparat, der das Einimpfen der Werte der 
NS-Ideologie, wie unbedingte Treue zum »Führer«, Disziplin 
und Kämpfergeist unter den Kindern und Jugendlichen, vo-
rantrieb. 

B 6 und B 7 sind Zeugen für die letztlich zusammenhän-
genden Bereiche der NS-Propaganda, der durch sie be-
zweckten Gleichschaltung der öffentlichen – oder besser 
der veröffentlichten – Meinung und des Feldes der Medien 
Presse und Rundfunk als Instrumente dieser Propaganda. 
Die Beeinfl ussung der Bevölkerung durch eine massentaug-
liche Argumentationsweise, vor allem durch den Appell an 
die Emotionen – Liebe und Hass –, hatte Hitler bereits in 
»Mein Kampf« thematisiert. Die Reichspropagandaleitung 
der NSDAP, seit 1930 von Goebbels geführt, setzte diese 
Gedanken in vielfältigen Propagandaaktionen um. Mit der 
Einrichtung des Goebbels unterstellten »Reichsministeriums 
für Volksaufklärung und Propaganda« wurde im März 1933 
der Apparat geschaffen, dem es schnell gelang, die Medien 
der Kontrolle des NS-Regimes zu unterwerfen. Auf die Über-
nahme von NS-Sprachregelungen bereits im April 1933 durch 
den »Badischen Beobachter«, das Organ des Zentrums, ist 
bei B 2 bereits hingewiesen. 

Mit den Mitteln des Verbots von Zeitungen (vor allem KPD- 
bzw. SPD-Presse), der Einschüchterung, des Boykotts, des 
Berufsverbots für politisch missliebige Redakteure und 
andere drängte das NS-Regime konkurrierende Blätter vom 
Markt. Die ab September 1933 verfügte Zwangsmitgliedschaft 
aller journalistisch Tätigen in der Reichspressekammer und 
schließlich das Reichsschriftleitergesetz vom Oktober 1933 
bedeuteten die weitgehende Gleichschaltung der Presse. 
Nachdem das NS-Regime bereits über die Reichsrundfunk-
gesellschaft die Zentralisierung des schon zuvor staatlich 
gelenkten Rundfunkwesens in Angriff genommen hatte, un-
terwarf das Reichskulturkammergesetz vom September 1933 
mit der Einrichtung der Reichsrundfunkkammer den Rund-
funk endgültig der NS-Kontrolle. Mit der staatlichen Subven-
tionierung der Verbreitung von Rundfunkgeräten (»Volks-
empfänger« und »Deutscher Kleinempfänger«) drang die 
Stimme des »Dritten Reiches« in eine zunehmend wachsende 

Baustein C
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Baustein C

fi ehlt und zugleich auf ihre antifaschistischen, antimilita-
ristischen und kapitalismuskritischen Traditionen verweist. 
Die im deutschen Südwesten sich in der DVP organisierenden 
Liberalen legen – ebenfalls traditionell – das Gewicht auf die 
Freiheit des Individuums in Abwehr linker und rechter Po-
sitionen und in ausdrücklicher Ablehnung des Sozialismus. 
Auch ihre Spitzenkandidaten verweisen auf das Wiederan-
knüpfen an den Liberalismus der Weimarer Republik (C 2). 
Das Plakat C 3 lenkt den Blick auf die CDU als Neugründung. 
Ihre Berufung auf die (christlich-)abendländische Kultur 
empfi ehlt sie als überkonfessionelle Sammlungspartei. Die 
zusätzliche Betonung auch des Sozialen erklärt den Erfolg 
der Neugründung. Die wiedergegründete KPD präsentiert 
sich als entschiedener Gegner von Faschismus, Militarismus 
und Kapitalismus (C 4 und C 5). Sie knüpft damit ebenfalls 
an Traditionen an, die denen der SPD ähneln, fordert aber 
letztlich einen kompromisslosen Umbau von Politik und Ge-
sellschaft.

Antikommunismus bzw. -bolschewismus als Integrations-
elemente der Bundesrepublik werden angesprochen in 
C 8 – C 10 und C 12. Sichtbar wird hier das Weitertradieren 
von Klischees, die bis in die Zeit der Weimarer Republik zu-
rückzuverfolgen sind. Bemerkenswert ist auch die Tatsache, 
dass sich Regierungsinstanzen und Parteien wie die CDU, 
aber auch Organisationen aus dem vorpolitischen Raum, z. B. 
der »Bund deutscher Jugend« bzw. ominöse national-kon-
servative Gruppierungen wie der »Volksbund für Frieden und 
Freiheit«, an der antikommunistischen und antisowjetischen 
Propaganda beteiligten. Der Kalte Krieg, der hierfür die Folie 
abgab, war gekennzeichnet durch die Ingangsetzung einer 
Rüstungsspirale, in der die Atomwaffen eine bedeutende 
Rolle spielten. Zu den gesellschaftlichen Kräften, die sich 
in der Bundesrepublik gegen die atomare Rüstung wandten, 
gehörte u. a. der Deutsche Gewerkschaftsbund (C 19). 

Teilweise standen die Kritiker der Atomrüstung zugleich 
weiteren Bereichen der Politik Adenauers ablehnend gegen-
über. Tatsächlich waren Westintegration und Wiederbewaff-
nung als Voraussetzungen zur schrittweisen Erlangung von 
Souveränitätsrechten für die Bundesrepublik Deutschland 
untrennbar verbunden mit der »Ära Adenauer«. Als wichtige 
Station in diesem Prozess ist der »Deutschlandvertrag« von 
1952 zu betrachten, der dazu bestimmt war, den Beitritt 
der Bundesrepublik zur geplanten, aber am Widerstand der 
französischen Nationalversammlung gescheiterten Europä-
ischen Verteidigungsgemeinschaft zu ermöglichen (C 10). 
Eine Reaktion der Sowjetunion auf die Politik der Westinte-
gration bestand in den »Stalinnoten« von 1952, für deren 
Annahme die KPD warb (C 11). Die Ablehnung des Angebots 
durch die Westmächte und die Adenauer-Regierung nährte 
eine jahrzehntelange Diskussion unter dem Aspekt einer 
vermeintlich »vertanen Chance« zur Wiedervereinigung. Die 
Diskussion um die Bewaffnung der Bundesrepublik spiegelt 
sich auch in C 12. Das Plakat mit der bekannten Parole 
»Alle Wege des Marxismus führen nach Moskau!« richtet 
sich letztlich gegen die Politik der SPD, die sich erst 1959 
im Godesberger Programm von tradierten marxistischen Po-
sitionen trennen sollte. Der Volksaufstand des 17. Juni 1953 

in der DDR und seine Niederschlagung durch die sowjetische 
Besatzungsmacht bestärkten die Vorbehalte gegenüber der 
Sowjetunion (C 15). Das Brandenburger Tor wurde zum 
Symbol der Trennung und der anzustrebenden Wiederverei-
nigung, der deutschen Einheit, zugleich. Die Gründung des 
Kuratoriums Unteilbares Deutschland und die Erhebung des 
17. Juni zum gesetzlichen Feiertag, dem »Tag der deutschen 
Einheit«, sollten der Erinnerung an den Aufstand und der 
Mahnung dienen, die deutsche Einheit wieder herzustellen. 
Das Diktum des damaligen Berliner Regierenden Bürgermeis-
ters und späteren Bundespräsidenten Richard von Weizsä-
cker vom Anfang der 1980er Jahre, dass die deutsche Frage 
offen sei, solange das Brandenburger Tor geschlossen bleibe, 
brachte die Situation auf den Punkt. 

Bei seinen Verhandlungen in Moskau im September 1955 
erreichte Konrad Adenauer die Freigabe der letzten in der 
Sowjetunion noch zurückgehaltenen Gefangenen, was ihm 
gesteigerte Zustimmungswerte bei der Bevölkerung ein-
brachte. Bis dahin war das Schicksal der Kriegsgefangenen 
und Zivilinternierten in der Sowjetunion auch Thema der 
politischen Diskussion und trug zum Negativbild der UdSSR 
in der Bundesrepublik bei. Der 1950 gegründete Verband der 
Heimkehrer, Kriegsgefangenen und Vermisstenangehörigen 
Deutschlands (VdH) betrieb eine entsprechende Lobby-
politik (C 7). 

Auf das Umfeld des beginnenden Wirtschaftswunders 
verweist Plakat C 16. Der wirtschaftliche Aufstieg machte 
soziale Wohltaten wie die Einführung eines Kindergeldes 
möglich und stabilisierte die Zustimmungsraten in der Be-
völkerung sowohl zur Demokratie der jungen Bundesrepublik 
wie auch zur Politik der von Konrad Adenauer geführten 
Regierung. 

Plakat C 14 gehört zunächst in den Bereich der Diskussion 
um den Südwestsstaat, verweist aber zugleich auf die At-
traktivität der Europaidee in den Jahren nach dem Krieg. 
In diesen Rahmen lässt sich die Politik Konrad Adenauers 
stellen. Die von ihm erstrebte Westintegration der Bundes-
republik erreichte mit den Römischen Verträgen von 1957 
zur Schaffung der EWG ein folgenreiches Resultat. Der Ely-
sée-Vertrag von 1963 besiegelte die deutsch-französische 
Aussöhnung als Grundvoraussetzung einer erfolgreichen eu-
ropäischen Integration.

Die Bundestagswahlen von 1957 brachten der Union eine ab-
solute Mehrheit. Adenauer stand auf dem Höhepunkt seiner 
Macht. »Wahlhelfer« war u. a. die UdSSR, deren Hegemonial-
politik bei der Niederschlagung des ungarischen Volksauf-
standes 1956 die Adenauersche Politik der Westintegration 
als alternativlos erscheinen ließ. Auch das 1956 ausgespro-
chene Verbot der KPD durch das Bundesverfassungsgericht 
konnte die Adenauer-Regierung als Erfolg für sich verbu-
chen. Der Wahlslogan »Keine Experimente!« (C 17) baute 
auf die angesprochenen Erfolge seiner Politik und richtete 
sich vor allem gegen die SPD. Das Porträt des als erfahrenen, 
trotz seines hohen Alters dynamischen Staatsmannes Darge-
stellten zog bei den Wählern. 
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C 18 verweist auf das herannahende Ende der Ära Adenauer. 
Die Berlin-Krise von 1958 und der Bau der Mauer 1961 ließen 
Adenauer in einem ungünstigen Licht erscheinen. Im Berli-
ner Regierenden Bürgermeister Willy Brandt war ein Konkur-
rent erwachsen, der sich in den Krisen um Berlin als »Vor-
kämpfer demokratischer Freiheit« profi lieren und Popularität 
gewinnen konnte, die sich der Mannheimer SPD-Politiker 
Carlo Schmid in seiner Wahlwerbung zunutze machte. Zwar 
konnte Adenauer mit Hilfe der FDP nach der Wahl von 1961 
nochmals eine Koalitionsregierung bilden, musste sich aber 
auf die Zusage einlassen, in der Mitte der Legislaturperiode, 
1963, von seinem Amt zurückzutreten. 

C 2, C 6, C 13 und C 14 führen ein in die aufgrund der 
Einteilung der Besatzungszonen gemäß der Interessenlage 
der Besatzungsmächte USA und Frankreich 1945 eingetre-
tene politische und staatliche Zersplitterung im deutschen 
Südwesten und deren schließliche Überwindung durch die 
Gründung des Bundeslandes Baden-Württemberg. Dabei 
handelt es sich um den bislang einzigen Fall einer erfolg-

reichen Neugliederung in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland. C 2 verweist auf die politischen Verhältnisse 
in Württemberg-Baden. C 6 gehört in den (süd-)badischen 
Zusammenhang. Die so entstandenen Verhältnisse wurden in 
den neuen Ländern als unbefriedigend empfunden: In Würt-
temberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern strebte man 
überwiegend die Errichtung eines »Südweststaates« unter 
Einbeziehung (Süd-)Badens an. Hier setzte man indessen 
auf die Wiederherstellung der Länder, wie sie bis 1933 be-
standen hatten. Als Vorreiter der Vereinigung fungierte der 
Ministerpräsident von Württemberg-Baden, Reinhold Maier. 
Im Vorfeld der entscheidenden Volksabstimmung von 1951 
war er, zumal als Württemberger, deshalb die Zielscheibe 
einer von Häme nicht freien Kampagne der »Altbadener«, 
wie C 13 deutlich macht. Ein Appell an die in (Süd-)Baden 
sesshaft gewordenen Heimatvertriebenen (C 6) zeichnete 
Baden in freundlichem, sonnigem Licht. Die Befürworter der 
Vereinigung, so C 14, sahen im Zeichen des zugkräftigen Eu-
ropagedankens in der Schaffung des »Südweststaates« dage-
gen einen ersten Schritt hin zu einem vereinigten Europa.
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A • Weimarer Republik

A • Weimarer Republik
Materialien A 1 – A 18

A 1 »An die badischen Soldaten!« (1918)

Aufruf der vorläufi gen badischen 
Volksregierung an die heimkeh-
renden Soldaten vom November 
1918

 

Quelle
Ein Angehöriger des in Karlsruhe sta-
tionierten »Leibgrenadierregiments 
109« berichtet über den Empfang, der 
zwei Abteilungen des Regiments bei 
ihrer Rückkehr aus dem Ersten Welt-
krieg am 23. November 1918 in Karls-
ruhe zuteil wurde: 

»Vom Hauptbahnhof über Marktplatz–
Kaiserstraße glich unser Marsch zur 
109er-Kaserne [in der Moltkestraße] 
durch die Residenzstadt einem Tri-
umphzug. An der Spitze des Zuges die 
Regimentskapelle. Ein Blumenregen 
ging von der begeisterten Karlsruher 
Bevölkerung auf uns junge Soldaten 
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nieder. Uns wurde ein jubelnd-herr-
licher Empfang bereitet, der mich tief 
beeindruckt hat.«
Kurt Kranich, Karlsruhe. Schicksalstage 
einer Stadt. Karlsruhe 1973, S. 106

ARBEITSAUFTRÄGE 
◗ Die »badischen Soldaten« kehrten 
ab November 1918 aus einem verlo-
renen Krieg in ihre Heimat zurück. 
Untersuche, wie der Text des Aufrufs 
und die bildliche Darstellung (Was 
hält das Mädchen in der Hand?) mit 
der Tatsache des verlorenen Krieges 
umgehen. Stelle einen Zusammen-
hang her zwischen dieser Aussage 
des Aufrufs und den Erinnerungen des 
Kriegsheimkehrers.
◗ Zeige, wie die Worte des letzten 
Abschnitts des Aufrufs »Soldaten! 
Ihr werdet …« im Bild ihre Entspre-
chung fi nden. Zur Erläuterung: Die 
Fahne in der Hand des Jungen trägt 
die badischen Farben Gelb-Rot-Gelb. 
Berücksichtige dabei die Bildsprache: 
Anordnung der Figuren, Farbwahl 
usw.
◗ Erläutere die Ziele, welche die 
vorläufi ge Volksregierung mit ihrem 
Aufruf verfolgte. Ordne dazu den 
Aufruf in die Entwicklung ein, wie sie 
sich seit dem 9. November 1918 in 
Deutschland darstellte.
◗ Verfasse einen Brief, wie ihn der auf 
der Abbildung gezeigte junge Famili-
envater in der Erwartung des baldigen 
Kriegsendes an seine Frau und seine 
Kinder gerichtet haben könnte. 
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A • Weimarer Republik

A 2 »Revolutionsfeier« (1919)

Plakat zur Revolutionsfeier am 
9. November 1919

Ein Jahr nach dem Staatsumsturz 
von 1918 fanden an vielen Orten 
in Deutschland »Revolutionsfeiern« 
statt, mit denen SPD, USPD und 
KPD in jeweils eigenen Veranstal-
tungen der Novemberrevolution 
von 1918 gedachten. 

Quelle
Am 10. November 1919 berichtet die 
Badische Landeszeitung:

»Wie vorauszusehen war, hat der gest-
rige Jahrestag der Revolution, die wie 
eine Brandung über die deutschen 
Lande gegangen ist, in der badischen 
Landeshauptstadt [Karlsruhe] sich 
nach außen hin kaum bemerkbar 
gemacht. Selbst die festlichen Ver-
anstaltungen der beiden sozialdemo-
kratischen Parteien – die Unabhän-
gigen [USPD] hielten morgens im Co-

losseum und die Mehrheitssozialisten 
[SPD] nachmittags in der Festhalle 
Veranstaltungen ab – konnten dem Re-
volutionsfeiertag kein besonderes Ge-
präge geben. Die übergroße Mehrheit 
der Bevölkerung war sich bewußt, daß 
sie keinen Anlaß hat, diesen Jahrestag 
festlich zu feiern mit Veranstaltungen 
heiterer Natur, wie einzelne auswärtige 
sozialdemokratische Vereine … ange-
kündigt hatten (…).« 
Badische Landeszeitung vom 10. No-
vember 1919
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ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe den Aufbau des Plakats 
unter Einbeziehung des Textes in die 
bildliche Darstellung.
◗ Analysiere die Rolle des Rufers in 
der unteren rechten Bildecke.
◗ Der Rufer trägt Matrosenuniform. 
Informiere dich über die Bedeu-
tung der Matrosen (Marinesoldaten) 
der deutschen Kriegsmarine für den 
Beginn der Novemberrevolution. 
Ziehe weitere Erkundigungen ein zum 
Wirken der sogenannten Volksmarine-
division im Dezember 1918.
◗ Erörtere aufgrund der gewonnenen 
Informationen die Fragen, welche po-
litische Gruppierung am wahrschein-
lichsten als Auftraggeber des Plakats 
vermutet werden kann und welche 
weitergehenden Forderungen sie mit 
der Revolutionsfeier verbindet. Be-
rücksichtige dabei die Tatsache, dass 
im Mittelfeld des Plakats eine indus-
trielle Anlage abgebildet ist.
◗ Arbeite den politischen Stand-
ort der »Badischen Landeszeitung« 
anhand des Textauszuges heraus. 
◗ Diskutiere die im Text zu fi ndende 
Aussage, dass die Bevölkerung keinen 
Anlass gehabt habe, den Jahrestag 
der Novemberrevolution von 1918 
»festlich zu feiern«. Beziehe in deine 
Überlegungen die Tatsache mit ein, 
dass die Novemberrevolution Errun-
genschaften den Weg ebnete wie die 
Einführung der parlamentarischen 
Demokratie durch die Verfassung des 
Deutschen Reiches vom 11. August 
1919 mit ihrem Katalog der Grund-
rechte, die Anerkennung der Gewerk-
schaften als Tarifpartner oder das 
Frauenwahlrecht. 
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A • Weimarer Republik

A 3 »Deutsche Frauen!« (1921)

Plakat des Deutschen Frauen-
ausschusses zur Bekämpfung der 
Schuldlüge aus dem Jahr 1921

Der Deutsche Frauenausschuss 
zur Bekämpfung der Schuldlüge ist 
eine Gründung des Jahres 1921. 
Seine Propagandaarbeit gegen den 
Versailler Vertrag wurde mit Geldern 
des Auswärtigen Amtes gefördert. 

mächte] auf Auslieferung von Milch-
kühen. Nach dem einstimmigen Urteil 
aller Fachgenossen ist bereits jetzt die 
Versorgung der Kinder und stillenden 
Mütter eine derartig schlechte, daß die 
Folgeerscheinungen der Unterernäh-
rung infolge Milchmangels sich in kata-
strophaler Weise bemerkbar machen.« 
Badische Presse vom 15. Dezember 
1920
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Quelle 
Am 12. Dezember 1920 fand in 
Frankfurt eine Versammlung von Kin-
derärzten statt. Unter den Teilnehmern 
waren auch Ärzte aus Heidelberg und 
Freiburg. Sie protestierten in einer 
Entschließung gegen die Ablieferung 
von Milchkühen nach Frankreich und 
die deswegen drohende »Milchnot«. In 
der Protestresolution heißt es: 

»Die Versammlung erhebt den 
schärfsten Einspruch gegen die neu-
erliche Forderung der Entente [Sieger-

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe, wie in diesem Plakat 
bildliche Darstellung und Text aufei-
nander bezogen sind.
◗ Ordne die Entstehung des Plakats 
zeitlich ein. Benenne die Länder, die 
nach Aussage des Plakats das »Netz 
von Versailles« geknüpft hatten.
◗ Arbeite heraus, inwiefern das 
Plakat Gefühle der Betroffenheit bei 
den Frauen zu wecken versucht, um 
sie gegen den Versailler Vertrag zu 
mobilisieren. Zeige anhand des Aus-
zuges aus der »Badischen Presse«, 
dass der Frauenausschuss Unterstüt-
zung seiner Aktivitäten durch weitere 
Teile der Gesellschaft erhielt.
◗ Der Deutsche Frauenausschuss wird 
als »radikalnationalistisch« charak-
terisiert. Überprüfe anhand der Aus-
sagen des Plakates die Stimmigkeit 
dieser Einordnung.
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A 4 »Protest der deutschen Frauen gegen die farbige Besatzung am Rhein« (1920)

Plakat mit dem Aufruf zu einer 
Protestversammlung gegen die 
Stationierung von französischen 
Kolonialsoldaten in den von 
Frankreich besetzten links-
rheinischen Gebieten von 1920 

Die »Protestversammlung der Karls-
ruher Frauen und Mädchen gegen 
die schwarze Schmach« fand am 
14. Dezember 1920 im Karlsruher 
»Friedrichshof« statt. Rednerin war 
Marie Baum, von 1902 bis 1907 erste 
Gewerbeinspektorin im Großherzog-
tum Baden. Als Angehörige der links-
liberalen Deutschen Demokratischen 
Partei (DDP) war sie 1919 Mitglied 
der Deutschen Nationalversammlung. 
In den Jahren 1920/21 sowie von 
1928 bis 1933 war sie Mitglied des 
Reichstags.

Quelle 
Die Versammlung im Karlsruher »Fried-
richshof« verabschiedete eine Protest-
resolution, in der es heißt: 

»Wir protestieren gegen die Willkür 
und Vergewaltigung, denen die rhei-
nische Bevölkerung durch die Beset-
zung unterworfen ist. Wir protestieren 
als Frauen ganz besonders gegen die 
unerhörten schmachvollen Leiden, 
die Frauen und Kinder in den von far-
bigen Franzosen besetzten Gebieten 
zu erdulden haben. Wir protestieren 
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als Deutsche gegen die Schändung 
unserer nationalen Ehre, die durch 
die Anordnung der Bewachung durch 
Schwarze gekränkt werden soll. Wir 
protestieren als Europäerinnen gegen 
die systematische Herabwürdigung und 
Untergrabung der kulturellen Stellung 
des Europäers überhaupt als einer un-
vermeidlichen und verhängnisvollen 
Folge dieser von keiner Notwendigkeit, 
sondern lediglich von den niederen 
Motiven des Hasses, der Rachsucht und 
der Furcht diktierten Maßnahmen.« 
Badische Presse vom  15. Dezember 1920

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Erläutere den Eindruck, den dieses 
Plakat auf Betrachterinnen und Be-
trachter ausüben sollte.
◗ Beschreibe die Darstellung des 
farbigen französischen Besatzungs-
soldaten (Platzierung im Plakat, Hal-
tung, Mimik, Körperbau u. a.). Be-
rücksichtige ferner die Verwendung 
der Farbe Rot.
◗ Nimm Stellung zu den auf dem 
Plakat und in der Protestresolution 
erhobenen Vorwürfen gegenüber der 
französischen Besatzungsmacht. 
Stelle den Zusammenhang her zum 
Versailler Vertrag und seiner weit ver-
breiteten Ablehnung in der deutschen 
Bevölkerung.
◗ Belege durch Hinzuziehen des Pla-
kates A 3, dass die Bestimmungen 
des Versailler Vertrags das deutsch-
französische Verhältnis schwer belas-
teten. 
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A 5 »Kinder in Not!« (1920)

Plakat der Deutschen Kinderhilfe 
vom November 1920

Die Deutsche Kinderhilfe entstand 
nach dem Ersten Weltkrieg als Zusam-
menschluss der großen Wohlfahrts-
verbände des Deutschen Reiches. 
Der Vorsitzende des Ortsausschusses 
Mannheim war Richard Böttger (SPD), 
seit 1919 besoldeter Stadtrat und 
Dezernent [Bürgermeister] des Wohl-
fahrtswesens der Stadt Mannheim. 

ler zur Senkung ihrer Preise gezwun-
gen. Anschließend zog die Menge zu 
den Warenhäusern »Knopf und Tietz«, 
die daraufhin schlossen und erst am 
Nachmittag wieder öffneten. Das Wa-
renhaus Knopf wurde regelrecht ge-
plündert, obwohl die Geschäftsleitung 
dem Druck der Menge nachgegeben und 
die Preise deutlich gesenkt hatte. Die 
Ausschreitungen trugen deutlich anti-
semitische Züge. Schon bei einer vo-
rangegangenen Demonstration hatten 
mit dem Hakenkreuz gekennzeichnete 
junge Männer versucht, die Menge für 
ihre Ziele einzuspannen; auch wird 
von vereinzelten »Hetzreden gegen die 
Juden« berichtet. Als es am folgenden 
Tag zu erneuten Ausschreitungen kam, 
griff die der Landesregierung unterste-
hende Sicherheitspolizei mit Panzer-
wagen und Maschinengewehren ein. 
Bei einem Schusswechsel mit den De-
monstranten kam eine Frau ums Leben, 
mehrere Personen wurden verletzt.
Nach: Stadt Karlsruhe (Hrsg.): Karls-
ruhe. Die Stadtgeschichte, Karlsruhe 
1998, S. 429

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Analysiere die gestalterischen 
Mittel (Bild und Text), mit denen der 
Plakatkünstler die Aufmerksamkeit 
des Publikums erreichen wollte.
◗ Stelle, auch zur Ermittlung der 
Ursachen der dargestellten Notlage, 
diesem Plakat das Plakat A 3 gegen-
über.
◗ Benenne anhand des Textes die 
Folgen der Notlage für den Zusam-
menhalt der deutschen Gesellschaft 
in den Anfangsjahren der Weimarer 
Republik.
◗ Erkunde anhand der ortsgeschicht-
lichen Literatur oder durch Nachfor-
schung beim zuständigen Gemeinde-
archiv, ob es in deinem Heimat- oder 
Schulort ähnliche Unruhen gab.
◗ Suche im Internet, z. B. unter dem 
Suchbegriff »hungerndes Kind«, nach 
vergleichbaren Darstellungen aktu-
eller Notlagen. Informiere dich an 
einem konkreten aktuellen Beispiel 
über die Ursachen für das Elend von 
Müttern und Kindern in der »Dritten 
Welt«. 
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Hintergrund
Am 6. Juli 1920 veranstalteten Ge-
werkschaften und Betriebsräte auf 
dem Karlsruher Marktplatz eine »Pro-
testdemonstration gegen die Lebens-
mittelteuerung und den Obstwucher«. 
Die Demonstration lief den Veran-
staltern aber bald aus dem Ruder. 
Bereits am Vormittag hatte eine 
selbsternannte »Kontroll- und Fest-
setzungskommission« die Markthänd-
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A 6 »Mord Erzberger!« (1921)

Fahndungsplakat der Staats-
anwaltschaft Offenburg vom 
13. September 1921

Der Politiker Matthias Erzberger, Mit-
glied der Zentrumspartei und Reichs-
fi nanzminister seit Juni 1921, fi el am 
26. August 1921 bei Bad Griesbach 
(Schwarzwald) einem von Rechts-
extremisten begangenen Mordan-
schlag zum Opfer. 

Quelle
Aus der Rede des Karlsruher Stadtrates 
Adolf Kühn (Zentrum) bei einer Trauer-
feier der Zentrumspartei für Matthias 
Erzberger im Mannheimer Nibelungen-
saal am 2. September 1921: 

»An der Bahre Erzbergers haben wir 
sein Vermächtnis entgegengenom-
men, das heilige Gelöbnis: ›Mit Gott 
für das Vaterland, bleibt einig und 
treu.‹ Sein Programm ist nicht tot, es 
wird leben und es wird siegen. (…) 
Begangen ist der Mord an Erzberger, 
geplant der Meuchelmord an der deut-
schen Demokratie. Die Männer des 
Dreiklassenwahlrechts [= Deutsch-
nationale, Konservative] wollen die 
Reaktion. Sie stehen in schärfster 
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Opposition zu unserer Regierung. 
Unsere Führer werden hingemordet 
wie räudige Hunde, und die Führer 
der hetzenden Reaktionsparteien 
waschen ihre Hände in Unschuld. Es 
geht ums Ganze. Entweder wir haben 
ein demokratisches Deutschland oder 
gar keins.« 
Neues Mannheimer Volksblatt vom 
3. September 1921; zitiert nach: Jörg 
Schadt: Alles für das Volk. Alles durch 
das Volk. Dokumente zur demokrati-
schen Bewegung in Mannheim 1848 – 
1948, Stuttgart 1977, S. 211 ff.

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Informiere dich mittels einer In-
ternetrecherche über den Politiker 
Matthias Erzberger. Arbeite dabei 
heraus, weshalb er zur Zielscheibe 
des Terrorismus wurde.
◗ Ordne die Ermordung Erzbergers in 
die Reihe der politischen Morde der 
Anfangsjahre der Weimarer Republik 
ein. Vergleiche den Mord an Erzberger 
mit der Ermordung von Walter Rathe-
nau. Berücksichtige dabei die Tat-
motive, die Täter und den Umgang 
der Justiz mit diesen Straftaten.
◗ Beurteile die Bewertung der Mord-
tat durch Adolf Kühn, insbesondere 
seine Aussage, der Mord an Erzberger 
habe letztlich der Beseitigung der De-
mokratie gegolten. 

Empfohlene Internetseiten:
www.hdgbw.de/erzberger.html
www.dhm.de/lemo/html/biografi en/
ErzbergerMatthias/index.html
Die Stichworte: »Tillessen Staatsar-
chiv Freiburg« führen zu einer Seite 
über die beiden Täterbiographien und 
die Aufarbeitung des Mordfalls.
w w w . s p i e g e l . d e / s p i e g e l /
0,1518,221756,00.html gibt Zugriff 
auf einen SPIEGEL-Bericht vom 1. Ja-
nuar 1947 über die juristische Be-
handlung des Falles »Tillessen« nach 
1945. 
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A 7 »Gegen eine neue Infl ation« (1924)

Wahlplakat der DDP zur Reichs-
tagswahl am 7. Dezember 1924

Die Deutsche Demokratische Partei 
(DDP) war als linksliberale Partei eine 
der tragenden Säulen der Weimarer 
Republik. 

rechte Steuern nach dem wirklichen 
Einkommen u. Ertrag; für fi nanzielle 
Selbständigmachung von Ländern und 
Gemeinden; für Aufwertung bis zum 
äußerst Tragbaren; für Erhaltung und 
Kräftigung des Mittelstandes in Stadt 
und Land; für Aufrechterhaltung des 
Mieterschutzes, aber systematischen 
Abbau der Wohnungswirtschaft unter 
stärkster Förderung des Kleinwoh-
nungsbaues; für Besserstellung des un- 
teren u. mittleren Beamten. Vor allem 
aber ist die Deutsche Demokratische 
Partei die zuverlässigste Stütze für 
die Fortführung der Verständigungs-

Quelle 
Aus einem Wahlaufruf der Deutschen De-
mokratischen Partei im Dezember 1924:

»Die Deutsche Demokratische Partei 
ist die Partei des Großdeutschen 
Staatsgedankens [damit wird der 
Anschlusss Österreichs an das Deut-
sche Reich gefordert] und der wahren 
Volksgemeinschaft. Die Deutsche De-
mokratische Partei tritt ein für wirt-
schaftl. Ausgleich u. Verständigung 
auf dem Boden gleichen Rechts für 
alle Volkschichten; für größte Spar-
samkeit in Staat und Gemeinde, ge-

politik nach Außen, ohne die eine 
wirtschaftliche Wiedergesundung un-
möglich ist. Wer Demokratisch wählt, 
wählt wahrhaft national!«
Residenzanzeiger Karlsruhe vom 5. De-
zember 1924

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Bevor du dich der Analyse des Pla-
kats zuwendest, solltest du Kennt-
nisse erwerben zum Thema »Infl a-
tion von 1923« (Ursachen, Verlauf, 
Folgen, Überwindung durch Wäh-
rungsreform). Dabei sollte der Begriff 
»Rentenmark« geklärt werden (www.
dhm.de/lemo/html/weimar/innen-
politik/infl ation/index.html).
◗ Beschreibe den Aufbau des Plakats 
und analysiere die verwendeten Ge-
staltungsmittel.
◗ Zeige, inwieweit Bildelemente und 
Textbestandteile sich aufeinander be-
ziehen. Beachte hierbei den auf dem 
Ärmel platzierten Geldschein mit dem 
Aufdruck »Eine Rentenmark«.  
◗ Erläutere, weshalb gerade die DDP 
für sich in Anspruch nahm, Rettung 
vor der Infl ation zu bringen. Ziehe 
dazu die Biographie des Mitbegrün-
ders der DDP, Hjalmar Schacht, heran 
(www.dhm.de/lemo/html/biogra-
fi en/SchachtHjalmar/index.html).
◗ Informiere dich über die DDP und 
die besondere Rolle, die sie für die 
Weimarer Republik spielte. Du kannst 
dazu auch Plakat A 13 heranziehen
(www.dhm.de/lemo/html/weimar/
innenpolitik/ddp/index.html).
◗ Arbeite unter zusätzlicher Auswer-
tung der Quelle heraus, welche Wäh-
lergruppen die DDP mit welchen Ar-
gumenten für sich gewinnen wollte. 
Stelle das Ergebnis in Form einer 
Mindmap dar. 
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A 8 »Wählt Marx« (1925)

Quelle
Der badische Zentrums- bzw. spätere 
CDU-Politiker Heinrich Köhler (1878 – 
1949) in seinen »Lebenserinnerungen«:

»Das Reich wurde durch den Kampf 
in seinen Tiefen aufgewühlt. (…)
Hindenburg, der Repräsentant des 
militaristischen Deutschland und 
Verfechter des Revanchegedankens! 
Das Volk verstand und stimmte zu. 
Aber auch Imponderabilien [Unwäg-
barkeiten] spielten eine Rolle: ›Hie 
Katholik – hie Protestant.‹ (...) Das 
bayerische Zentrum, die Bayerische 
Volkspartei, gab die Parole für Hin-
denburg gegen Marx aus. [Sie] hatte 
ihr Ziel erreicht: Hindenburg, von dem 
sie sich für die ›bayerischen Belange‹ 
mehr versprach, war Sieger geworden 
über den angeblichen ›Unitaristen‹. 
Und die [Protestanten] retteten doch 
das Reich vor einem katholischen Prä-
sidenten.«
Heinrich Köhler: Lebenserinnerun-
gen des Politikers und Staatsmannes 
1878 – 1949, hrsg. von Josef Becker, 
Stuttgart 1964, S. 326

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe den Aufbau des Plakates. 
Zur Hilfe: Im Artikel 3 der Verfassung 
des Deutschen Reiches vom 11. August 
1919 heißt es: »Die Reichsfarben sind 
Schwarz-Rot-Gold.« Hinweis: Im un-
teren Teil des Plakates ist das Berliner 
Reichstagsgebäude abgebildet, über 
dessen Portal 1916 die Inschrift »Dem 
Deutschen Volke« angebracht wurde.
◗ Erläutere die Aussage des Plakats. 
Beziehe dazu deine Kenntnisse über 
die Stellung mit ein, die dem Reichs-
präsidenten durch die Weimarer Ver-
fassung v. a. in Bezug auf den Reichs-
tag zugewiesen wurde. 
◗ Nimm Stellung zu der Darstellung 
der Wahl von 1925 in der Quelle. Be-
werte insbesondere die Charakterisie-
rung Hindenburgs und die Äußerung 
zur Rolle der Bayerischen Volkspartei.
◗ Vergleiche die Reichspräsidenten-
wahl von 1925 und 1932. Erläutere, 
weshalb 1932 die Parteien der Weima-
rer Koalition die Kandidatur Hinden-
burgs unterstützten. Recherchiere die 
Wahlergebnisse und setze sie in ein 
Diagramm um.
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Wahlplakat zum zweiten Wahl-
gang der Reichspräsidentenwahl 
am 26. April 1925

Der Tod des Reichspräsidenten Fried-
rich Ebert (SPD) am 28. Februar 1925 
machte die Neuwahl eines Reichs-
präsidenten notwendig. Zum ersten 
Wahlgang am 29. März 1925 kandi-
dierten sieben Bewerber, von denen 
keiner die erforderliche absolute 
Mehrheit erreichte. Für den zweiten 
Wahlgang am 26. April 1925 einigten 
sich die Parteien der Weimarer Koa-
lition (SPD, Zentrum, DDP) als soge-
nannter Volksblock auf den Zentrums-
politiker Wilhelm Marx, Reichskanzler 
von 1923 – 1925, als gemeinsamen 
Kandidaten. Das rechte Lager, vereint 
im sogenannten Reichsblock, stellte 
den Generalfeldmarschall Paul von 
Hindenburg als Kandidaten auf. Für 
die KPD trat in beiden Wahlgängen 
Ernst Thälmann an. 
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A 9 »Täglicher Flugverkehr« (1925)

Werbeplakat der Badisch-
Pfälzischen Luftverkehrs-A. G. 
von 1925

In der vom Versailler Vertrag geschaf-
fenen neutralen 50-Kilometer-Zone 
östlich des Rheins war auch der zivile 
Luftverkehr starken Einschränkungen 
unterworfen. Insbesondere war die 
Einrichtung von festen Flugplätzen 
verboten. Nach der Lockerung des 
Verbots entstand im Januar 1925 in 
Mannheim die »Badisch-Pfälzische 
Luftverkehrs-A. G.«. Im Mai des glei-
chen Jahres konnte der Flughafen 
in Mannheim-Sandhofen eröffnet 
werden. In Karlsruhe erfolgte Ende 
1924 die Gründung der »Badischen 
Luftverkehrsgesellschaft mbH«. Der 
Karlsruher Flughafen auf dem ehe-
maligen Exerzierplatz war zu diesem 
Zeitpunkt bereits nutzbar. Auch fand 
in Karlsruhe von Ende Januar bis 
Anfang Februar 1925 die »1. Badische 
Luftfahrt-Ausstellung« statt. 1926 
schlossen sich die beiden Fluglinien 
zusammen. Ihren Flugbetrieb über-
nahm die auf Betreiben der Reichs-
regierung im gleichen Jahre gegrün-
dete »Deutsche Lufthansa«. 

Nach Manfred Koch: Die Flugplätze 
Karlsruhe und Forchheim, in: ders./
Jürgen Morlok (Hrsg.): Von Graspisten 
zum Baden-Airport. Luftfahrt in Mittel-
baden, Karlsruhe 1999, S. 79

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe die Gestaltungsmerkmale 
des Plakats. Stelle dabei den Zusam-
menhang her zwischen der bildlichen 
Darstellung und dem Textkasten »Täg-
licher Flugverkehr«. 
◗ In der abgedruckten Vorlage der 
Karlsruher Stadtverwaltung ist von 
»Fortschritt« und dem Flugzeug als 

Quelle 
Aus einer Vorlage der Karlsruher Stadt-
verwaltung für den Bürgerausschuss 
vom 8. Januar 1925: 
»Die großen verkehrs- und wirtschafts-
politischen Vorteile (…) haben es der 
Stadt zur Pfl icht gemacht, rasch und 
auf bestmögliche Weise Anschluß 
an den Luftverkehr zu suchen und 
damit der Bevölkerung der Stadt und 
des ganzen Landes die Fortschritte 
zugute kommen zu lassen, die in der 
Inanspruchnahme des Luftverkehrs, 
als des neuzeitlichsten und wohl für 
absehbare Zeit unübertreffl ichsten 
Verkehrsmittels, liegen.«

dem »neuzeitlichsten« Verkehrsmit-
tel die Rede. Stelle dar, in welcher 
Hinsicht das Plakat diese Auffassung 
von »Fortschritt« und »Neuzeit« zum 
Ausdruck bringt.
◗ Die Jahre von 1924 bis 1929 werden 
als Stabilisierungsphase der Weimarer 
Republik oder auch als die »Goldenen 
Zwanziger« bezeichnet. Zeige, dass 
das Plakat als Zeuge dieser Phase 
gelten kann.
◗ Liste weitere Kennzeichen der Sta-
bilisierungsphase auf. Ziehe dazu 
auch das Plakat A 10 heran. Visuali-
siere deine Ergebnisse in Form einer 
Wandzeitung.
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A 10 Die Neue Sachlichkeit (1925)

Die Neue Sachlichkeit. Ausstel-
lungsplakat der Mannheimer 
Kunsthalle von 1925

Am 14. Juni 1925 eröffnete Gustav 
Friedrich Hartlaub, der damalige 
Direktor der Städtischen Kunsthalle 
Mannheim, seine lange geplante Aus-
stellung »Die Neue Sachlichkeit«. 

Die Maler der »Neuen Sachlichkeit« 
übten in ihren Werken zum Teil scharfe 
Kritik an den sozialen und politischen 
Zuständen der 1920er Jahre. Ihre 
Werke wurden deshalb ab 1933 von 
den Nationalsozialisten als »entartete 
Kunst«, als Zeugnisse des »Kulturbol-
schewismus« diffamiert und aus den 
öffentlichen Kunstsammlungen ent-
fernt. Gustav Friedrich Hartlaub verlor 
bereits im Mai 1933 sein Amt als Direk-
tor der Mannheimer Kunsthalle. 

Quelle
In einer Defi nition des Begriffes sprach 
Gustav Friedrich Hartlaub davon, dass 
die »Neue Sachlichkeit« von einer ne-
gativen und einer positiven Seite ge-
prägt sei:

»... die positive Seite spiegelt sich 
in der Begeisterung für die nackte 
Wirklichkeit, die aus dem Wunsch 
entspringt, die Dinge ganz objektiv 
und in ihrer materiellen Substanz [so, 
wie sie sind] zu sehen, ohne sie von 
vornherein mit Ideen zu beladen.«
Zitiert nach: Gottlieb Leinz: Malerei 
des 20. Jahrhunderts, Freiburg i. Br. 
1988, S. 208

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Analysiere das Plakat in seiner Kom-
position und der Art der Darstellung.
◗ Defi niere, ausgehend von deiner 
Analyse, den Begriff »Neue Sachlich-
keit«. Überprüfe deine Aussage mit 
Hilfe der beiden angegebenen Inter-
netadressen oder anhand eines Lehr-
buchs oder Kunstlexikons.
◗ Vergleiche Plakat A 5 mit dem Ge-
mälde »Mutter und Kind« von Georg 
Schrimpf. Du fi ndest eine Abbildung 
des Gemäldes auf der ersten der an-
gegebenen Internetseiten.

Empfohlene Internetseiten:
http:web.mannheim.de/aktuell/
mannheim_momente/juni2002.html
www.dhm.de/lemo/html/weimar/
kunst/sachlichkeit/index.html 

Hintergrund
Am 14. Juni 1925 eröffnete in der 
Mannheimer Kunsthalle eine Ausstel-
lung mit dem Titel »Die Neue Sach-
lichkeit«. Die durch den Direktor der 
Kunsthalle Gustav Friedrich Hartlaub 
konzipierte Schau zeigte u. a. Werke 
von Max Beckmann, Otto Dix, George 
Grosz, Karl Hubbuch, Georg Scholz, 
Georg Schrimpf, Alexander Kanoldt 
und Ivan Babij. Die Ausstellung 
wurde anschließend in einer Reihe 
von deutschen Städten gezeigt. Ihr 
Titel dient seitdem zur Bezeichnung 
der fi gurativen Malerei der Zeit der 
Weimarer Republik. 
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A • Weimarer Republik

A 11 »Großes Rennen« (1929)

Plakat der SPD zur Landtagswahl 
in Baden am 27. Oktober 1929

Die SPD war in Baden seit 1919 Re-
gierungspartei in der sogenannten 
»Weimarer Koalition« mit der links-
liberalen Deutschen Demokratischen 
Partei (DDP) und der katholischen 
Zentrumspartei. Im Hintergrund ist 
das Badische Ständehaus, der Sitz 
des badischen  Landtags in Karlsruhe 
abgebildet. Nach Kriegsbeschädigung 
wurde das Gebäude 1961 abgerissen. 

nicht mehr kandidieren!!!!! also auch 
Dreck.«
Ernst Otto Bräunche: Die NSDAP in 
Baden 1928 – 1933. Der Weg zur Macht, 
in: Thomas Schnabel (Hrsg.): Die Macht-
ergreifung in Südwestdeutschland. Das 
Ende der Weimarer Republik in Baden 
und Württemberg 1928 – 1933, Stutt-
gart 1982, S. 24

ARBEITSAUFTRÄGE 
◗ Beschreibe das Plakat unter dem 
Apekt »Wahlkampf als Sportereignis«.
◗ Arbeite heraus, inwiefern sich das 
Plakat der Mittel der Karikatur bedient 
und wie sich der Vertreter der SPD von 
seinen Verfolgern unterscheidet. (Als 
Hilfe: das »Tandem« Thälmann-Brand-
ler verweist auf eine 1928 erfolgte 
Spaltung der KPD). Berücksichtige 

Quelle 
Aus einem Schreiben des für die Propa-
ganda der NSDAP zuständigen späteren 
badischen Landtagsabgeordneten Karl 
Lenz an den Reichsorganisationsleiter 
der NSDAP vom 29. Juni 1929:

»Bei den badischen Landtagswahlen 
geht es darum, die seit 1918 in Ba-
den bestehende Weimarer Koalition 
(schwarz-rot und wie!) zu verhauen. 
Die Demokraten (...) liegen im Ster-
ben. Ihre Schwimmweste sind die bad.
[ischen] Schulmeister, die jedoch im 
Aufwachen sind. Bei den Roten (Rem-
mele/Marum) viel Dreck (Reemtsma-
Batschari). Judenfreundschaften etc. 
Bei den Schwarzen (Bad. Bauern-
verein, Zentr.) macht mit 550.000 
Mk pleite, der Justizminister Trunk 
und der Staatsrat Weishaupt wollen 

auch die mit den einzelnen Personen 
verbundenen politischen Symbole.
◗ Zeige den inhaltlichen Bezug zwi-
schen bildlicher Darstellung und den 
Textbestandteilen auf. 
◗ Erläutere, weshalb auf dem SPD-
Plakat die DDP und das Zentrum nicht 
dargestellt werden.
◗ Überprüfe anhand der Wahlergeb-
nisse, ob 1929 in Baden wieder eine 
Regierung auf Grundlage der »Weima-
rer Koalition« möglich gewesen wäre.
◗ Beurteile die von der NSDAP für den 
Wahlkampf von 1929 vorgesehene 
Vorgehensweise.

Adam Remmele und Ludwig Marum: führende 
badische SPD-Politiker, entschiedene Gegner der 
NSDAP; die Nationalsozialisten unterstellten 
Marum eine Vorteilsnahme in einer Affäre um den 
Tabakkonzern Reemtsma-Batschari. 1934 wurde 
Marum im KZ Kislau ermordet.
Badischer Bauernverein: Standesvertretung ka-
tholischer Landwirte, dem Zentrum eng verbun-
den. 
Gustav Trunk und Josef Weißhaupt: führende 
badische Zentrumspolitiker.
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Ergebnis der Landtagswahl in 
Baden vom 27. Oktober 1929
Zentrum 36,6 %
SPD 20,1 %
DDP 6,7 %
DVP 8,0 %
DNVP 3,7 %
KPD 5,9 %
NSDAP 7,0 %
Andere 12,0 %
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A • Weimarer Republik

A 12 »Der Fahne treu und treu dem Vaterland« (1925)

Plakat der badischen Zentrums-
partei zur Landtagswahl vom 
25. Oktober 1925

Die Zentrumspartei war seit dem 
Kaiserreich die festgefügte politische 
Vertretung der Katholiken in Deutsch-
land. In Baden regierte die Partei 
von 1919 bis 1933 zusammen mit der 
SPD und zeitweise mit der DDP. Unter 
der Parole »Wir müssen aus dem 
Turm heraus« hatte der Zentrums-
politiker Julius Bachem schon 1906 
die Erweiterung der katholischen 
Partei zu einer interkonfessionellen 
Partei gefordert. 

Quelle
Aus einem Aufruf der Zentrumspartei 
vom 5. Dezember 1918:

»Bürger und Bürgerinnen!
(…) Das alte militaristisch-bürokra-
tische System ist zusammengebro-
chen. Ein neues Heim soll das Volk 
sich selbst erstellen. Es darf kein 
Pfuschwerk sein, es muß ein wohl-
gelungener Bau sein. Am 5. Januar 
sind alle badischen Bürger und Bür-
gerinnen vom 20. Lebensjahr an dazu 
berufen, die 107 Abgeordneten zur 
badischen Nationalversammlung zu 
wählen, also die Männer und Frauen, 
die den Plan zum Heim, die neue Ver-
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fassung, schaffen sollen. Bei dieser 
Wahl darf niemand aus unserm Lager 
fehlen. (...) Die neue Zeit bringt 
neue Aufgaben, fordert neue Ideale. 
Das Volk entscheidet  weit mehr als 
bisher selbst über sein Los! Aber auch 
hier gelten die ewigen Gesetze des 
Schöpfers, gilt seiner Offenbarung 
Staatsweisheit. Es muß wieder zur 
Geltung kommen die soziale Wahr-
heit, daß die Menschen Brüder sind, 
daß das Grundgesetz der Gerechtig-
keit und Liebe sie verbinden soll. Es 
muß darum vor allem Ernst gemacht 
werden mit der christlichen Demokra-
tie. Wir werden uns für die Volksfrei-
heit einsetzen und von christlicher 
Staatsweisheit leiten lassen und 
stellen deshalb an die Spitze unserer 
Programmforderungen den Satz: Das 
neue Zentrum ist eine christlich-
soziale Volkspartei.«
Badischer Beobachter vom 5. Dezember 
1918

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe den Aufbau des Plakats 
und analysiere die verwendeten Ge-
staltungsmittel.
◗ Ermittle, weshalb die Fahne in den 
Farben Gelb-Rot-Gelb gehalten ist. 
Ziehe dazu Plakat A 1 heran.
◗ Informiere dich über die Geschichte 
des Zentrums. Liste die Wählergrup-
pen auf, die das Zentrum vor allem 
ansprach.
◗ Erkläre, worauf sich der Text auf 
dem Turm unten rechts, insbesondere 
das »im Kampf bewährt«, bezieht. 
◗ Überprüfe, inwiefern der Anspruch 
der Zentrumspartei, »eine christlich-
soziale Volkspartei« zu sein, sich in 
den Aussagen des Plakats und des 
»Aufrufs« (Quelle) wiederfi ndet. 
◗ Verfasse eine Tagebuchnotiz, in 
der eine Wählerin bzw. ein Wähler 
des Jahres 1925 die Gründe festhält, 
weshalb sie bzw. er sich entschieden 
hat, ihre bzw. seine Stimme der Zen-
trumspartei zu geben.

Empfohlene Internetseiten:
www.hdg.de/lemo/html/kaiserreich/
innenpolitik/zentrum/index.html 
und www.hdg.de/lemo/html/weimar/
verfassung/zentrum/index.html
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A 13 »Für Einigkeit, Fortschritt, Volksgemeinschaft!« (1930)

Wahlplakat der Deutschen Staats-
partei zur Reichstagswahl vom 
14. September 1930 

Im Jahre 1930 zerfi el die Deutsche 
Demokratische Partei (DDP). Ihr 
bisheriger linker Flügel gründete die 
Radikaldemokratische Partei. Die 
rechte Mehrheit schloss sich mit einer 
Reihe von weiteren politischen Grup-
pierungen zur Deutschen Staatspartei 
zusammen. 

dienen. (…) Die Deutsche Staatspar-
tei steht auf volksgemeinschaftlicher 
Grundlage. Sie lehnt jede Bindung an 
Sondergruppen konfessioneller, wirt-
schaftlicher, ständischer oder klassen-
mäßiger Natur ab.«
Wolfgang Treue (Hrsg.): Deutsche Par-
teiprogramme seit 1861, Göttingen, 
4. Aufl . 1968, S. 160 f.

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe die Bildelemente des Pla-
kats.
◗ Arbeite heraus, wer mit diesem Plakat
besonders angesprochen werden sollte.

Quelle 
Aus dem »Manifest« der Deutschen 
Staatspartei vom 22. August 1930:

»Wir wollen die Fortentwicklung der 
Deutschen Republik zum wahrhaft 
sozialen und nationalen deutschen 
Volksstaat. Dieser Volksstaat soll auf 
der lebendigen Einheit von Volk und 
Staat gegründet sein (…). Ein von 
dem unberechtigten Machtwillen ein-
zelner Stände und Klassen befreites 
Parlament soll in die Lage versetzt 
werden, eine Politik zu führen, deren 
Richtlinien dem Wohle des ganzen 
Volkes, der Wirtschaft und des Staates 

◗ Analysiere den Zusammenhang 
zwischen der bildlichen Darstellung 
und dem Textteil des Plakats. In Süt-
terlinschrift ist geschrieben. »Wählt 
Liste 6«. Untersuche, inwiefern das 
Plakat als eine zugespitzte Wieder-
gabe des »Manifestes« betrachtet 
werden kann. Beziehe in deine Über-
legungen auch mit ein, was mit der 
Namengebung »Staatspartei« zum 
Ausdruck gebracht werden sollte.
◗ Erkunde die von der Deutschen 
Staatspartei in den Reichstagswahlen 
von 1930, 1932 und 1933 erzielten 
Ergebnisse.
◗ Als Abgeordnete der Deutschen 
Staatspartei saßen die aus Württem-
berg stammenden Politiker Theodor 
Heuss (1930 – 33) und Reinhold Maier 
(1932 – 33) im Reichstag. Informiere 
dich über die Bedeutung dieser beiden 
Persönlichkeiten für die Bundesrepu-
blik Deutschland und für das Land 
Baden-Württemberg. Vergleiche mit 
dem Plakat C 2.

Empfohlene Internetseiten: 
www.theodor-heuss-museum.de
www.stiftung-heuss-haus.de
www.bundespraesident.de/-,11062/
Theodor-Heuss.htm
www.schorndorf.de/servlet/PB/
menu/1165320/11/index.html
http//chronik.frnst.de/webcom/
show_page.php/_c-175/_nr-1/i.html
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A • Weimarer Republik

A 14 »Der Ausweg?« (1932)

Plakat des »Reichsausschusses 
der Erwerbslosen« zum »Erwerbs-
losentag« vom 19. April 1932

Mit dem Einsetzen der Weltwirt-
schaftskrise 1929 stieg die während 
der gesamten Zeit der Weimarer Repu-
blik schon recht hohe Arbeitslosigkeit  
in fast unvorstellbare Höhen an. 1932 
waren über sechs Millionen Menschen 
im Deutschen Reich arbeitslos. Ge-
schätzte zwei Millionen, die nicht 
registriert waren, sowie Kurzarbeiter 
kamen hinzu.

Klassenkampfes« zurückgeführt werden 
(www.dhm.de/lemo/html/weimar/in-
nenpolitik/gewerkschaftsopposition/
index.html).

Die Überschriften auf der abgebildeten 
Titelseite lauten: »Revolutionärer Mas-
senkampf gegen den imperialistischen 
Krieg«, »Verteidigt die Sowjetunion 
und die Werktätigen Chinas«, »Mit dem 
roten Kandidaten Thälmann gegen die 
imperialistischen Kriegstreiber«. Damit 
nehmen die Überschriften Bezug auf 
den seit 1931 verschärften japanisch-
chinesischen Konfl ikt. Die Kommu-
nistische Internationale deutete die 

Aktionen der japanischen Angreifer 
als Teil einer imperialistischen Ver-
schwörung gegen die Sowjetunion. 
Mit dem »roten Kandidaten Thäl-
mann« ist Ernst Thälmann gemeint, 
Vorsitzender der KPD sowie 1925 
und 1932 Kandidat für das Amt des 
Reichspräsidenten.

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe den Aufbau des Bild-
teiles des Plakats. Beachte dabei 
die Blickrichtung der Frau und des 
Kindes. Stelle einen Zusammenhang 
her zwischen Farbgebung und Dar-
stellung der Szene.
◗ Vergleiche die Darstellung dieses 
Plakats mit Plakat A 5. Arbeite Über-
einstimmungen und Unterschiede 
heraus.
◗ Erkläre die Botschaft, die dieses 
Plakat verkünden will. Ziehe dabei die 
»Erläuterung« heran. Eine (Internet-)
Recherche zu John Heartfi eld und 
Ernst Thälmann liefert dir zusätzliche 
Informationen, die du zu deiner Ana-
lyse des Plakats heranziehen kannst.
◗ Bewerte die Botschaft des Plakats 
vor dem Hintergrund der Entwicklung 
der Arbeitslosigkeit in Deutschland 
seit 1928 und der damit verbundenen 
gesellschaftlichen und politischen 
Probleme. 
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Hintergrund 
Das Plakat verwendet eine Fotomon-
tage von John Heartfi eld, die eine 
Ausgabe des Blattes »Der Arbeits-
lose« vom März 1932 wiedergibt. Laut 
Untertitel diente das Blatt als »Pu-
blikationsorgan der Revolutionären 
Gewerkschaftsopposition«, die von 
der Kommunistischen Partei (KPD) 
1929 gegründet worden war, um 
linke Kräfte innerhalb des Allgemei-
nen Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(ADGB) zu bündeln. Damit sollte der 
die parlamentarische Demokratie der 
Weimarer Republik stützende ADGB 
auf den »Boden des proletarischen 
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A 15 »Gegen Bürgerkrieg und Infl ation!!« (1932)

Plakat der Deutschen Volkspartei 
(DVP) aus dem Jahr 1932

Zu Beginn der Weimarer Republik war 
es im Deutschen Reich nicht gelun-
gen, die bereits im Kaiserreich beste-
hende Trennung in eine linksliberale 
und eine rechtsliberale Partei aufzu-
heben. Neben der linksliberalen und 
republiktreuen Deutschen Demokra-
tischen Partei (DDP) war die Deutsche 
Volkspartei (DVP) eine rechtsliberale, 
großbürgerliche und eher republik-
feindliche Partei, wenngleich der 
von der DVP gestellte Außenminister 
Gustav Stresemann zeitweilig seine 
Partei mit der Republik versöhnen 
konnte. 
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Quelle
Auszug aus den »Grundsätzen« der 
DVP vom 19. Oktober 1919:

»Sie [die DVP] fordert volle politische 
Gleichberechtigung aller Staatsbür-
ger, sie erblickt aber in der freiwil-
ligen, vertrauensvollen Gefolgschaft, 
die das Volk seinem selbstgewählten 
Führer leistet, eine wesentliche Vor-
bedingung für Deutschlands Freiheit 
und Aufstieg. Sie wird diese Gesin-
nung besonders pfl egen.
Wolfgang Treue (Hrsg.): Deutsche Par-
teiprogramme seit 1861, Göttingen, 
4. Aufl . 1968, S. 127

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe die Bildelemente des Pla-
kats. Beziehe die verwendeten Symbole 
in deine Beschreibung mit ein. Ver-
gleiche die Darstellung mit dem Plakat 
A 13. 
◗ Benenne die im »Bürgerkrieg« sich 
gegenseitig bekämpfenden Parteien. 
Beachte den Boden, auf dem der Kampf 
stattfi ndet, und erläutere die damit 
verbundene Aussage des Plakats. 
◗ Versuche zu erklären, wen die mit 
Geldscheinen um sich werfende Person 
darstellen soll.
◗ Analysiere den Zusammenhang zwi-
schen der bildlichen Darstellung und 

dem Textteil des Plakats. Untersuche, 
inwiefern die Aussage des Plakats eine 
Entsprechung in den »Grundsätzen 
der Deutsche Volkspartei« fi ndet.
◗ Überprüfe, ob die Schilderung der in-
neren Zustände des Deutschen Reiches, 
wie sie das Plakat bietet, der Wirklich-
keit des Jahres 1932 entspricht.
◗ Untersuche, ob die vor Kraft strot-
zende Figur des Fahnenträgers der Be-
deutung entspricht, die der DVP vor 
allem in der Endphase der Weimarer 
Republik zukam.

Informationen über die DVP und 
die Abbildung weiterer Wahlplakate 
dieser Partei fi nden sich im Internet-
angebot des Deutschen Historischen 
Museums unter www.dhm.de/lemo/
html/weimar/innenpolitik/dvp/
index.html
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A 16 »Schützt Eure demokratischen Volksrechte« (1932)

Wahlplakat der SPD zur Reichs-
tagswahl am 6. November 1932 

Das Jahr 1932 war geprägt von der 
Entlassung zweier Reichskanzler 
(Heinrich Brüning und Franz von 
Papen). Innerhalb eines Jahres 
fanden zwei Reichstagswahlen und 
eine Reichspräsidentenwahl statt. 
Immer wieder kam es während der 
Wahlkämpfe zu bürgerkriegsähnlichen 
Zuständen auf den Straßen.

in diesem gewaltigen Wahlkampf sein. 
Unser Gruß auf der Straße wird die auf-
gereckte Faust sein, unser Kampfesruf 
lautet: Freiheit!«
Volkszeitung vom 20. Juni 1932

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Benenne die grundsätzliche Aussage 
des Plakates. Worum geht es letztlich 
nach der Ansicht der für das Plakat 
Verantwortlichen?
◗ Erkläre, wie die verschiedenen Gestal-
tungselemente die Aussage des Pla-
kats unterstützen. Erläutere dazu die 
Kennzeichnung der dargestellten po-
litischen Gruppierungen anhand der 
verwendeten Symbole und Farben. Wie 
unterscheidet sich die Gestalt im Vor-
dergrund von ihren politischen Geg-
nern?

Quelle
Aus einem Bericht über die Rede des 
Vorsitzenden der badischen SPD, Georg 
Reinbold, auf dem  Landesparteitag 
der SPD in Offenburg vom 19. Juni 
1932: 

»Zum Schlusse beschäftigte sich der 
Redner mit der organisatorischen 
Durchführung des kommenden Wahl-
kampfes. Wir müssen dem Niveau, auf 
das der Gegner das politische Leben 
herabgedrückt hat, Rechnung tragen. 
Größte Aktivität ist nötig. Die Ini-
tiative der Massen muß dem Gegner 
entgegengesetzt werden. Wir werden 
diesen Wahlkampf mit suggestiven 
[die Menschen stark beeinfl ussenden] 
und krassen Methoden führen, die 
sozialdemokratischen Massen werden 
selber die Träger unserer Aktivitäten 

◗ Untersuche, in welcher Hinsicht das 
Plakat den Vorstellungen des Redners 
über den zu führenden Wahlkampf 
entspricht.
◗ Vergleiche dieses Plakat mit dem 
Plakat A 11. Arbeite Gemeinsam-
keiten und Unterschiede heraus. Be-
werte den Unterschied aus der ver-
änderten politischen Situation des 
Jahres 1932 gegenüber 1929.
◗ Informiere dich über die Ergeb-
nisse der beiden Reichstagswahlen 
von 1932. Dazu kannst du die beiden 
Internetseiten des Deutschen Histo-
rischen Museums heranziehen.
Zur Wahl vom 31. Juni 1932: 
www.dhm.de/lemo/objekte/stati-
stik/wa19323/index.html
Zur Wahl vom 6. November 1932: 
www.dhm.de/lemo/objekte/stati-
stik/wa193223/index.html
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A • Weimarer Republik

A 17 »Rechnung« (1933)

Plakat der NSDAP zur Reichtags-
wahl am 5. März 1933

Am 30. Januar 1933 wurde Adolf 
Hitler auf Betreiben nationalkonser-
vativer Kräfte um den ehemaligen 
Reichskanzler Franz von Papen von 
Reichspräsident Hindenburg zum 
Reichskanzler ernannt. Damit war 
nach nur zwölf Jahren das Schicksal 
der Weimarer Republik besiegelt. Die 
SPD gehörte zu den Parteien der Wei-
marer Koalition, die von Anbeginn 
die Weimarer Demokratie mittrugen. 
Sie war allerdings in dieser Zeit noch 
nicht einmal dreieinhalb Jahre in der 
Regierungsverantwortung.

ganz kleinen Gruppe von Menschen 
kaum jemand da ist, der mit dem Ergeb-
nis dieser vergangenen Jahre zufrieden 
wäre. Weder ein Mann von rechts, noch 
ein Mann von links, außer den ganz 
wenigen, denen es gelungen ist, in der 
Zeit der allgemeinen Not des Zerfalls 
rein private und persönliche Geschäfte 
zu machen und sich am Zusammen-
bruch der Nation zu bereichern. Die 
große Menge ist unbefriedigt und der 
sichtbare Beweis dafür liegt in dem 
Wandel, den wir bei uns sehen: Man 
sucht nach einer besseren Partei, man 
geht von links zur Mitte, von dort zur 
Rechten und wieder zur Linken oder 
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Quelle 
Auszug aus der Rede Adolf Hitlers am 
3. März 1928 in der Karlsruher Fest-
halle:
 
»Deutsche Volksgenossen! 
Das deutsche Volk ist zum souve-
ränen Volk geworden! So sagt man 
wenigstens. Seit 1918 bestimmt es 
sich sein eigenes Schicksal, seinen 
eigenen Weg, Kraft seines souve-
ränen, eigenen Rechts. So sagte man 
wenigstens. (...) Wenn wir nun die 
ganze Zeit der letzten 8 – 9 Jahre an 
unseren Augen vorbeiziehen lassen, 
dann stellt man fest, daß außer einer 

vielleicht umgekehrt. (...) Es ist ein 
dauerndes Wandern, ein ununterbro-
chenes Suchen. Die Menschen suchen 
nach einer neuen politischen Bewe-
gung, nach einer besseren politischen 
Idee. Damit ist aber auch der Beweis 
erbracht, daß alle diese Menschen in 
ihren und mit ihren bisherigen Orga-
nisationen nicht zufrieden sind, un-
befriedigt durch das, was durch diese 
bisher erreicht worden ist.«
Generallandesarchiv Karlsruhe 
309/6161

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Arbeite die Kernaussage des Plakats 
heraus. Beschreibe den Zusammen-
hang von Text und bildlicher Darstel-
lung.
◗ Liste die (Wähler-)Gruppen auf, 
die durch das Plakat angesprochen 
werden sollten. Visualisiere dein Er-
gebnis in Form einer Mindmap.
◗ Fasse die Beurteilung der Weimarer 
Republik durch die NSDAP zusammen. 
Ziehe dazu auch die Karlsruher Rede 
Adolf Hitlers von 1928 heran. 
◗ Erstelle eine Liste von Stichworten, 
die ein Verteidiger der Weimarer Re-
publik als Grundlage für eine geplante 
Gegenrede hätte zusammentragen 
können.
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A • Weimarer Republik

A 18 »Bonzen und Herren« (1933)

Plakat der NSDAP, vermutlich zur 
Reichstagswahl am 5. März 1933

Die NSDAP überzog nach der Ernennung Hitlers zum 
Reichskanzler am 30. Januar 1933 und der sofortigen 
Aufl ösung des Reichstags das Land mit einer Flut von 
Veranstaltungen und Propagandaaktionen. Unter dem 
Schutz der Reichsregierung konnte die Partei noch 
aggressiver auftreten als in den Jahren ihres Aufstiegs 
seit Ende 1929. 
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Quelle 
1931 schreibt der badische Gauleiter der NSDAP Robert 
Wagner:

»Das geschriebene Wort: Unter Politik verstehen wir 
Nationalsozialisten die Führung des Lebenskampfes 
unsres Volkes. Damit aber muß unsere Propaganda die 
Sprache des Volkes reden, ohne dabei in die Fehler 
zu verfallen, sich entweder von kraftloser Vornehm-
heit oder von ordinärer Tonart leiten zu lassen. Das 
Plakat ist die eindringlichste Waffe der geschriebenen 
Propaganda. Sein Inhalt ist kurz und schlagwortartig 
zusammenzufassen. Das wichtigste ist die Schlagzeilen 
herauszustellen. Ein Wort oder ein Satz von besonderer 
Wirksamkeit ist in größtmöglicher Schrift hervorzuhe-
ben, um die Blicke zu fangen. Plakate mit Bild (bes. 
Karikatur) erzielen Höchstwirkung.«
Auszug aus Robert Wagner: Propaganda und Organisa-
tion im Gau Baden der NSDAP, Karlsruhe 1931, S. 11

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Arbeite die Kernaussage des Plakats heraus.
◗ Überprüfe, in welcher Hinsicht die Gestaltung des 
Plakats den Vorgaben des Gauleiters der NSDAP-Baden, 
Robert Wagner, entspricht.
◗ Stelle dar, wie mit den Mitteln der Karikatur die 
Gegner der NSDAP ins Lächerliche gezogen werden 
sollten. Ordne die Reiter der jeweiligen Partei zu, be-
rücksichtige dabei auch die eingesetzten Symbole. 
◗ Erläutere die Darstellung der einzelnen Zuschauerblö-
cke.
◗ Vergleiche dieses Plakat mit Plakat A 11. Arbeite 
Ähnlichkeiten und Unterschiede heraus.
◗ Erkläre, weshalb auf dem Plakat Adolf Hitler für die 
»Liste 1« steht.
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B • Diktatur: Das »Dritte Reich«
Materialien B 1 – B 9

B 1 »Ein Volk, ein Reich, ein Führer!« (1938/39)

Der »Führer« Adolf Hitler war in 
allen Lebensbereichen präsent. 
Dieses Plakat hing bis 1945 in 
Amtsstuben und Schulräumen. 
Religiöse Bilder oder Kruzifi xe 
mussten weichen.

völkerung ihre Häuser und Wohnungen 
geschmückt, und es gab in der ganzen 
Stadt kein Haus, das nicht irgendwie 
ein festliches Aussehen erhalten hatte. 
Waren es auch zuweilen nur schlichte 
kleine Papierfähnchen, so kündeten 
doch auch diese von der dankbaren Ge-
sinnung derer, die sie zum Schmuck ihrer 
kleinen Wohnungen verwendet hatten. 

Quelle 
Aus einem Artikel zum 50. Geburtstag 
Adolf Hitlers: 

»Die badische Gauhauptstadt glich am 
Vorabend des 50. Geburtstages des 
Führers einem wahren Fahnenmeer. 
Als äußeres Zeichen ihrer Liebe und 
Verehrung zum Führer hatte die Be-

Am Abend nahmen die Festveranstal-
tungen mit dem Großen Zapfenstreich 
der Wehrmacht auf dem Adolf-Hitler-
Platz ihren glanzvollen Auftakt. (…) 
Karlsruhe dankt auf diese Weise dem 
Führer für all das Große, was er seinem 
Volke geschenkt hat, und es verbindet 
mit den herzlichen Wünschen für das 
Wohlergehen des Führers das Gelöbnis 
der Treue, das ein starkes Fundament 
für eine weitere glückliche Entwick-
lung Großdeutschlands unter seinem 
Führer Adolf Hitler bildet.«
Der Führer vom 20. April 1939

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe das Plakat. Gehe dabei 
auf die Körperhaltung und den Ge-
sichtsausdruck Hitlers ein. Beachte die 
Kontraste zwischen hell und dunkel. 
◗ Vergleiche dieses Plakat mit B 8. 
Arbeite Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede bezüglich der Darstellung und 
der beabsichtigten Wirkung heraus.
◗ Erläutere anhand des Plakates und 
der Quelle den Begriff »Führerkult«. 
Arbeite heraus, wie das Verhältnis 
zwischen dem »Führer« und seiner 
»Gefolgschaft« beschrieben wird.  
◗ Erkunde, welche Straßen oder auch 
Gebäude deines Heimat- oder Schul-
ortes während des »Dritten Reiches« 
die Namen von Politikern des NS-Re-
gimes trugen. Wie hießen sie vor dem 
»Dritten Reich« und danach? 
◗ Setze dich mit den Folgen ausei-
nander, welche die Unterwerfung 
unter den »Führer« mit sich brachte. 
Ziehe dazu auch B 9 heran.
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B 2 »Boykott!«

Dieser Boykottaufruf jüdischer 
Geschäfte, Ärzte und Rechts-
anwälte wurde in Karlsruhe zum 
1. April 1933 plakatiert und als 
Flugblatt verteilt.

Quelle
Aus der Zeitung »Badischer Beobach-
ter«, die bis 1933 das Parteiorgan der 
badischen Zentrumspartei war und vom 
Erzbistum Freiburg fi nanziert wurde. 
Die Zeitung erschien bis Ende 1935.

»Die Abwehraktion gegen die jüdische 
Greuel- und Hetzpropaganda im Aus-
land setzte in Karlsruhe am Samstag 
pünktlich 10 Uhr und in einer vor-
bildlichen Organisation ein. Schon 
am Freitag forderten rote Plakate an 
den Anschlagsäulen das Publikum 
auf, nicht bei Juden zu kaufen. Das 
Karlsruher Straßenbild war wegen der 

zu erwartenden Abwehrmaßnahmen 
außerordentlich belebt. Besonders vor 
den großen Warenhäusern Tietz und 
Knopf, die noch bis gegen 10 Uhr ge-
öffnet hatten, staute sich die Menge. 
Pünktlich um 10 Uhr zogen SA- und 
SS-Formationen mit Plakaten mit den 
Inschriften: „›Kauft nicht bei Juden‹, 
›Meidet jüdische Aerzte‹, ›Geht nicht 
zu jüdischen Rechtsanwälten‹ usw. 
durch die Straßen. Bereits wenige Mi-
nuten nach 10 Uhr war jedes jüdische 
Geschäft, jedes Warenhaus usw. mit SA- 
oder SS-Doppelposten mit diesen Plaka-
ten versehen. Vor jedem Hause, in dem 
ein jüdischer Rechtsanwalt sein Büro 
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hat, stehen ebenfalls solche Posten. 
Sämtliche Karlsruher Warenhäuser 
und Einheitspreisläden und auch fast 
alle übrigen jüdischen Einzelhandels-
geschäfte zogen es vor, um 10 Uhr zu 
schließen. Wo dies nicht der Fall war, 
erschienen SA-Leute mit Photoappa-
raten und hielten die trotz der jü-
dischen Greuelhetze im Auslande dort 
laufenden Personen im Bilde fest. Die 
Abwehraktion ist in Karlsruhe bisher 
vollkommen ruhig verlaufen. Zahl-
reiche SA- und SS-Leute patrouillie-
ren durch die Straßen und sorgen 
dafür, daß die Abwehraktion in den 
gesetzlichen Bahnen verlief.«
Badischer Beobachter vom 2. April 1933

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Stelle zunächst fest, wer der Auf-
traggeber des Plakates ist, zu welcher 
Aktion aufgerufen wird und wann die 
Aktion stattfi nden soll.
◗ Arbeite heraus, mit welchen Vor-
würfen, Behauptungen und Beschimp-
fungen die für das Plakat Verantwort-
lichen eine Herabwürdigung und Dis-
kriminierung der Juden bezweckten. 
Informiere dich über den Hintergrund 
der angeblichen »jüdischen Greuel-
hetze im Ausland«.
◗ Benenne die Berufsgruppen, die 
der Boykott treffen sollte (Hinweis: 
die Kaufhausketten Tietz, EHAPE und 
Wohlwert – Woolworth – hatten jü-
dische Besitzer. »Kolonialwaren« be-
zeichnen Lebensmittel).
◗ Überprüfe anhand der Meldung aus 
dem »Badischen Beobachter«, inwie-
fern der Boykottaufruf in Karlsruhe 
die gewünschte Wirkung entfaltete. 
◗ In den Zeitungen, auch in den von 
den Nationalsozialisten noch nicht 
»gleichgeschalteten«, wurde zum Teil 
auch mit Bildern über den Boykott 
berichtet. Überlege, welche Wirkung 
diese Berichte im Ausland hatten.
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B 3 »Kraft durch Freude« (1934)

Das von Werner von Axster-
Heudtlass gestaltete Plakat wirbt 
für die am 27. November 1933 
gegründete NS-Gemeinschaft 
»Kraft durch Freude« (KdF), die 
populärste NS-Organisation im 
»Dritten Reich«. 

Von Axster-Heudtlass unterhielt 
seit Mitte der 1920er Jahre mit 
seiner Frau ein Atelier in Berlin 
und entwarf zahlreiche Werbeplakate, 
darunter auch für die Lufthansa. 
Seit 1933 arbeitete er auch für 
NS-Organisationen. 

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe den Aufbau des Plakats. 
Arbeite die Botschaft heraus, die das 
Plakat vermitteln soll. Beziehe die 
Textbestandteile in deine Analyse mit 
ein.
◗ Erläutere, welches Bild von Deutsch-
land die »Weiße Flotte« mit ihren KdF-
Touristen im Ausland hinterließ bzw. 
nach dem Willen der NS-Verantwort-
lichen hinterlassen sollte. Berücksich-
tige dabei die Tatsache, dass für einen 
Großteil der Bevölkerung in den Ziel-
gebieten (Norwegen, Madeira, Italien) 
eine Urlaubsreise ins Ausland zu jener 
Zeit nicht erschwinglich war.

◗ Untersuche, inwiefern der in B 4 er-
kennbare Aspekt der NS-Ideologie seine 
Entsprechung in der NS-Gemeinschaft 
»Kraft durch Freude« fand.
◗ Überprüfe, inwiefern die als Quelle 
abgebildete Werbeanzeige (Seite 45)
die vom Plakat vermittelte Botschaft 
bestärkt und ergänzt. Zur richtigen 
Einordnung der genannten Reisekosten 
(RM = Reichsmark) und des Bierpreises 
musst du wissen, dass ein Arbeiter in 
jenen Jahren auf ein Monatseinkom-
men von etwa 150 Reichsmark kam.
◗ Eigne dir Kenntnisse über die NS-
Gemeinschaft »Kraft durch Freude« 
(KdF) und die Absichten an, die das 

NS-Regime mit der Errichtung dieser 
Organisation verband. 
◗ Erörtere die Hintergründe dafür, 
dass viele Teilnehmer der KdF-Reisen 
auch noch nach dem Krieg und dem 
Untergang des NS-Regimes begeistert 
von ihren Reiseerlebnissen berichte-
ten. 
◗ Eines der Schiffe der KdF-Flotte 
(»Weiße Flotte«) war die »Wilhelm 
Gustloff«. Informiere dich über die 
Umstände, die 1945 zur Versenkung 
des Schiffes führten und über das 
Schicksal der an Bord befi ndlichen 
Menschen.

Empfohlene Internetseiten:
http://www.dhm.de/lemo/html/
nazi/innenpolitik/kdf/
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Mit Bleistift ist auf diesem Auszug 
aus dem KdF-Programm aus dem Jahr 
1935 vermerkt: 

»1 Glas Bier 22 Pf. Das Essen soll 
gut und reichlich sein. Ehepaare sol-

Stadtarchiv Karlsruhe

len bevorzugt sein und bekommen 
Einzelkabinen mit Luxusbetten. An 
Bord fi nden Volksbelustigungen statt, 
Filmvorführungen, Vorträge über See-
schlachten.«

Quelle zu B 3: KdF-Programm aus dem Jahr 1935
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B 4 »Auch Du gehörst dem Führer« (1936)

Plakat des Bundes deutscher 
Mädel (BdM) 

Der Bund deutscher Mädel war Teil der 
1926 als Gliederung der NSDAP ge-
gründeten Hitler-Jugend (HJ). Nach 
der NS-Machtübernahme wurde die 
Hitler-Jugend von einer Parteijugend 
zur Staatsjugend. Plakate wie dieses 
warben für die zunächst noch freiwil-
lige Mitgliedschaft.
 

Quelle
»Aus der Hitlerjugend sollen dem 
Staat und der Bewegung die frischen, 
unverbrauchten Kräfte der Jugend 
zuströmen. Diese Jugend, unbela-
stet durch die Einfl üsse vergangener 
Mächte, aber anknüpfend an das Hel-
dische und Große unserer Geschichte, 
soll heranwachsen im Geiste des Füh-
rers als die junge soldatische nati-
onalsozialistische Mannschaft. Ihre 
Durchdringung mit diesem Geiste 
und ihre Erziehung zu wahren kämp-
ferischen Nationalsozialisten in Ka-
meradschaft, Treue und Disziplin ist 
eine der wichtigsten Aufgaben der 

Gegenwart. Sind der Hitler-Jugend 
diese großen Aufgaben gestellt, so soll 
es keinen deutschen Buben und kein 
deutsches Mädel geben, die nicht durch 
ihre Gemeinschaft und ihre Schulung 
gehen.«
Otto Wacker, badischer Minister des Kultus, 
des Unterrichts und der Justiz in der Fest-
schrift zur Eröffnung des »Bannheims« 
der Karlsruher Hitlerjugend »Fritz Kröber 
Heim« im Oktober 1934
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ARBEITSAUFTRÄGE 
◗ Analysiere den Aufbau des Plakats. 
Beschreibe das Mädchen in Hinsicht 
auf Gesichtsausdruck, Frisur, Klei-
dung. Hierzu kannst du das Bild-
material zum Link »Bund deutscher 
Mädel« auf www.dhm.de/lemo/html/
nazi/organisationen/jugend/index.
html heranziehen.
◗ Bringe die bildliche Darstellung in 
einen Zusammenhang mit dem Text 
des Plakats.
◗ Das Thema eines Schulaufsatzes in 
der Zeit des »Dritten Reiches« hätte 
lauten können: »Was der Führer von 
mir erwartet.« Verfasse zu diesem 
Thema eine kurze Stichwortliste. 
Gehe dabei von dem Plakat und dem 
Quellentext aus. 
◗ Erläutere die Folgen, unter denen 
Kinder und Jugendliche aufgrund des 
Besitzanspruchs des »Führers« auf 
ihre Person zu leiden hatten. Stelle, 
wenn möglich, ein konkretes derar-
tiges Schicksal aus deinem Heimat- 
oder Schulort vor. 
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B 5 »Wir essen Eintopfgericht – keiner darf hungern« (ca. 1935)

Plakat des im September 1933 
gegründeten Winterhilfswerks

Der Aufruf zum Eintopfessen und 
zur Spende des eingesparten Geldes 
gehörte bald zum Alltag im »Dritten 
Reich«. Die im Haushalt durch das 
billige Eintopfessen eingesparten 
Beträge wurden von Mitgliedern der 
verschiedenen Parteiorganisationen 
abgeholt. Seit dem 12. Oktober 1935 
fanden z. B. in Karlsruhe öffentliche 
Eintopfessen in der Festhalle statt, 
an denen die Prominenz der Stadt 
teilnahm. Angesichts dieses massiven 
Einsatzes war es für den Einzelnen 
schwer, sich zu entziehen, zumal der 
Blockwart oder auch nur der Nachbar 
im wahrsten Sinne des Wortes sonn-
tags »den Braten riechen« und dies 
melden konnten.
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Quelle 
Am 18. Januar 1934 schreibt die natio-
nalsozialistische Zeitung »Der Führer«:

»Die Praktiker des Winterhilfswerks 
halten die in Berlin erfundene Idee des 
Eintopfgerichts für die beste Idee der 
ganzen Aktion. Sie ist eine der vielen 
originellen Einfälle, die die nationalso-
zialistische Propaganda so schlagkräf-
tig machen. Nach anfänglichen Schwie-
rigkeiten hat sich die Eintopfspende, 
die bekanntlich am ersten Sonntag 
eines jeden Monats gesammelt wird, 
mehr und mehr durchgesetzt ...«
Der Führer vom 18. Januar 1934

Öffentliches Eintopfessen am 13. De-
zember 1936 in der Festhalle Karls-
ruhe. Vorne links am Tisch ist der Gau-
leiter und Reichsstatthalter von Baden 
Robert Wagner zu sehen.
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ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe das Plakat und das Foto. 
Bewerte die Teilnahme des badischen 
Gauleiters an dem Eintopfessen.
◗ Arbeite die Bedeutung des »Ein-
topfsonntags« für die NS-Volksgemein-
schaftsideologie heraus. Informiere dich 
dafür auch über das Winterhilfswerk und 
dessen Stellenwert innerhalb der NS-
Organisation (www.dhm.de/lemo/html/
nazi/innenpolitik/eintopf/index.html).
◗ Interpretiere die Aufforderung »Kei-
ner darf hungern« vor dem Hintergrund 
der sozialen Lage in der Endphase der 
Weimarer Republik. Vergleiche mit A 5 
und A 14.
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B 6 »In jedes Haus nur diese Zeitung!« (um 1933)

ermöglicht. Aus den Groschen un-
serer treuen Anhänger ist die Zeitung 
aufgebaut worden. Sie ist national-
sozialistische Kleinarbeit vom Leit-
artikel bis zur letzten Anzeige. Jeder 
muß wissen, daß hier ein Beweis ge-
liefert wird dafür, daß der National-
sozialismus nicht nur aus Phrasen be-
steht, wie uns unsere Gegner so gerne 
nachsagen, sondern daß er harte und 
zähe Aufbauarbeit ist. Eine Stimme 
des Volkes soll unsere Tageszeitung 
werden, wie sie bisher als Wochen-
blatt die Aufgabe erfüllt hat, aus dem 
Herzen des Volkes heraus die Wahrheit 
zu sagen. (…) 
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Quelle 
Aus der NS-Zeitung »Der Führer« 
(1930):

»Der Generalangriff beginnt. Das Ziel 
vieler Jahre ist erreicht! Das Ergebnis 
langer Arbeit steht vor der Tür! Die 
Hoffnung aller badischen National-
sozialisten ist erfüllt! In vier Tagen 
erscheint ›Der Führer‹ als Tages-
zeitung in einer Riesenaufl age. Die 
Vorbereitungen sind beendet. Keine 
Gelder jüdischer Banken und Waren-
häuser stehen uns zur Verfügung. Der 
Idealismus aller hat die Entwicklung 
unseres Blattes bis zur Tageszeitung 

Der Führer muß in jedes Haus! Die 
Judenpresse fl iegt hinaus! Wer heute 
noch mitkommen will, muß die na-
tionalsozialistische Presse gelesen 
haben.«
Der Führer vom 29. Dezember 1930

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Analysiere den Aufbau des Plakats 
(der Mann, der den rechten Arm zum 
Hitlergruß erhoben hat, trägt SA-
Uniform). 
◗ Beurteile, inwiefern die Schlagzeile 
der abgebildeten Nummer des »Füh-
rers« dem Autor des Plakats als beson-
ders werbewirksam gelten konnte.
◗ Fasse die Argumente des Quel-
lentextes zusammen. Bewerte den 
Anspruch einer Parteizeitung, »die 
Wahrheit zu sagen«. Informiere dich 
dazu über die Lenkung der Presse im 
»Dritten Reich«.
◗ Stelle die Medien zusammen, aus 
denen du dich informieren kannst. 
Erläutere anhand dieser Aufstellung, 
weshalb es 1930 für die badischen Na-
tionalsozialisten so wichtig erschien, 
über eine eigene Tageszeitung zu ver-
fügen.

Empfohlene Internetseiten:
www.bpb.de/ themen/KQHKEV.
3.0.Literatur_und_Presse.htm
www.shoa.de/drittes-reich/propa-
ganda/149.html

Werbeplakat für die 
nationalsozialistische Zeitung 
»Der Führer«

»Der Führer« erschien als offi zielles 
und damit wichtigstes Organ der 
NSDAP in Baden seit dem 1. Novem-
ber 1927 in Karlsruhe, zunächst als 
Wochenblatt, seit August 1930 zwei-
mal wöchentlich, ab 1. Januar 1931 
täglich. Das Blatt hatte Anfang 1933 
eine Aufl age von 16.000 Exemplaren.
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B 7 »Ganz Deutschland hört den Führer mit dem Volksempfänger« (1936)

Werbeplakat für den 
»Volksempfänger«

Dieses Plakat hing ab Juli 1933, also 
einen Monat vor dem Erstverkaufstag 
des »Volksempfängers«, bei allen 
großen Rundfunkhändlern im Schau-
fenster und im Laden. Der »kleine 
Volksempfänger« kostete 30 Reichs-
mark, der hier abgebildete größere 
65 Reichsmark.

Quelle
Aus der Rede von Joseph Goebbels zur 
Eröffnung der 10. Funkausstellung in 
Berlin am 18. August 1933:

»Auf Napoleon wird das Wort von der 
›Presse als der 7. Großmacht‹ zurück-
geführt. Was die Presse für das 19., 
das wird der Rundfunk für das 20. 
Jahrhundert sein; man könnte (...) 
das Wort Napoleons dahin variieren, 
daß der Rundfunk die 8. Großmacht 
darstellt. Seine Erfi ndung und Ausge-
staltung für das praktische Gemein-
schaftsleben der Menschen ist von 
einer wahrhaft revolutionären Bedeu-
tung. Vielleicht werden spätere Ge-

schlechter einmal feststellen, daß der 
Rundfunk für unsere Zeit genau so eine 
neue Entwicklung der geistigen und 
seelischen Beeinfl ussung der Massen 
eingeleitet hat wie vor Anbruch der 
Reformation die Erfi ndung der Buch-
druckerkunst. (…) Es ist unser herz-
licher Wunsch, daß Technik, Industrie 
und geistige Leitung des deutschen 
Rundfunks von hier ab entschlossen 
den neuen Weg beschreiten, an dessen 
Ende unser aller gemeinsames großes 
Ziel steht: Ein Volk, ein Reich, ein 
Wille, eine schöne deutsche Zukunft!«
Der Führer vom 19. August 1933

In
st

it
ut

 f
ür

 Z
ei

tu
ng

sf
or

sc
hu

ng
 D

or
tm

un
d,

 P
la

ka
t 

01 ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe das Plakat. Erläutere die 
Wirkung, die es zu erreichen sucht.
◗ Informiere dich über die Maßnah-
men, mit denen das NS-Regime die 
Deutschen seiner Propaganda unter-
warf. Erkunde den Stellenwert, der 
dem Rundfunk und dem »Volksemp-
fänger« hierfür beizumessen ist. Be-
ziehe in deine Arbeit auch den Quel-
lentext mit ein.  
◗ Erkunde die Bedeutung, die der 
Person und dem Wirken des »Reichs-
ministers für Volksaufklärung und 
Propaganda«, Joseph Goebbels, für 
das »Dritte Reich« zukam. Deine Re-
cherche kann sich auf folgende Inter-
netseiten stützen, die auch Tonbei-
spiele liefern:
www.dhm.de/lemo/html/nazi/all-
tagsleben/volksempfaenger/index.
html
www.dhm.de/lemo/html/biografi en/
GoebbelsJoseph/index.html
◗ Erläutere, inwiefern der Artikel 3 
des Grundgesetzes der Bundesrepu-
blik Deutschland als Antwort auf die 
Unterwerfung der Informationsme-
dien unter die Diktatur des »Dritten 
Reiches« gewertet werden kann.
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B 8 »Führer wir folgen Dir! Alle sagen Ja!« (1938)

Plakat mit Fotomontage zur Volks-
abstimmung über den »Anschluss« 
Österreichs an das Deutsche Reich 
und die »Wahl« zum Großdeut-
schen Reichstag am 10. April 1938
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Quelle
Aus der Jahresübersicht wichtiger Er-
eignisse in Karlsruhe, die im Adress-
buch der Stadt 1939 veröffentlicht 
wurde:

»9. April 1938: Tag des Großdeut-
schen Reiches. Sämtliche Betriebe 
sind zu Betriebsappellen angetreten. 
2 Minuten Verkehrsstille. Flaggenhis-
sung. Standkonzerte. Aufmarsch zur 
Kundgebung. Illumination der Häuser. 
Großkundgebung auf dem Adolf-Hitler-
Platz mit Übertragung der Führerrede 
von Wien. Fackelzüge. In Durlach Pro-
pagandamarsch der NS-Formationen. 
Große Kundgebung auf dem Sport-
platz an der Weingartnerstraße, Hö-
henfeuer auf dem Turmberg.
10. April 1938: Volksabstimmung. In 
Karlsruhe-Stadt bekennen sich 99,53 
vom Hundert zum Führer.«

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Analysiere das Plakat. Berücksich-
tige dabei die Darstellung Hitlers 
(Größenverhältnis, Körperhaltung, 
Gesichtsausdruck, Kleidung) und 
seiner Gefolgschaft. Erörtere, inwie-
fern bildliche Darstellung und Text 
aufeinander bezogen sind. 
◗ Arbeite heraus, mit welchen propa-
gandistischen Mitteln und Aktionen 
die Nationalsozialisten die Volksab-
stimmung beeinfl ussten. Ziehe dazu 
auch die Quelle und die Abbildung des 
Stimmzettels heran. 
◗ Erläutere die Bedeutung des »An-
schlusses« von Österreich im Zusam-
menhang mit der Außenpolitik Hit-
lers (www.hdg.de/lemo/html/nazi/
aussenpolitik/index.html).
◗ Erstelle die Tagebuchnotiz, in der 
ein Deutscher, der eigentlich die Po-
litik Hitlers ablehnt, sein »Ja« bei der 
Volksabstimmung vor sich selbst zu 
rechtfertigen sucht. Ziehe dazu den 
ersten Satz der Quelle zu A 7 heran.Ge
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B 9 »Um Freiheit und Leben – Volkssturm« (Herbst 1944)

Plakat der Reichspropaganda-
leitung, das für den Eintritt in 
den Volkssturm wirbt. Gestaltet 
wurde es von »Mjölnir« (Künst-
lername des Reichsbeauftragten 
für Künstlerische Formgebung 
Hans Herbert Schweitzer) 

Der »Volkssturm« wurde im 
September 1944 gebildet. Er 
sollte alle noch nicht kämpfenden 
waffenfähigen Männer zwischen 
16 und 60 Jahren für die Ver-
teidigung des »Heimatbodens« 
und den von der NS-Propaganda 
in Aussicht gestellten deutschen 
»Endsieg« aufbieten. Als Kenn-
zeichen trugen die Angehörigen des 
Volkssturms eine rote Armbinde, die 
auf schwarzem Grund das »Hoheits-
zeichen« des »Dritten Reiches« 
sowie die Aufschrift »DEUTSCHER 
VOLKSSTURM/WEHRMACHT« zeigte.

Quelle
Bericht der Gauleitung Baden an die 
Parteikanzlei vom 4. November 1944: 

»Von der Gegenseite wird die Auf-
stellung des Deutschen Volkssturmes 
als Geheimwaffe bewitzelt. Man sagt: 
V 2, das seien die Kinder und Greise, 
die jetzt im Volkssturm Soldat sein 
müßten, und als nächstes käme dann 
V 3, wenn die Mädchen und Frauen zur 
Wehrmacht einberufen würden (…). 
Von den Gegnern wird die Aufstellung 
des Volkssturmes als Deutschlands 
letzter verzweifelter, aber zweck-
loser Versuch zur Rettung bezeich-
net. In den soeben zur Durchführung 

kommenden Kurzlehrgängen für die 
Bataillons- und Kompanieführer des 
Deutschen Volkssturmes wurde die 
Forderung aufgestellt, daß kein Appell 
und Dienst des Volkssturmes stattfi n-
den darf, ohne daß mindestens eine 
Viertelstunde der politischen Ausrich-
tung der Volkssturmmänner gewidmet 
wird.«
Der deutsche Südwesten zur Stunde 
Null. Zusammenbruch und Neuanfang im 
Jahr 1945 in Dokumenten und Bildern, 
Karlsruhe 1975, S. 90 (Original General-
landesarchiv Karlsruhe 465d/47)

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe die abgebildeten Männer 
in Bezug auf Altersunterschied, Körper-
haltung und Gesichtsausdruck. Erläu-
tere den Zusammenhang zwischen Text-
aussage und bildlicher Darstellung. 
◗ Beurteile die in der Quelle ge-
nannte Forderung, dass »kein Appell 
und Dienst des Volkssturmes« statt-
fi nden dürfe, ohne dass eine gewisse 
Zeit auf die »politische Ausrichtung« 
der Männer verwendet würde. 
◗ Bewerte die Feststellung, dass 
das NS-Regime mit der Errichtung 
des Volkssturms »die zumeist ju-
gendlichen Hitlerjungen und älteren 
Männer notdürftig bewaffnet und 
schlecht ausgebildet in einen unglei-
chen Kampf gegen einen überlegenen 
Gegner« und damit in den sicheren 
Tod schickte. Ziehe dazu die Quelle 
heran. Außerdem kannst du dich auf 
die Internetseite stützen, der auch 
das Zitat entnommen ist und die Be-
richte von zwei »Kinder- oder Schü-
lersoldaten« bietet: www.dhm.de/
lemo/html/wk2/kriegsverlauf/volks-
sturm/index.html
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C • Nachkriegszeit und junge Bundesrepublik
Materialien C 1 – C 19

C 1 »Augen auf!« (1946)
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Hintergrund
Nach dem Zweiten Weltkrieg teilten 
die amerikanische und französische 
Besatzungsmacht die alten Länder 
Baden und Württemberg in drei Län-
der auf. In der französischen Zone wur-
den Württemberg-Hohenzollern und 
Baden gegründet, in der amerika-

nischen Zone Württemberg-Baden. Im 
August 1945 ließen die Amerikaner 
wieder die Neugründung politischer 
Parteien zu. Die SPD knüpfte an ihre 
Tradition als demokratische Arbei-
terpartei an. Erste Wahlen fanden 
zunächst auf kommunaler, dann auf 
Landesebene statt. Am 30. Juni 1946 

war die Bevölkerung von Württem-
berg-Baden aufgerufen, eine verfas-
sunggebende Versammlung zu wählen 
(SPD 32,3 %, CDU 40,9 %, DVP 16,8 % 
und KPD 10,0 %). Am 24. November 
wurde die Bevölkerung wieder zur 
Urne gerufen. Nun sollte die Landes-
verfassung bestätigt und zugleich der 
Landtag gewählt werden. Das Wahler-
gebnis: CDU 38,4 %, SPD 31,8 %, DVP 
19,5 %, KPD 10,3 %.

ARBEITSAUFTRÄGE 
◗ Beschreibe den Aufbau des Plakats. 
Arbeite dabei heraus, wie sich die 
Schriftfahnen und die bildlichen Dar-
stellungen in der rechten und linken 
Bildhälfte aufeinander beziehen 
(»KOMMIS«, richtig »KOMMISS «, be-
deutet Militär). Ziehe zum Vergleich 
Plakat A 16 heran.
◗ Benenne die Aussage des Plakats. 
Berücksichtige dabei die geschicht-
lichen Erfahrungen der SPD. Sie hatte 
bis 1945 drei politische Systeme 
durchlaufen: Monarchie, Weimarer 
Republik und NS-Zeit. Während der 
NS-Diktatur waren tausende Sozial-
demokraten in Konzentrationslagern 
und Zuchthäusern inhaftiert und er-
mordet worden. Einer der Ermordeten 
war der badische SPD-Politiker Ludwig 
Marum (vgl. dazu A 11).
◗ Untersuche, inwiefern das Parteien-
spektrum des Jahres 1946 in Württem-
berg-Baden das Parteienspektrum der 
Bundesrepublik Deutschland in den 
1950er bzw. 1960er Jahren vorweg-
nimmt. Erläuterungen zur DVP und zur 
CDU fi ndest du in C 2 bzw. C 3.

Wahlplakat der SPD zur Landtags-
wahl in Württemberg-Baden am 
24. November 1946
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C 2 »Durch Demokratie zur neuen Freiheit« (1946)
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Wahlplakat der Demokratischen 
Volkspartei (DVP, später FDP) zur 
Landtagswahl in Württemberg-
Baden am 24. November 1946

Die freiheitlich-liberale Partei war 
1933 unter dem Druck der National-
sozialisten aufgelöst und 1945 durch 
namhafte Politiker wie Reinhold Maier 
und Theodor Heuss neu gegründet 
worden. Die Partei knüpfte an die 
große Tradition der Linksliberalen 
an, die bereits im Kaiserreich in 
Württemberg eine wichtige Rolle 
gespielt hatten. Nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs hatte die US-
amerikanische Militärregierung 
Reinhold Maier zum Ministerpräsiden-
ten und Theodor Heuss zum Kult(us)-
minister von Württemberg-Baden 
ernannt. Beide sind auf dem Plakat 
namentlich erwähnt. Beide waren 
auch schon vor 1933 politisch aktiv 
(vgl. Plakat A 13).

Quelle
Bei einer Kundgebung der DVP am 
17. November 1946 ging Reinhold 
Maier auf die Rolle der Parteien beim 
Wiederaufbau Deutschlands ein: 

»Die Parteien sind ein wichtiges Ele-
ment bei der Bildung des öffentlichen 
Willens, und es wird bestimmt nicht 
leicht sein, den Übergang von der 
Diktatur zur Demokratie zu fi nden. 
(…) Wir haben uns gegen links und 
rechts zu wehren. Am gefährlichsten 
sind aber die Stöße von hinten. 
Wehe denen, die glauben, in dieser 
Übergangszeit vom Kriege zum Frie-

den Oppositionsspielereien treiben zu 
können. Es darf für die nächste Zeit 
keine Opposition aus Grundsatz geben. 
Heute geht es um sehr nüchterne Dinge 
wie Ernährung, Wohnung und Kleidung. 
(...) Auch wir wollen eine soziale deut-
sche Demokratie, ein durch und durch 
soziales Deutschland. Aber dazu brau-
chen wir die Freiheit als Voraussetzung. 
(…) Der Sozialismus hat seinen Sieges-
zug in der Welt angetreten und wird als 
Verheißung empfunden. Aber er wird zu 
einer Geißel, wenn er den Menschen 
zum Sklaven des Staates macht.« 
Mannheimer Morgen vom 19. November 
1946 

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe den Aufbau des Plakats. 
Stelle die Verbindung her zwischen 
der bildnerischen Darstellung und 
dem Wahlslogan »Durch Demokratie 
zur neuen Freiheit«. 
◗ Erkläre, mit welcher Berechtigung 
die DVP von der »neuen Freiheit« spre-
chen kann.
◗ Stelle den Textteil des Plakats – 
Artikel 6 des Parteiprogramms – der 
Rede von Reinhold Maier (vgl. Quelle) 
gegenüber.
◗ Arbeite den Anspruch heraus, den 
die Partei erhebt. Benenne die den 
Wählern gemachten Versprechen. 
◗ Versetze dich in die Situation eines 
durch die Folgen der Diktatur und des 
Krieges Geschädigten, der einem Ge-
sprächspartner erläutert, weshalb er 
seine Stimme der DVP geben wird.
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C 3 »Rettet die abendländische Kultur ...« (1946)
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Wahlplakat der CDU zur Landtags-
wahl in Württemberg-Baden am 
24. November 1946

Auf dem Plakat ist ein Hauptwerk 
mittelalterlicher christlicher Kunst ab-
gebildet: Die Skulptur der Ecclesia am 
Südportal des Straßburger Münsters. 
Diese Figur, welche die Personifi ka-
tion der Kirche darstellt, stammt aus 
dem 13. Jahrhundert. 

Ordnung in demokratischer Freiheit nur 
entstehen, wenn wir uns auf die kultur-
gestaltenden sittlichen und geistigen 
Kräfte des Christentums besinnen und 
diese Kraftquelle unserem Volke immer 
mehr erschließen.«

Hintergrund
Die CDU wurde 1945 als Parteien-
neugründung ins Leben gerufen. Viele 
Gründungsmitglieder gehörten früher 
der konservativen Zentrumspartei an, 
die als Vertretung der Katholiken eine 
der wichtigsten Parteien des Kaiser-
reichs und der Weimarer Republik ge-
wesen war. Die CDU trat nun aber als 

Quelle
Aufruf der Christlich-Demokratischen 
Union, Berlin, 26. Juni 1945:

»Deutsches Volk! In der schwersten 
Katastrophe, die je über ein Land ge-
kommen ist, ruft die Partei Christlich-
Demokratische Union Deutschlands 
aus heißer Liebe zum deutschen Volk 
die christlichen, demokratischen 
und sozialen Kräfte zur Sammlung, 
zur Mitarbeit und zum Aufbau einer 
neuen Heimat. Aus dem Chaos von 
Schuld und Schande, in das uns die 
Vergottung eines verbrecherischen 
Abenteurers gestürzt hat, kann eine 

überkonfessionelle Sammlungspartei 
hervor. Ihre Mitglieder waren auch 
ehemalige Mitglieder der alten protes-
tantisch-konservativen Parteien, dem 
Christlich-Sozialen Volksdienst, der 
DNVP und der rechtsliberalen DVP.

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Zeige, wie sich die Textbestandteile 
des Plakats auf die bildliche Darstel-
lung beziehen. Beachte das Symbol, 
das sich aus der Anordnung der in-
einander gelegten Hände und des da-
hinter liegenden Lichtstrahls ergibt.
◗ Erläutere, inwiefern das Plakat die 
im »Aufruf« von 1945 (vgl. Quelle) 
verkündeten Grundlagen der Partei in 
Bild und Text aufnimmt.
◗ Arbeite aus dem Plakat und den 
Texten eine Defi nition der »abend-
ländischen Kultur« heraus, wie sie die 
CDU verstanden haben will. Überlege 
in diesem Zusammenhang, weshalb 
der Slogan in der altertümlichen Frak-
turschrift gehalten ist.
◗ Erkläre, weshalb die neue Partei auf 
dem Plakat mit dem vollen Namen 
erscheint und nicht mit der uns ver-
trauten Abkürzung CDU. 
◗ Die Konkurrenten der CDU bei der 
Landtagswahl von 1946 in Württem-
berg-Baden waren die DVP (vgl. C 2), 
die SPD und die KPD. Untersuche, 
gegen welche dieser Konkurrenten 
sich das Plakat indirekt gerichtet 
haben könnte. Ziehe dazu auch C 9, 
C 10 und C 12 heran.
◗ Bei C 1 fi ndest du die Ergebnisse der 
Landtagswahl in Württemberg-Baden 
vom 24. November 1946: Nimm Stel-
lung zu dem Erfolg, den die CDU dabei 
erzielte. 
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C 4 »Der reaktionäre Schutt muß weg!« (1946)
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Wahlplakat der Kommunistischen 
Partei Deutschlands (KPD) zur 
Landtagswahl in Württemberg-
Baden am 24. November 1946 

Nach den Jahren des Verbots und der 
Verfolgung im Nationalsozialismus 
wurde die KPD 1945 neu gegründet. 
Sie trat für eine radikale Erneuerung 
von Politik und Gesellschaft ein. 

Hintergrund
In den drei Westzonen wurden infolge 
der Entnazifi zierung über 2,5 Mil-
lionen Deutsche auf ihre politische 
Einstellung geprüft. Die Spruchkam-
mern bewerteten 54 % als Mitläufer. 
Bei 34,6 % wurde das Verfahren ein-
gestellt, 0,6 % wurden als NS-Gegner 
anerkannt, 1,4 % wurden als Haupt-
schuldige und Belastete verurteilt. 
Die Entlassung von NSDAP-Mitglie-
dern aus dem öffentlichen Dienst 
wurde unterschiedlich gehandhabt. 
Wegen des Bedarfs an erfahrenen 
Arbeitskräften konnten nicht wenige 
NSDAP-Mitglieder ihre berufl iche 

Karriere weiterführen. Auch zahlreiche 
Vertreter aus Politik, Wirtschaft und 
Kultur konnten trotz zweifelhafter Ver-
gangenheit ihre Karriere nach 1945 
fortführen. 

Quelle
Der Bürgermeister der Gemeinde Leu-
tershausen a. d. Bergstraße, selbst als 
aktiver Katholik durch das NS-Regime 
verfolgt, drohte im März 1947 seine Mit-
wirkung am Entnazifi zierungsverfahren 
einzustellen: 

»Ich habe meine Aufgabe so aufge-
faßt, daß die Spruchkammer wissen 

will, wie der Betreffende sich in 
den vergangenen Jahren verhalten 
hat und nicht, wie man dies heute 
sehen möchte.  (…) Inzwischen hat-
ten sie [verschiedene Betroffene] 
jedoch Gelegenheit, dank der ihnen 
zur Verfügung stehenden Güter und 
Genußmittel, sich so viele Freunde zu 
erwerben, daß sie aus der Spruchkam-
merwäsche fast nur noch als weiße 
Engel hervorgehen können.« 
Gemeindearchiv Hirschberg/Bergstraße

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Analysiere das Plakat unter dem 
Leitaspekt »Schutträumung«. Berück-
sichtige dabei die damalige Aktualität 
dieses Themas angesichts der kriegs-
zerstörten Städte. Vgl. dazu auch die 
Darstellung von Schutt auf C 2 und 
C 5.
◗ Erläutere, inwiefern der Adressat 
des Plakats dazu veranlasst werden 
sollte, die Baggerschaufel mit der 
KPD gleichzusetzen.
◗ Erkläre anhand der verwendeten 
Symbole die Bedeutung der drei Fi-
guren und zeige, wie sie mit den Mit-
teln der Karikatur als lächerlich bzw. 
abstoßend dargestellt werden. 
◗ Setze dich mit der Schuldzuweisung 
auseinander, die das Plakat beab-
sichtigt. (Die drei Figuren stehen auf 
einem Schuttberg!) Erläutere, was die 
Auftraggeber des Plakats unter »reak-
tionär« verstanden wissen wollten. 
◗ Das Aufräumen des »Schutts« nicht 
mit der Baggerschaufel, sondern mit-
tels des Spruchkammerverfahrens, 
stieß bei den vom NS-Regime ver-
folgten Menschen vielfach auf Kritik. 
Begründe diese Kritik (vgl. »Hinter-
grund« und Quelle).

Politik & Unterricht • 2/3-2009



56

C • Nachkriegszeit und junge Bundesrepublik

C 5 »Heimkehrer, gibt es hier noch eine Hoffnung?« (1946)
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Wahlplakat der KPD zur Landtags-
wahl in Württemberg-Baden am 
24. November 1946

Nach dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs befanden sich über 11 Mil-
lionen deutsche Soldaten in Kriegs-
gefangenschaft, davon 7,7 Millionen 
in den Lagern der Westmächte. 3,3 
Millionen waren in der Sowjetunion 
interniert. Im Lauf des Jahres 1945 
wurden die ersten Kriegsgefangenen 
freigelassen. So wie andere Parteien 
wandte sich auch die KPD an die 
sogenannten Heimkehrer (vgl. auch 
Plakat C 7). 

kehrte Kriegsgefangene auf ihre erste 
Vermittlung in eine Arbeitsstelle. Es 
wäre sinnlos zu verschweigen, dass der 
Heimkehrer den Wettbewerb auf dem 
freien Arbeitsmarkt nicht ohne weiteres 
aushalten kann. Viele haben ihre fach-
liche Ausbildung während des Krieges 
unterbrechen müssen, viele sind ihrem 
Beruf weitgehend entfremdet und viele 
sind gesundheitlich so geschädigt, daß 
sie schon allein deswegen im Nach-
teil sind. Diesen Nachteil kann nur der 
Staat ausgleichen (…).« 
Mannheimer Morgen vom 12./13. No-
vember 1949

Quelle
Die Bewältigung der sozialen und wirt-
schaftlichen Probleme der Heimkehrer 
zählte zu den drängenden Aufgaben 
der Nachkriegszeit. Im November 1949 
berichtete der Mannheimer Morgen: 

»Die Erwartung der ehemaligen 
Kriegsgefangenen auf das Heim-
kehrergesetz wird im wesentlichen 
bestimmt durch den Wunsch, sich 
in das normale Arbeitsleben einzu-
gliedern und eine Entschädigung für 
den Verzicht und den Verlust in der 
seit Kriegsende vergangenen Zeit zu 
erhalten. Gegenwärtig warten in der 
Bundesrepublik rund 30.000 heimge-

Hinweis
Das in der Quelle erwähnte Heimkeh-
rergesetz wurde am 19. Juni 1950 
erlassen. Es regelte Hilfsmaßnahmen 
wie die Rückführung der Heimkehrer 
in das Arbeitsleben. Allerdings ging es 
den Heimkehrerverbänden nicht weit 
genug. In einer Resolution forderten 
sie weitere Vergünstigungen wie z. B. 
die Bereitstellung von Wohnraum und 
eine nach Dauer der Gefangenschaft 
gestaffelte Steuerbegünstigung.

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe Aufbau und Gestal-
tungselemente des Plakats. Beziehe 
den Textteil in deine Analyse mit 
ein.
◗ Ergänze die Aussagen, die das Plakat 
zur Situation der Heimkehrer macht, 
durch die Darstellung im Kommentar 
des »Mannheimer Morgen« (Quelle).
◗ Verfasse, ausgehend von diesen 
Informationen, eine Tagebuchseite, 
wie sie der im Plakat abgebildete 
Heimkehrer hätte niederschreiben 
können.
◗ Nimm Stellung zu dem Anspruch, 
den die KPD, auch gegenüber den 
Heimkehrern, für sich erhebt. Ziehe 
dazu vergleichend auch die Plakate 
C 1 und C 4 heran.
◗ Arbeite Übereinstimmungen in Ge-
staltung und Aussage mit Plakat C 2 
heraus.
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C 6 »Die alte Heimat verloren – eine neue gewonnen!« (1951)
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Plakat der Arbeitsgemeinschaft 
der Badener zum Volksentscheid 
über den Südweststaat vom 
9. Dezember 1951

Das Plakat wurde von der Arbeits-
gemeinschaft der Badener veröffent-
licht. Diese sprach sich gegen die 
Fusion der Länder Baden, Württem-
berg und Hohenzollern zum Südwest-
staat Baden-Württemberg aus (vgl. 
C 13 und C 14). Vor dem Volksent-
scheid zur Länderneugliederung for-
derte der Verein die Wiederherstellung 
des alten Landes Baden. Mit diesem 
Anliegen wandte er sich nicht nur an 
die alteingesessene badische Bevölke-
rung, sondern auch an die Neubürger, 
unter denen sich als Folge des Zwei-
ten Weltkriegs viele Flüchtlinge und 
Heimatvertriebene befanden. 

Hintergrund
Bereits vor dem Ende des Zweiten 
Weltkriegs kam es mit dem Vorrücken 
der Roten Armee zu großen Flücht-
lingsströmen aus den Ostgebieten des 
Deutschen Reichs (Ostpreußen, Pom-
mern, Schlesien, Ostbrandenburg) und 
dem annektierten Sudetenland. Nach 
1945 folgte die systematische Ver-
treibung von deutschen Staats- und 
Volksangehörigen aus den Ländern 
östlich der Oder-Neiße-Linie. 1950 
ermittelte das Statistische Bundes-
amt eine Gesamtzahl von etwa zwölf 
Millionen Vertriebenen in den beiden 
deutschen Staaten, davon acht Mil-

lionen in der Bundesrepublik und vier 
Millionen in der DDR. Im heutigen 
Land Baden-Württemberg waren rund 
860.000 Vertriebene aufgenommen 
worden.

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe das Plakat und arbeite 
die Botschaft heraus, die es in Bild 
und Text vermitteln will. Berücksich-
tige dabei auch die Verwendung der ba-
dischen Farben Gelb-Rot-Gelb und die 
Darstellung des kleinen Ortes in der ty-
pischen Vorgebirgs- und Rebenzone am 
westlichen Rande des Schwarzwaldes.

◗ Die Heimatvertriebenen begeg-
neten in der »neuen Heimat« zahl-
reichen Widrigkeiten. Informiere 
dich über die Hindernisse, die einer 
schnellen Verwurzelung in die neue 
Umgebung im Wege standen, sowie 
über den Beitrag, den die Heimatver-
triebenen allen Schwierigkeiten zum 
Trotz für den wirtschaftlichen Auf-
stieg der Bundesrepublik leisteten.
◗ Erkunde, wie viele Heimatvertrie-
bene dein Wohn- oder Schulort aufge-
nommen hat, wie sie zunächst unter-
gebracht waren und ob es Siedlungs-
gebiete gibt, in denen bevorzugt 
Heimatvertriebene ansässig wurden.
◗ Führe eine Zeitzeugenbefragung 
mit noch lebenden Betroffenen von 
Flucht und Vertreibung durch. 
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C 7 »Wann kommen sie wieder?« (1950)
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Plakat des Verbands der 
Heimkehrer aus dem Jahr 1950

Der Verband der Heimkehrer mahnte 
mit diesem Plakat die Rückkehr der im 
Zweiten Weltkrieg in Gefangenschaft 
genommenen deutschen Soldaten an. 
Die USA, Großbritannien und Frank-
reich hatten ihre Kriegsgefangenen 
bis Ende 1948 freigelassen, während 
in den Lagern der Sowjetunion noch 
Hunderttausende deutsche Soldaten 
interniert waren. 

testkundgebung in Mannheim: »Täg-
lich muß es gellen: Gebt unsere Kriegs-
gefangenen frei!« Die Jugendverbände 
der Stadt erließen eine Resolution: 
»Wir fordern alle, die für Freiheit und 
Menschenrechte eintreten, auf, mit 
allen Mitteln die Freilassung aller 
Kriegsgefangenen zu erwirken.« Doch 
erst ein Besuch des Bundeskanzlers 
Konrad Adenauer im September 1955 
in Moskau führte zum Einlenken der 
Sowjetunion, die in den folgenden Mo-
naten die letzten 10.000 Gefangenen 
freigab.

Hintergrund
Die Frage der Rückkehr der Kriegs-
gefangenen beschäftigte die deut-
sche Öffentlichkeit noch bis Mitte der 
fünfziger Jahre. Als 1950 die russische 
Nachrichtenagentur TASS meldete, 
alle Gefangenen aus Russland seien 
entlassen worden, ließen jedoch sta-
tistische Unterlagen und Berichte von 
Heimkehrern keinen Zweifel daran, 
dass die Meldung nicht der Wahrheit 
entsprach. Dies löste in der Bundes-
republik einen Proteststurm aus.

Der Bundestagsabgeordnete Carlo 
Schmid (SPD) forderte auf einer Pro-

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Das Plakat gilt als herausragendes 
Beispiel für die Plakatkunst der Nach-
kriegszeit. Diskutiere anhand einer 
Analyse der Gestaltungsmerkmale 
dieses Urteil. Zeige, wie bildliche 
Darstellung und der kurze Text aufei-
nander bezogen sind.
◗ Der Grafi ker des Plakats, Anton Stan-
kowski, war selbst erst 1948 aus der 
Kriegsgefangenschaft zurückgekehrt. 
Erörtere, inwiefern seine persön-
lichen Erfahrungen in die Gestaltung 
Eingang gefunden haben könnten.
◗ 1947 veröffentlichte Wolfgang Bor-
chert sein Drama »Draußen vor der 
Tür«. Lies die Vorrede zu dem Drama. 
Nimm Stellung zu der Vermutung, 
dass die hier beschriebene Situation 
in besonderem Maße auf die soge-
nannten Spätheimkehrer des Jahres 
1955 zutraf. Berücksichtige dabei 
die Tatsache, dass diese Menschen 
vielfach jahrelang ihren Angehörigen 
kein Lebenszeichen hatten geben 
können und auch selbst ohne jede 
Nachricht von ihrer Familie geblieben 
waren. Vgl. dazu auch Plakat C 5.
◗ Die DDR verbot den Russlandheim-
kehrern, über ihre Gefangenschaft 
zu reden. Erläutere die Hintergründe 
für das Verbot und überlege, welche 
Folgen es für die Betroffenen hatte.
◗ Stelle aus den Texten zum Plakat In-
formationen darüber zusammen, wer 
mit welchen Mitteln an das Schicksal 
der Kriegsgefangenen erinnerte und 
welche Rolle die Kriegsgefangenen in 
der Politik spielten.
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C 8 »Verrat bringt Tod« (1950/51)
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Plakat des Volksbunds für 
Frieden und Freiheit aus 
dem Jahr 1950/51

Der Volksbund für Frieden und Frei-
heit war eine antikommunistische 
Propagandaorganisation, die 1950 in 
Hamburg gegründet worden war. In 
Wort und Bild warnt sie hier vor den 
Auswirkungen des Schwarzhandels 
über die bundesdeutsche Grenze in 
den Osten.

Hintergrund
Nach dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs war der Güteraustausch zwi-
schen den Besatzungszonen der 
Westmächte und der sowjetischen 
Besatzungszone durch eine Reihe 
von Abkommen geregelt worden. 
Auch nach der Gründung der beiden 
deutschen Teilstaaten wurde der so-
genannte Interzonenverkehr weiter-
geführt. Neben dem legalen Handel 
blühte aber auch der Schwarzmarkt. 
Schätzungen gingen damals von 
illegalen Umsätzen in Höhe von 200 
Millionen DM jährlich aus – weit 
mehr, als auf legalem Weg umgesetzt 
wurde. Der Warenfl uss fand in beide 

Richtungen statt. Auf dem Schwarz-
markt im Westen wurden Lebensmittel 
und Industriegüter aus dem Ostblock 
gehandelt. Zugleich gelangten Waren 
auf illegalem Weg in den Osten. Die 
Staatsbehörden sagten dem Schlep-
perwesen den Kampf an. Razzien und 
Grenzkontrollen wurden durchgeführt, 
Schieber mussten mit hohen Strafen 
rechnen.

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Arbeite die gestalterischen Mittel 
heraus, mit denen das Plakat die Auf-
merksamkeit des Publikums auf sich 
ziehen sollte. Setze dich mit der Dar-

stellung des russischen Soldaten 
auseinander. Beachte insbesondere 
seine Gestik und Mimik. Überlege, 
weshalb ihn der Plakatgestalter mit 
mongolisch-asiatisch anmutenden 
Gesichtszügen ausgestattet hat (vgl. 
dazu C 10). 
◗ Benenne die Botschaft, die das 
Plakat in Bild und Text verkündet. 
Wozu ruft es die Bürger auf? 
◗ Eines der Gründungsmitglieder des 
Volksbundes für Frieden und Freiheit 
war in den 1930er Jahren Mitarbeiter 
von Joseph Goebbels im Propaganda-
ministerium. Erörtere, inwiefern zwi-
schen dieser Feststellung und der 
Botschaft des Plakats sowie der Art 
der Darstellung ein Zusammenhang 
begründet werden kann. Ziehe dazu 
auch das vor dem Bolschewismus war-
nende Plakat der NSDAP aus dem Jahr 
1932 heran (siehe unten).
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C 9 »Stalin sucht Soldaten, Agenten und Saboteure!« (1951)
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Plakat des Bundes Deutscher 
Jugend aus dem Jahr 1951 
gegen die Weltjugendfestspiele 
in Ost-Berlin

Initiator des politisch motivierten 
Festivals der Weltjugendfestspiele war 
der 1945 gegründete Weltbund der 
Demokratischen Jugend, eine sozia-
listisch ausgerichtete Organisation, 
die Jugendliche aller Länder eingela-
den hatte, an Sportveranstaltungen, 
Festivals, Diskussionsrunden und De-
monstrationen teilzunehmen. In der 
Bundesrepublik Deutschland wie in 
anderen westlichen Staaten stießen 
die Weltjugendfestspiele auf scharfen 
Widerstand. Antikommunistische Or-
ganisationen wie der Bund Deutscher 
Jugend versuchten, die Jugend von 
der Teilnahme an der Veranstaltung 
abzuhalten.

Welteroberungspläne. Ihr sollt unter 
dem Vorwand, eine neue Zukunft her-
aufzuführen, in Wahrheit den Weltkom-
munismus über die ganze Erde tragen 
helfen. Ihr sollt dazu beitragen, Unruhe 
in Deutschland zu stiften und die Fe-
stigung der wirtschaftlichen und poli-
tischen Verhältnisse zu verhindern. So 
soll Euer Idealismus, Eure Friedensliebe 
mißbraucht werden. (...) Kein verant-
wortungsbewußter deutscher Junge, 
kein deutsches Mädel, kein deutscher 
Sportler wird sich zum Handlanger der 
Sowjets machen! (...) Keiner zu diesen 
Spielen im August nach Ost-Berlin 
reisen. (…) Wir wollen die Einheit, wir 
wollen den Frieden. Aber wir wollen 

Quelle
Im Mai 1951 wandte sich der Bundes-
minister für gesamtdeutsche Fragen 
mit einem Flugblatt an die Öffentlich-
keit: 

»Deutsche Jugend! Deutsche Sportler! 
Der Rat des kommunistischen Welt-
jugendbundes bereitet auf Anord-
nung des Kreml Weltjugendfestspiele 
in Ost-Berlin vor. Unter dem Vorwand, 
dem Frieden und der Völkerverständi-
gung zu dienen, hat er die Jugend der 
Welt und ganz besonders die deutsche 
Jugend zur Teilnahme aufgerufen. 
(…) Ihr sollt eingespannt werden in 
seine imperialistischen, aggressiven 

nicht die Diktatur des Kreml, nicht 
Klassenhaß, sondern Völkerverständi-
gung, wir wollen eine freie Jugend, in 
einem freien Deutschland!« 
Stadtarchiv Mannheim, Plakatsamm-
lung 524

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ In welcher Form (Farbgebung!) 
kommt hier das geteilte Deutschland 
zur Darstellung und welches Symbol 
der deutschen Einheit fi ndet Verwen-
dung? Vergleiche dazu C 15.
◗ Analysiere die Rolle, die dem sow-
jetischen Diktator Josef Stalin zuge-
wiesen wird. Erläutere die Absicht, 
die hinter der Darstellung Stalins als 
Spinne zu erkennen ist.
◗ Belege, inwiefern der Text des Flug-
blattes (Quelle) mit der Aussage des 
Plakates übereinstimmt.  
◗ Ordne Flugblatt und Plakat in den 
Zusammenhang des Kalten Krieges 
ein. Stelle das hierbei gezeichnete 
Feindbild dar, wie es auch aus C 8, 
C 10 und C 12 hervorgeht (vgl. www.
dhm.de/lemo/html/DasGeteilte-
Deutschland/index.html).

Politik & Unterricht • 2/3-2009



61

C • Nachkriegszeit und junge Bundesrepublik

C 10 »Wehrlos! Darum Deutschlandvertrag« (1952)
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Plakat zur Debatte um den 
Deutschlandvertrag

Das Plakat wirbt für das Vertragswerk 
zwischen der Bundesrepublik und den 
westlichen Siegermächten, das der 
Bundesrepublik die Rechte eines 
souveränen Staates verleihen und 
den Eintritt in die geplante Euro-
päische Verteidigungsgemeinschaft 
(EVG) ermöglichen sollte. Somit 
bereitete der Deutschlandvertrag 
auch die Wiederbewaffnung West-
deutschlands vor. Welche politische 
Vereinigung hinter dem Plakat steht, 
ist nicht bekannt. Der Inhalt lässt 
jedoch keinen Zweifel daran, dass 
es sich um eine konservative 
Vereinigung handelte. 

Quelle
Der Deutschlandvertrag wurde kon-
trovers diskutiert. Gegner sahen das 
Ziel der raschen Wiedervereinigung 
Deutschlands gefährdet und warnten 
vor der Wiederbewaffnung West-
deutschlands. Gleichwohl forcierte 
Bundeskanzler Konrad Adenauer den 
Abschluss des Vertrags: 

»Wir alle erstreben die Wiederverei-
nigung Deutschlands in Frieden und 
Freiheit. Wir wissen, daß wir allein 
auf uns gestellt dieses Ziel gegen den 
Willen Sowjetrußlands nicht erreichen 
können. Im Deutschlandvertrag aber 
übernehmen die drei Westmächte ver-

traglich die Verpfl ichtung, mit der Bun-
desrepublik zusammen die Wiederver-
einigung Deutschlands auf friedlichem 
Wege unter einer demokratischen 
Verfassung herbeizuführen. Schon das 
allein verpfl ichtet uns gegenüber den 
Deutschen hinter dem Eisernen Vor-
hang, den Verträgen mit dem Westen 
zuzustimmen. Nach dem Vertrag über 
die Europäische Verteidigungsgemein-
schaft werden dieser auch deutsche 
Truppen angehören. (…) Wir stehen 
vor der Wahl zwischen Sklaverei und 
Freiheit! Wir wählen die Freiheit!« 
Auszug aus der Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers vom 3. Dezember 1952

Hintergrund
Der Deutschlandvertrag wurde am 
26. Mai 1952 in Bonn unterzeichnet, 
musste aber von den Parlamenten der 
Vertragspartner genehmigt werden, 
um Gültigkeit zu erlangen. Die franzö-
sische Nationalversammlung versagte 
zunächst die Zustimmung, sodass das 
Vertragswerk neu verhandelt werden 
musste. In einer überarbeiteten Ver-
sion trat es 1955 in Kraft.

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Analysiere die gestalterischen Mittel, 
mit denen die Aufmerksamkeit der 
Adressaten geweckt werden sollten.
◗ Arbeite heraus, wie die bildliche 
Darstellung die Aussage der Textzeilen 
unterstreicht.
◗ Stelle die Botschaft des Plakats den 
Ausführungen Adenauers in seiner Re-
gierungsklärung (Quelle) gegenüber.
◗ Vergleiche das hier gezeichnete Bild 
des sowjetischen Soldaten mit den ent-
sprechenden Darstellungen bei C 8. 
◗ Untersuche, inwiefern das Erleben 
von Krieg und Gefangenschaft, Vertrei-
bung und Besetzung durch die Rote 
Armee und die Außen- und Deutsch-
landpolitik Stalins seit 1945 dazu 
beitrugen, das schon zuvor geschürte 
Feindbild zu bestärken. Vgl. dazu auch 
C 6, C 7 und C 15.
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C 11 »Friedensvertrag + Einheit + Freiheit + Frieden« (1952)
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Plakat der KPD zu den 
Stalin-Noten von 1952

Auf dem 1952 veröffentlichten 
Plakat der KPD ist Bundeskanzler 
Konrad Adenauer als Gegner der 
Wiedervereinigung abgebildet.

mit der Bundesrepublik fort. Auf die so-
wjetischen Vorschläge antworteten sie 
mit der Forderung nach freien Wahlen, 
aus denen eine gesamtdeutsche Regie-
rung hervorgehen sollte. Sie lehnten 
eine Neutralisierung Deutschlands 
ab. Die UdSSR stimmte zwar der For-
derung nach freien Wahlen zu, wollte 
aber zuvor eine gesamtdeutsche Regie-
rung einsetzen. Außerdem bestand sie 
auf der Neutralität eines vereinigten 
Deutschlands. Der Notenwechsel zwi-
schen der Sowjetunion und den West-
mächten wurde schließlich im Septem-
ber 1952 ergebnislos abgebrochen.

Hintergrund
Am 10. März 1952, während der Ver-
handlungen über den Deutschland- 
und den EVG-Vertrag, bot Stalin in 
einer Note an die Westmächte Ver-
handlungen über die Wiedervereini-
gung Deutschlands, den Abschluss 
eines Friedensvertrages und die Auf-
stellung nationaler Streitkräfte an. 
Im Gegenzug forderte er den Abzug 
aller Besatzungstruppen aus Deutsch-
land und die Neutralität des vereinten 
Deutschlands. Die Westmächte hielten 
die Vorschläge für ein taktisches Ma-
növer, um die Westintegration der 
Bundesrepublik zu verhindern. Sie 
setzten die Vertragsverhandlungen 

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe das Plakat und ermittle 
seinen Auftraggeber. 
◗ Arbeite die Botschaft heraus, die 
das Plakat vermitteln will. Berück-
sichtige dabei zunächst die Darstel-
lung und Charakterisierung Konrad 
Adenauers und seiner Politik. (Be-
achte die ihm beigegebenen kriege-
rischen Attribute.) Erläutere darüber 
hinaus die Darstellung der handeln-
den Personen. Versuche festzustellen, 
welche Bevölkerungsgruppen sie re-
präsentieren sollen. 
◗ Stelle die von den Westmächten  
(vgl. Hintergrund) geäußerten Be-
denken den Versprechungen des Pla-
kats gegenüber. Ziehe dazu auch die 
auf der ersten empfohlenen Internet-
seite zugänglichen Materialien hinzu, 
insbesondere die zweite Note der 
Westalliierten an die Sowjetunion. 
◗ Die Diskussion um die Stalin-No-
ten von 1952 wollte nie verstum-
men. Erkunde, welche Argumente 
noch jahrzehntelang für bzw. gegen 
die Annahme der Noten vorgebracht 
wurden.

Empfohlene Internetseiten:
www.dhm.de/lemo/html/DasGe-
teilteDeutschland/JahreDesAuf-
bausInOstUndWest/ZweiStaaten
ZweiWege/stalinnoten.html
www. d ig am . ne t / ex p o / s t a l i n -
note1952/einf.html
www.zeit.de/1990/27/Die-alten-
Gebetsmuehlen
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C 12 »Alle Wege des Marxismus führen nach Moskau!« (1953)

Plakat der CDU zur Bundestags-
wahl am 16. September 1953

Das CDU-Plakat zur Bundestags-
wahl 1953 wendet sich gegen die 
Ideologie des Marxismus und deren 
Anhänger. Es ist Teil der antisowje-
tischen Propaganda in den Jahren 
des Kalten Kriegs. Zugleich zielt es 
auf die innenpolitischen Gegner 
der Regierungspartei. Ohne die SPD 
wörtlich zu nennen, ist die Aussage 
gegen die Sozialdemokraten mit ihrer 
marxistischen Tradition gerichtet, 
die sich offi ziell erst im Godesberger 
Programm von 1959 von der marxis-
tischen Weltanschauung distanzieren 
sollten. Auch die CSU setzte das Bild-
motiv und die Aussage »Alle Wege des 
Marxismus führen nach Moskau!« im 
Wahlkampf ein.

Hintergrund
Schon zur ersten Bundestagswahl 
1949 veröffentlichte die CDU ein 
Plakat, in dem sie die Kampagne 
gegen die Sowjetunion mit Vorwür-
fen gegen die SPD verknüpfte. Den 
Sozialdemokraten wurde unterstellt, 
gegenüber der Sowjetunion Schwäche 
zu zeigen. Auch ein FDP-Plakat von 
1953 zielte in diese Richtung mit dem 
Slogan gegen den damaligen Kanzler-
kandidaten der SPD: »Wo Ollenhauer 
pfl ügt, sät Moskau!«. Die Gegner der 
SPD machten sich den Umstand zu 
Nutze, dass die Partei damals eine 
sozialistische Wirtschaftspolitik ver-
trat. Wegen der Mängellage nach dem 

Krieg sprach sie sich für eine öffentliche 
Lenkung und Planung der Wirtschaft 
aus. Dazu kam die Ablehnung der Pläne 
Konrad Adenauers, die Bundesrepublik 
im Rahmen des Westbündnisses zu 
bewaffnen. Die SPD reagierte auf die 
Angriffe der Regierungsparteien mit 
Empörung. Auch viele Jahre später, im 
Bundestagswahlkampf von 1980, stieß 
der Wahlslogan der CDU »Freiheit oder 
Sozialismus« auf scharfe Kritik. In der 
öffentlichen Auseinandersetzung über 
diesen Spruch wurden Parallelen mit 
dem Plakat von 1953 und der Art der 
politischen Auseinandersetzung in der 
Nachkriegszeit gezogen. 
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ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe den Aufbau des Plakats 
und benenne die von ihm ausgehende 
Botschaft. 
◗ Arbeite die Mittel heraus, auf denen 
die suggestive Wirkung des Plakats 
beruht. Beachte hierbei den Kopf mit 
der Uniformmütze und die strahlen-
förmig auf ihn zulaufenden Wege.
◗ Erläutere, wofür der Begriff »Mos-
kau« steht. 
◗ Untersuche, auch im Vergleich mit 
den Plakaten C 8, C 9 und C 10, mit 
welchen Ängsten der Menschen das 
Plakat spielt. 
◗ Beurteile, in welcher Hinsicht das 
Plakat dazu dienen sollte, den von der 
Regierung Adenauer eingeschlagenen 
Weg in der Innen-, Wirtschafts- und 
Außenpolitik zu verteidigen. 
◗ Erörtere, inwiefern sich das Plakat 
auch gegen die SPD richtete, ohne 
sie namentlich zu nennen. Informiere 
dich dazu auch über die Zusammen-
setzung des Ersten Deutschen Bun-
destages (1949–1953) und der Bun-
desregierung unter Konrad Adenauer.
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C 13 »Durch ›Baden‹ wird man erst gesund« (1951)
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Plakat zur Volksabstimmung 
über den Südweststaat 
(ab 1952 Baden-Württemberg) 
am 9. Dezember 1951

sie gegen die Idee des Südweststaats 
und deren Befürworter polemisierte.  

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe das Plakat und berück-
sichtige dabei insbesondere den ver-
wendeten Wortwitz. 
◗ Erkläre die Absicht, mit der Reinhold 
Maier, Ministerpräsident von Württem-
berg-Baden, im Plakat als »Württem-
bergs Minister« bezeichnet wird.
◗ Erkunde, weshalb Reinhold Maier 
bevorzugt als Ziel der Angriffe der Ar-
beitsgemeinschaft der Badener herhal-
ten musste.
◗ Der Stausee, in dem Reinhold Maier 
steht, ist der Schluchsee. Die von 
1929 bis 1932 errichtete Talsperre 

Hintergrund
Nachdem die alliierten Besatzungs-
mächte Südwestdeutschland im Som-
mer 1945 in die Länder Württemberg-
Baden (US-amerikanische Zone), Würt-
temberg-Hohenzollern und Baden 
(französische Zone) aufgeteilt hatten, 
stand seit 1948 die Zusammenlegung 
zum Südweststaat (Baden-Württem-
berg) zur Diskussion. Die Entschei-
dung sollte in einer Volksabstimmung 
am 9. Dezember 1951 fallen. Im Vor-
feld des Plebiszits kam es zum hef-
tigen Schlagabtausch zwischen Geg-
nern und Befürwortern der Länder-
neugliederung. Die Arbeitsgemein-
schaft der Badener trat mit mehreren 
Plakaten an die Öffentlichkeit, in der 

gehört zum Schluchseewerk, einem 
der Glanzstücke der damals in Baden, 
anders als in Württemberg, vom Staat 
betriebenen Elektrizitätsversorgung. 
Erläutere, welche Bedeutung dieser 
Tatsache für die Aussage des Plakats 
zukommt.
◗ 1919 veröffentlichte die »Berliner
Illustrirte Zeitung« ein Foto, das den 
Reichspräsidenten Friedrich Ebert
(SPD) und den Reichswehrminister
Gustav Noske (SPD) in Badehose zeig-
te. Das Foto wurde von der Rechten 
in einer Hetzkampagne gegen Ebert 
verwendet. Der Autor des Plakats zur 
Volksabstimmung von 1951 ließ sich 
vermutlich von diesem Foto inspirie-
ren. Nimm vor diesem Hintergrund 
Stellung dazu, dass das Plakat zu einem 
Skandal führte und z. B. in Mannheim 
nicht gezeigt werden durfte. Der 
Mannheimer Oberbürgermeister Her-
mann Heimerich erklärte, das Plakat 
erinnere ihn an Methoden, die in 
den Weimarer Jahren gegen Friedrich 
Ebert angewandt worden seien. Bezie-
he in deine Überlegungen den Art. 5 
des Grundgesetzes mit ein. 
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C 14 »Vereinigtes Europa? Der erste Schritt – Südweststaat« (1951)
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Plakat zur Volksabstimmung 
über den Südweststaat 
(ab 1952 Baden-Württemberg) 
am 9. Dezember 1951

Die Befürworter eines Zusammen-
schlusses der drei südwestdeutschen 
Nachkriegsländer argumentierten 
neben wirtschaftlichen Aspekten 
vor allem auch mit der europäischen 
Integration nach dem Zweiten Welt-
krieg, mit der sich die Kleinstaaterei 
im Südwesten nicht vereinbaren lasse.

Hintergrund
Nachdem die nationalsozialistische 
Diktatur in Deutschland und der 
Zweite Weltkrieg den Kontinent ge-
spalten hatten, strebten die Re-
gierungen Europas ein Bündnis der 
Länder zur Sicherung der Demokratie 
und des Friedens an. Maßgeblich un-
terstützt wurden sie dabei vom »Ame-
rican Committee for a United Europe«. 
Bereits 1946 sprach sich der britische 
Oppositionsführer Winston Churchill 
für eine Art »Vereinigte Staaten von 
Europa« aus. Mit dem Ziel der Zu-
sammenarbeit der Mitgliedstaaten 
zur Förderung von wirtschaftlichem 
und sozialem Fortschritt wurde der 

Europarat am 5. Mai 1949 durch zehn 
europäische Staaten gegründet (Bel-
gien, Dänemark, Frankreich, Großbri-
tannien, Irland, Italien, Luxemburg, 
Niederlande, Norwegen, Schweden). 
Die Bundesrepublik trat dem Bündnis 
1951 bei. Damit besaß die Idee des 
Vereinigten Europa im Jahr der Volks-
abstimmung über den Südweststaat 
hohe Aktualität. Befürworter des Süd-
weststaats sprachen sich gegen die his-
torisch überkommene Kleinstaaterei 
aus.

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Analysiere das Plakat. Berücksich-
tige dabei insbesondere den Akteur 
und die Bedeutung der von links 
unten nach rechts oben ansteigenden 
Diagonale.
◗ Beschreibe die Botschaft, die das 
Plakat vermitteln will. (Zur Erläute-
rung: Die Fahne mit dem grünen »E« 
auf weißem Grund diente seit 1949 
als Wahrzeichen der europäischen Be-
wegung. Der in der Mitte zertretene 
Grenzbalken trägt links die badischen 
Farben Gelb-Rot-Gelb und rechts das 
württembergische Schwarz-Rot.)
◗ Stelle fest, in welchen europä-
ischen Organisationen bzw. Institu-
tionen die junge Bundesrepublik 1951 
bereits als Mitglied vertreten war.
◗ Informiere dich über den Ausgang 
der Volksabstimmung vom 9. Dezem-
ber 1951. Nutze dazu die angegebene 
Internetseite, auf der die Entstehung 
des Bundeslandes Baden-Württem-
berg ausführlich dargestellt ist: www.
lpb-bw.de/publikationen/politische-
landeskunde/99/suedweststaat.htm
◗ Erkunde das Abstimmungsergebnis 
der beiden Volksabstimmungen von 
1951 und 1970 für deinen Schul- oder 
Wohnort. 
◗ Vergleiche die Artikel 29 und 118 
des Grundgesetzes für die Bundesre-
publik Deutschland und stelle fest, 
welcher dieser Artikel die verfas-
sungsrechtliche Grundlage für die 
Entstehung des Bundeslandes Baden-
Württemberg abgab.  
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C 15 »17. Juni« (um 1955)
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Plakat zur Erinnerung an die 
blutige Niederschlagung des 
Volksaufstandes in der DDR 
am 17. Juni 1953

Das Plakat dient der mahnenden 
Erinnerung an den 17. Juni 1953, als 
sowjetische Truppen in der DDR mit 
Waffengewalt gegen Demonstranten 
vorgegangen waren. In der Bundes-
republik lösten die Ereignisse Em-
pörung aus. Als Zeichen der Solida-
rität mit den Opfern des Aufstands 
erklärte der Bundestag den 17. Juni 
mit Gesetz vom 4. August 1953 zum 
Tag der deutschen Einheit und zum 
gesetzlichen Feiertag (bis 1990). Am 
ersten Jahrestag des Volksaufstands 
gründeten Vertreter aus Politik, Kul-
tur und Wirtschaft in Westberlin das 
Kuratorium Unteilbares Deutschland, 
das fortan mit politischen Aktionen 
und symbolischen Veranstaltungen an 
den 17. Juni erinnerte und die Wie-
dervereinigung einforderte. 

elementar-wuchtige Aufstand unseres 
Volkes, dieser Marsch der deutschen 
Arbeiter, diese revolutionierende, 
entfl ammende Wirkung der deutschen 
Jugend unter dem totalitären System, 
dies alles hat die Welt aufgerüttelt, 
und die Bahn ist frei gemacht für eine 
bessere Zukunft. Keine Macht der Welt, 
niemand wird auf Dauer uns Deutsche 
voneinander trennen können, wir 
werden zusammenkommen, wir werden 
zusammenwachsen, wie wir seit langem 
in dieser Not innerlich zusammenge-
wachsen sind. Unsere Stadt wird wieder 
eine Einheit werden, äußerlich wie sie 
es innerlich immer gewesen ist, und 
unser Land wird wieder eine Einheit 

Quelle
Der Regierende Bürgermeister Berlins, 
Ernst Reuter, am 23. Juni 1953: 

»(...) Wir gehören als freies, stolzes 
Volk zur freien Welt, wir bekennen uns 
zu freien Welt und werden nicht ruhen 
und nicht rasten, bis wir unser Ziel 
erreicht haben, zu dieser freien Welt 
aus eigenem Entschluß, aus eigener 
Kraft, aus eigenem Willen zu gehören. 
Der 17. Juni 1953 ist (...) das größte 
Ereignis der Geschichte, das wir seit 
langem erlebt haben. Niemand kann 
sagen, ob es uns heute oder morgen 
oder übermorgen zum Ziele führen 
wird, aber das wissen wir: Dieser 

werden in Freiheit, wie es nach un-
serem besten Wissen und Gewissen 
immer gewesen ist und immer hat 
sein sollen. (…)« 
Aus: 17. Juni – Reden zum Tag der 
deutschen Einheit, Bonn 1964

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe das Plakat und beachte 
dabei insbesondere die Perspektive, 
in die der Betrachter des Plakats hi-
neinversetzt wird.
◗ Erkläre den Symbolgehalt des abge-
bildeten Brandenburger Tors. Bezie-
he dabei die Rede von Ernst Reuter 
(Quelle) mit ein (vgl. Plakat C 9).
◗ Erstelle eine Mindmap zum Thema 
»17. Juni« unter den Aspekten 
»Ursachen, Verlauf, Folgen« (vgl. 
www.17juni53.de/home/index.html).
◗ Liste Stichworte als Grundlage für 
eine Diskussion auf, in der du für die 
Einführung des 17. Juni, des »Tags 
der deutschen Einheit«, als National-
feiertag des wiedervereinten Deutsch-
land eintrittst.
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C 16 »Vater und Mutter wählen für mich CDU« (1953)
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Plakat der CDU zur Bundestags-
wahl am 6. September 1953

Bei der Wahl zum 2. Deutschen 
Bundestag stellte sich die Regierung 
Konrad Adenauer (CDU) erstmals der 
Wiederwahl. 

Hintergrund
Bei der Bundestagswahl des Jahres 
1949 erzielte die CDU/CSU 31 %, 
während die SPD auf 28,2 % kam. 
Im Bundestag war Konrad Adenauer 
nur mit einer Stimme Mehrheit zum 
Bundeskanzler gewählt worden. Um 
eine Regierung bilden zu können, ko-
alierte er mit anderen Parteien wie 
FDP (11,9 %) und Deutsche Partei 
(DP) (4,0 %). 1949 erfolgte die Wahl 
noch in wirtschaftlich unsicheren 
Zeiten. Dagegen stand die Bundesre-
publik 1953 ganz im Zeichen des Wirt-
schaftswunders. Die CDU/CSU musste 
den Verlust der Regierungsverant-
wortung nicht ernsthaft befürchten. 

Seit ihrer Gründung hatte sie versucht, 
sich als familienfreundliche Partei zu 
profi lieren. 1953 stand die Einführung 
des Kindergelds an. Die CDU/CSU plä-
dierte dafür, erst ab dem dritten Kind 
zu zahlen. (Das damalige Leitbild der 
»Normalfamilie« ging von zwei bis vier 
Kindern aus.) SPD und Gewerkschaften 
kritisierten dies und drängten auf ein 
Kindergeld bereits für das erste Kind. 
Auch die Koalitionspartner der Union 
leisteten Widerstand, sodass der Ge-
setzentwurf 1953 nicht mehr zustande 
kam. Die Wahl vom 6. September 1953 
brachte der CDU/CSU jedoch einen 
triumphalen Erfolg ein. Sie erreichte 
45,2 % und lag somit weit vor den 

28,8 % der SPD. Durch dieses Ergeb-
nis gestärkt, konnte die Union im 
Oktober 1954 die Zahlung des Kin-
dergeldes erst ab dem dritten Kind 
durchsetzen.

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe das Plakat und analy-
siere das Foto des Schuljungen. Ver-
gleiche die äußeren Merkmale des 
Plakats mit B 4.  
◗ Arbeite die Botschaft heraus, die 
das Plakat verkündet. Berücksich-
tige hierbei die Mimik des Jungen 
und seine äußere Erscheinung (Klei-
dung).
◗ Überprüfe anhand von Fotos aus 
deiner eigenen Familie, aus einer 
Schulgeschichte oder mittels einer 
Internetrecherche (z. B. mit dem 
Suchbegriff: Schulkind 1950er Jahre), 
inwiefern der dargestellte Junge dem 
Ideal der 1950er Jahre entspricht. 
Wie sah das Idealbild der Mädchen 
aus?
◗ Versetze dich in die Rolle eines Pla-
katgestalters und skizziere eine Neu-
aufl age des Plakats, die in die heu-
tige Zeit passt. Erwäge eine entspre-
chende Abänderung der Textzeile, der 
Kleidung des Jungen und vielleicht 
seiner Frisur. Überlege, wodurch die 
Schiefertafel zu ersetzen wäre, die 
der Junge in den Händen trägt. Na-
türlich kannst du auch anstelle des 
Jungen ein Mädchen ins Bild setzen.
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C 17 »Keine Experimente!« (1957)
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Plakat der CDU zur Bundestags-
wahl am 15. September 1957

Auf dem Plakat der CDU ist der 
81-jährige damalige Parteivorsitzende 
und Bundeskanzler Konrad Adenauer 
dargestellt. Das Porträt ist das Werk 
des österreichischen Kunstprofessors 
Paul Aigner. Der Werbefachmann 
Hubert Strauf schuf den Slogan 
»Keine Experimente!«. Später
erklärte er, er habe mit diesem 
Spruch in erster Linie den Zeitgeist 
aufgegriffen. 

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Vergleiche das Plakat mit anderen, 
hier vorgestellten Plakaten aus der Zeit 
der Weimarer Republik und der Bundes-
republik. Stelle entscheidende Unter-
schiede fest. 
◗ Zeige im Vergleich mit C 18 und den 
Plakaten im Anhang (S. 71), inwiefern 
das Plakat von 1957 einen Vorbildcha-
rakter entfaltete, der bis in die Gegen-
wart anhält.
◗ Konrad Adenauer ist hier wie auf 
einem Gemälde dargestellt. Der Ver-
gleich mit Fotografi en zeigt, dass die 
Mimikfalten des 1957 81-jährigen Po-
litikers zwar realistisch wiedergegeben 
sind, doch erscheinen im Gemälde die 

Hintergrund
Seit er 1949 zum ersten Mal zum 
Bundeskanzler gewählt worden war, 
betrieb Adenauer die Einbindung der 
Bundesrepublik in das westliche Ver-
teidigungsbündnis und den Aufbau 
einer eigenen Armee, die 1956/57 als 
Bundeswehr gegründet wurde. Dage-
gen erhob die SPD die Forderung, die 
Bundesrepublik aus der NATO heraus-
zulösen, um die Wiedervereinigung 
auf den Weg zu bringen. In den Mo-
naten vor der Bundestagswahl 1957 
entbrannte zwischen den Bonner 
Parteien eine heftige Auseinander-
setzung über diese Fragen.

Haare fülliger und blonder; auch das 
Blau der Augen ist wohl übertrieben. 
Diskutiere die mit dieser Art der Dar-
stellung – Realismus einerseits, Kor-
rekturen andererseits – beabsichtigte 
Wirkung auf den Betrachter.
◗ Benenne politische, wirtschaftliche 
und soziale Errungenschaften der 
Kanzlerschaft Adenauers ab 1949, 
die es für die CDU gemäß dem Slogan 
»Keine Experimente!« zu verteidigen 
galt. Zeige, in welcher Hinsicht mit 
diesem Slogan vor allem die SPD an-
gegriffen werden sollte (vgl. C 12). 
Informationen liefert www.konrad-
adenauer.de/aera_adenauer.html
◗ Informiere dich über die Ergebnisse 
der Bundestagswahl von 1957. Ver-
gleiche sie mit der Wahl von 1953 
und stelle das Ergebnis in Form eines 
Diagramms dar.
◗ Bewerte die Zustimmung der Wähler 
zu dem Slogan »Keine Experimente!« 
vor dem Hintergrund des Wahlergeb-
nisses von CDU und CSU, die 1957 
beide mit dem gleichen Plakat gewor-
ben hatten.
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C 18 »Voran mit Willy Brandt« (1961)
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Wahlplakat der SPD für den 
Wahlkreis Mannheim zur Bundes-
tagswahl am 17. September 1961, 
herausgegeben vom Vorstand der 
SPD, Bonn
 
Carlo Schmid, Professor für Völker-
recht in Tübingen und für Politische 
Wissenschaften in Frankfurt/Main, war 
führend am Aufbau Südwestdeutsch-
lands nach 1945 beteiligt. Er hatte für 
Württemberg-Baden und Württemberg-
Hohenzollern die Landesverfassungen 
mitentworfen und maßgeblich an der 
Ausarbeitung des Grundgesetzes mit-
gewirkt. Als Direktkandidat der SPD für 
den Wahlkreis Mannheim war er von 
1949 bis 1972 Mitglied des Bundes-
tags. Das Wahlplakat von 1961 nennt 
auch den damaligen Kanzlerkandidaten 
der SPD, Willy Brandt, seit 1957 Regie-
render Bürgermeister von Berlin (West), 
der 1961 zum ersten Mal als Kanzler-
kandidat gegen die CDU/CSU-Regierung 
unter Konrad Adenauer antrat. Die SPD 
verzeichnete 1961 zwar einen Zuge-
winn an Wählerstimmen (von 31,8 % 
im Jahr 1957 auf 36,2 %), aber erst 
1969 gelang es Willy Brandt, das Amt 
des Bundeskanzlers unter einer SPD/
FDP-Regierung zu übernehmen. 

Quelle
Am 13. August 1961, kurz vor der Bun-
destagswahl, wurde in Berlin die Mauer 
erbaut. Das Plakat wurde vermutlich 
lange zuvor gedruckt. Carlo Schmid 
ging jedoch bei einem Wahlauftritt 
in Mannheim am 12. September 1961 
und in einem zwei Tage danach ab-
gedruckten Interview auf das Thema 
ein:

»Das Geschehen in Berlin ist kein 
Abschluß, sondern Auftakt neuer Ag-
gression. (…) Jetzt brauchen wir die 
nationale Solidarität, eine Regierung, 
die die Zersplitterung verhindert und 
neue Kräfte weckt. Demokratie heißt 

nicht sich zerstreiten, sondern zusam-
menraufen. Wollen wir den Bestand 
unserer Freiheit wahren, müssen wir 
zusammenstehen und gemeinsame 
Front machen, aber nicht den politisch 
anders Denkenden als Feind betrach-
ten. (…)«
Neue Neckarauer Zeitung vom 12. Sep-
tember 1961

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Vergleiche das Plakat Carlo Schmids 
mit dem Adenauer-Plakat von 1957 
(C 17). Benenne Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede. 
◗ Analysiere das Verhältnis von Bild 

und Text und erläutere die Funktion 
der Parole »Voran mit Willy Brandt«. 
◗ Bringe die vom Gestalter des Pla-
kats verwendeten Mittel in einen Zu-
sammenhang mit der beabsichtigten 
Wirkung auf den Betrachter. Berück-
sichtige dabei die Einbindung des 
Hinweises auf die Politik von Willy 
Brandt in das Plakat.  
◗ Erläutere das Demokratieverständ-
nis von Carlo Schmid anhand des 
Quellentextes. Informiere dich über 
seine Rolle als Gegenspieler Adenau-
ers einerseits, als Mitgestalter des de-
mokratischen Aufbaus im deutschen 
Südwesten und der Bundesrepublik 
Deutschland sowie als überzeugter 
Europäer andererseits (www.dhm.de/
lemo/html/biografi en/SchmidCarlo/
index.html).
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C 19 »Nicht Atomwaffen – Nicht Völkermord« (1962)
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Plakat des Deutschen Gewerk-
schaftsbunds (DGB) zu den 
Maikundgebungen am »Tag der 
Arbeit« im Jahr 1962

Seit seiner Gründung im Jahr 1949 
zeichnete die Spitze des DGB für 
die Maifeiern verantwortlich. Sie 
beschloss die Maiaufrufe und die 
zentralen Maiparolen.

Hintergrund
Der Appell gegen Atomwaffen und 
Völkermord wendet sich gegen die 
Auswüchse der Aufrüstungspolitik in 
den Jahren des Kalten Kriegs. 1957 
hatte sich Bundeskanzler Konrad 
Adenauer dafür ausgesprochen, die 
Bundeswehr mit Atomsprengköpfen 
und Abschussbasen für atomare Kurz-
streckenraketen auszustatten. Damals 
warnten Atomwissenschaftler mit der 
sogenannten Göttinger Erklärung vor 
den Gefahren nuklearer Bewaffnung. 
SPD, FDP, Gewerkschaften und Kir-
chen riefen gemeinsam mit anderen 
Gruppierungen die Kampagne »Kampf 

dem Atomtod« ins Leben. Dazu erging 
am 10. März 1958 ein bundesweiter 
Aufruf an die Bevölkerung.

1962 standen die Maikundgebungen 
des Deutschen Gewerkschaftsbunds 
(DGB) unter dem Motto »Nicht Atom-
waffen – Nicht Völkermord«. In einem 
Aufruf betonte der DGB unter anderem: 
»Nur wenn es gelingt, die Atomwaffen 
in der ganzen Welt zu ächten und zu 
vernichten, und nur, wenn eine allge-
meine Abrüstung herbeigeführt wird, 
kann die Gefahr der völkervernichten-
den Katastrophe abgewendet und der 
Frieden der Welt gesichert werden.«

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Beschreibe das Plakat unter Benen-
nung der eingesetzten Bildmittel.
◗ Erläutere die Bedeutung der Ver-
wendung von Fotos für die Darstel-
lung von Mutter und Kind sowie des 
Atompilzes. 
◗ Setze dich mit der Botschaft aus-
einander, die das Plakat vermitteln 
wollte. 
◗ Bewerte das Plakat vor dem Hin-
tergrund der Atombombenabwürfe 
am Ende des Zweiten Weltkrieges auf 
die japanischen Städte Hiroshima 
und Nagasaki. Die Atombomben tö-
teten etwa 155.000 Menschen sofort. 
Weitere 110.000 Menschen starben 
innerhalb weniger Wochen an den 
Folgen der radioaktiven Verstrahlung, 
zahlreiche weitere an Folgeschäden 
in den Jahren danach. 
◗ In den 1950er Jahren demonstrier-
ten die Supermächte USA und UdSSR 
ihre Militärmacht auch durch Atom-
waffentests. Beurteile, in welcher 
Hinsicht auch diese Tatsache zum 
Verständnis des Plakates beitrug.
◗ Nimm Stellung zu der Vermutung, 
dass die »Maiparole« des DGB von 
1962 und das Plakat die Zuspitzung 
der Berlin-Krise bzw. des Kalten 
Kriegs durch den Bau der Berliner 
Mauer vom 13. August 1961 wider-
spiegeln (vgl. dazu www.lpb-bw.de/
geschichte/mauer.php3).
◗ Informiere dich über den gegen-
wärtigen Stand und die aktuellen 
Probleme der weltweiten atomaren 
Rüstung und arbeite heraus, inwie-
fern der Aufruf des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes vom Mai 1962 
(Hintergrund) immer noch Gültigkeit 
besitzt. 
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Anhang

ARBEITSAUFTRÄGE
◗ Arbeite die Merkmale heraus, die 
diese Wahlplakate von den Wahlpla-
katen der Weimarer Republik (Bau-
stein A) und denen der frühen Bundes-
republik (Baustein C) unterscheiden. 
◗ Die Konkurrenz, die das Plakat durch 
die Printmedien und das Fernsehen 
sowie in zunehmendem Maße durch die 
elektronischen Medien erfährt, hat zu 
einer Veränderung der Seh- und Lese-
gewohnheiten der Menschen geführt. 
Überlege, wie sich diese Veränderung 
in diesen Plakaten widerspiegelt. 
Welche Folgen hat die großformatige 
Darstellung von Politikerköpfen für das 
jeweilige Plakat? Was kennzeichnet 
die Textbestandteile? Welchen Anteil 
haben die graphischen Elemente?
◗ Seit einigen Jahren werben die Par-
teien mit Großplakaten an stark befah-
renen Straßen und Plätzen. Setze dich 
mit der Vermutung auseinander, dass 
hierbei die Werbung für sonstige Veran-
staltungen bzw. Produkte oder Firmen 

Hintergrund
Am 21. April 2005 war Günther H. 
Oettinger mit den Stimmen von 
CDU und FDP im Landtag zum Mi-
nisterpräsidenten des Landes Baden-
Württemberg gewählt worden. Am 
26. März 2006 musste er sich zum 
ersten Mal einer Volkswahl stellen. 
Mit seiner Partei, der CDU, verfehlte 
er mit 44,2 % der Stimmen nur knapp 
die absolute Mehrheit der Mandate. 
Damit kam es zur Fortführung der Ko-
alition aus CDU und FDP mit deren 
Spitzenkandidaten Prof. Dr. Ulrich 
Goll. Die SPD trat erneut mit ihrer 
Spitzenkandidatin Ute Vogt an. Die 
größte Oppositionspartei musste 
dabei mit 25,2 % der Stimmen das 
zweitniedrigste Ergebnis bei einer 
Landtagswahl in Baden-Württemberg 
überhaupt hinnehmen. Bündnis 90/
Die Grünen, der kleineren Opposi-
tionspartei, gelang es mit ihrem 
Spitzenkandidaten Winfried Kretsch-
mann, mit 11,7 % die drittstärkste 
politische Kraft im Landtag, noch vor 
der FDP (10,7 %), zu werden. 
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als Vorbild dient. Berücksichtige hier-
bei auch den Aspekt des stetig wach-
senden Individualverkehrs.
◗ Vergleiche die Porträts von Günther 
H. Oettinger, Ute Vogt und Ulrich Goll 
mit den Porträtdarstellungen von A 8, 
C 17 und C 18. Stelle den entschei-
denden Unterschied dar. Überprüfe 
die These, dass die Politikerporträts 
den Regeln der Werbung gemäß ge-
staltet seien, indem du die Werbesei-
ten bzw. Anzeigen in einer beliebigen 
Tageszeitung oder Illustrierten zum 
Vergleich heranziehst. 
◗ Informiere dich über die Bedeutung, 
welche die Dienstleistungen privater 
Werbeagenturen für die Wahlkampa-
gnen der Parteien besitzen. Hierzu 
kannst du dich auf eine Internet-
recherche z. B. unter den Suchbegrif-
fen »Politik« und »Werbeagentur« 
stützen.
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